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7 3317Entgleisungen und 

Nazi-Verharmlosungen
Relativierungen in der StVV Bernau

Fazit: »Eigentlich 

ein Wunder«
Tage des brandenburgischen Buches

Licht für alle – 

und das kostenlos!
Von der 380-kV-Freileitung

Frage 1: Welche Gegenleistung hat die Stadt Eberswalde erbracht, um
die »Beschleunigungszuschläge« zu erhalten?
Antwort:  Die Antwort ist tatsächlich so banal wie die Realität. Die Be-
schleunigungszuschläge sind Einmalzahlungen an den Eigentümer für
eine zügige Bearbeitung.
Frage 2: In der Antwort auf die Anfrage AF/070/2021 wurde informiert,
daß es sich bei der Entgegennahme der »Beschleunigungszuschläge« um
ein Geschäft der laufenden Verwaltung gehandelt hat. Ist die Entgegen-
nahme der »Beschleunigungszuschläge« Bestandteil der Haushaltssat-
zung 2020/2021? 
Antwort: Die Antwort aus der Kämmerei: Zum Zeitpunkt der Planung
des Haushaltes 2020/2021 waren die Vertragsbestandteile weder in der
Differenzierung der einzelnen Unterpunkte noch in Höhe oder dem Zeit-
punkt der Zahlung bekannt. Aus diesem Grund wurden in der Produkt-
gruppe 11.17.01.05 Entschädigungsleistungen pauschal für 2020 in
Höhe von 200.000 Euro geplant.

Wie wir jetzt erlebt haben, waren es deutlich höhere Entschädigungs-
leistungen, die dann 2021 kassenwirksam wurden.
Frage 3: Wenn ja, in welcher Höhe wurden diese »Beschleunigungszu-
schläge« im Haushalt 2020/2021 eingeplant? 
Antwort: Da nochmal der Verweis: Da wir keine differenzierten Infor-

mationen hatten, wurde auch keine differenzierte Planung zu diesem
Zeitpunkt vorgenommen.

Somit kann also festgehalten werden: 
1. Die Eberswalder Stadtverwaltung hat das Verlangen von 50Hertz,
trotz der bestehenden Einwände gegen den Bau der 380-kV-Freileitung,
»zügig bearbeitet«. 
2. Im Haushaltsplan 2020 wurden pauschal Entschädigungsleistungen
eingeplant. »Beschleunigungszuschläge« waren, da »keine differenzierten In-
formationen« vorlagen, nicht geplant und sind somit auch nicht Bestand-
teil des Haushaltsplans 2020/21.
3. In der Antwort auf Frage 2 heißt es, daß »die Vertragsbestandteile« zum
Zeitpunkt der Haushaltsplanung nicht bekannt waren. Insofern ist da-
von auszugehen, daß es einen Vertrag zwischen 50Hertz und der Stadt
Eberswalde gibt, in dem die Entschädigungsleistungen aber auch die
»Beschleunigungszuschläge« im Detail geregelt werden. Ebenso kann da-
von ausgegangen werden, daß dieser Vertrag ohne Beteiligung der Stadt-
verordnetenversammlung ausgehandelt worden ist. 
Fazit: Die Stadtverwaltung hat also entgegen des wiederholten Votums
der Stadtverordnetenversammlung gegen den Bau der 380-kV-Höchst-
spannungsleitung als Freileitung zwischen den Wohngebieten Finow-
Ost und Brandenburgisches Viertel, das Anliegen von 50Hertz, durch
Rodung der Trasse und ggf. dem Bau von Masten vollendete Tatsachen
zu schaffen, durch »zügige Bearbeitung« unterstützt, obwohl es dem Plan-
feststellungsbeschluß infolge der anhängenden Klage an Bestandskraft
fehlt. Die Stadtverwaltung hat »Beschleunigungszuschläge« angenommen,
obwohl sie für solche Schenkungen keinerlei Ermächtigung seitens der
Stadtverordnetenversammlung hatte. Denn in der Haushaltsplanung
2020/21 waren lediglich pauschal Entschädigungsleistungen eingeplant,
nicht aber »Beschleunigungszuschläge«. Insofern darf angenommen wer-
den, daß die Stadtverwaltung hier ihre Kompetenzen überschritten hat. 

Die »Beschleunigungszuschläge« wirkten hier offensichtlich wie eine
Art legales Bestechungsgeld, wobei nicht unterstellt werden soll, daß zu-
sätzlich auch noch privat solche Bestechungsgelder flossen. 

Wir erinnern uns: Im Jahr 2005 hatten die Firmen EWE und e.dis
auch so eine Art »Beschleunigungszuschläge« an die Stadt Eberswalde ge-
zahlt. Damals getarnt als Spenden. Sie hatten damit den Kauf der Stadt-
werkeanteile »beschleunigt«. Ein Jahr später wurde Bürgermeister Rein-
hard Schulz abgewählt. Zudem hatte er sich wegen Korruption vor Ge-
richt zu verantworten. 

Dazu wird es diesmal nicht kommen. Der jetzige Bürgermeister will
seinen Posten ohnehin vorzeitig aufgeben. Bei der geplanten Beigeord-
netenwahl könnte dieses Thema aber durchaus eine Rolle spielen.

GERD MARKMANN

»So banal wie die Realität«
Der Stadtverwaltung fehlte die Ermächtigung zur Annahme von »Beschleunigungszuschlägen«

Die Annahme von »Beschleunigungszuschlägen« von der Firma 50Hertz für die Inanspruchnahme städtischer Flächen im Zusammenhang mit dem
Bau der 380-kV-Höchstspannungsleitung Bertikow-Neuenhagen, die zwischen den Wohngebieten Finow-Ost und Brandenburgisches Viertel das
Stadtgebiet quert, war von der Stadtverwaltung als »Geschäft der laufenden Verwaltung« deklariert worden. Der Hauptausschuß wurde informiert –
allerdings, obwohl es sich um Haushaltsangelegenheiten handelte, nur in nichtöffentlicher Sitzung. Aber eine Abstimmung der Stadtverordneten
fand nicht statt (BBP 4 und 5/2021).

Der Stadtverordnete Mirko Wolfgramm (Fraktion Die PARTEI Alternative für Umwelt und Natur) hatte sich daraufhin mit einer offiziellen An-
frage an die Stadtverwaltung gewandt. Inzwischen liegt die Niederschrift der mündlichen Antwort der Baudezernentin Anne Fellner vor.

Auch am Finowkanal fielen zahlreiche Bäume den Fällaktionen von
50Hertz zum Opfer.
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Das hatten wir schon
Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser, 
Ihre persönliche Widerstandsfähigkeit war in
den vergangenen Monaten stark gefordert. Ob-
wohl die bösen Viren nicht schnell verschwin-
den werden, haben wir gemeinsam Mittel und
Wege gefunden, unser Leben zu schützen und
weitgehend unbehelligt unserer Wege zu zie-
hen. Sicherlich konnten die gegenseitige Hilfe
der Menschen und das gute Wetter unsere An-
strengungen nur unterstützen. Nicht zuletzt an
den Erfolgen kann man erkennen, daß wir
lernfähig sind. Wie wäre es, wenn wir das neu
errungene Selbstbewußtsein und Wissen auch
für politische Sachverhalte nutzen würden? 
Gemäß der veröffentlichten Meinung will un-
sere Regierung die Russen sanktionieren, weil
die einfach nicht machen, was sie sollen. Zum
wiederholten Male. Als ob das irgendwann gut
gegangen wäre und die Russen uns nicht im-
mer mal entscheidend geholfen haben. Die
Russen hätten nämlich Atomraketen mit gerin-
ger Reichweite an ihrer Grenze stationiert, die
auch noch genau auf uns zielen würden. Das
ist schlimm genug. Das hatten wir schon. So
etwas brauchen wir nicht. 
Vor vielen Jahren hat man die Russen schon
einmal geärgert und die haben daraufhin ihre
Atomraketen ohne zu fragen in unserem Land
stationiert. Der allseits geachtete und hoch de-
korierte Herr Bundeskanzler Helmut Schmidt
ist daraufhin mit dem vollsten Einverständnis
unserer Brüder und Schwestern nach Amerika
gefahren und hat den geliebten amerikani-
schen Präsidenten Ronald Reagan sehr nach-
drücklich um die Stationierung amerikani-
scher Atomraketen gebeten. Wohl aus Angst
vor den Russen. Und wir waren, ganz unge-
fragt, deren Ziel. Die gefährlichen Raketen ha-
ben in der freiheitlichen Bundesrepublik und
der friedliebenden DDR eine ganze Weile ge-
standen. Bis man die Russen kirre hatte und
diese ihre Raketen nach Hause geschafft ha-
ben. Von den amerikanischen Atomraketen
stehen wohl noch einige herum. Man weiß das
nicht genau. Diesen archaischen Atomraketen
mangelte es auch an Treffsicherheit. Als Folge
ihres Einsatzes wäre sowohl das freiheitliche
als auch das friedliebende Deutschland ganz
und gar verschwunden und für lange Zeit un-
bewohnbar geworden. Ob von diesen Mängeln
der allseits geachtete Bundeskanzler und der
hochverehrte Staatsratsvorsitzende erfahren
haben, ist nicht überliefert. Den Menschen in
beiden Staaten hat man es jedenfalls nicht ge-
sagt. Sonst hätten unsere Brüder und Schwe-
stern die Stationierung dieser grauenhaften
Dinger wohl auf gar keinem Fall so herbeige-
sehnt und so lange geduldet. 
Auch das hatten wir schon. So etwas brau-
chen wir nicht. Waffen lösen Probleme nicht
und mit dem Feuer spielt man nicht. Das wis-
sen hierzulande schon die kleinsten Kinder.
Und erwachsene Menschen belügt man nicht. 

Dr. MANFRED PFAFF

In eigener Sache
Es gibt ihn wirklich, diesen Corona-Virus. Er

ist keine Erfindung böswilliger Verschwörer
oder profitgieriger Pharmakonzerne. Der Coro-
na-Virus hat uns erreicht, die BBP-Redaktion
heimgesucht und einige Wochen lahmgelegt. 

Daher mußte – erstmals in der 26jährigen
Geschichte der »Barnimer Bürgerpost« – eine
Ausgabe ausfallen. Betroffen war die Juni-Aus-
gabe, die laut Plan am 1. Juni erscheinen sollte.

Auch wenn die virenbedingten gesundheitli-
chen Einschränkungen noch fortbestehen, ist

es uns gelungen, die vorliegende Ausgabe als
erweiterte »Sommerausgabe« zu gestalten. 

Die nächste »reguläre« Ausgabe der »Barni-
mer Bürgerpost«, dann wieder im gewohnten
Umfang von 16 Seiten, wird voraussichtlich
am 14. September 2021 erscheinen (Redakti-
onsschluß: Mittwoch, 8. September 2021) –
sofern uns nicht die nächste Viren-Welle in
welcher Variante auch immer heimsucht. 

GERD MARKMANN
(Redakteur der »Barnimer Bürgerpost«)

Die Zeit läuft ab
Was bisher nur von Menschen verlangt wur-

de, die einer Straftat verdächtigt wurden oder
damit im Zusammenhang überprüft wurden, ist
künftig allgemeine Bürgerpflicht. 

Wer ab 2. August einen neuen Personalaus-
weis braucht, muß dafür in den Datenbanken
des Bürgeramts seine Fingerabdrücke hinterle-
gen. Auch auf der neuen Plastekarte, Personal-
ausweis genannt, die man dann bekommt, ist

der Fingerabdruck gespeichert. Wer noch mög-
lichst lange ohne Fingerabdrücke unterwegs
sein will, kann nur noch bis Ende Juli versu-
chen, einen Personalausweis in der alten Form
zu beantragen. Falls der alte PA noch nicht ab-
gelaufen ist, kann bei Verlust oder Beschädi-
gung ein neuer beantragt werden, der dann
noch zehn Jahre gültig ist. 

(Quelle: Digitalcourage e.V.)

Ab 2. August: Fingerabdruckpflicht für Personalausweise

Nachhaltiges Bauen in Eberswalde?
Flächenvergrößerung der Clara-Zetkin-Siedlung

Bürgermeister Boginski läßt sich sehr gern
feiern, wenn in Eberswalde wieder etwas
»nachhaltig«, »Bio« , »ökologisch« oder »Null
Energie« heißt. Aber kann man dem auch beim
Bauen folgen? Eindeutig nein, denn was er und
sein Bauamt in Bezug auf eine Flächenausdeh-
nung der Stadt aushecken, vernichtet wertvol-
les Grünland für Flora und Fauna.

Ganz konkret ist dies am Beispiel des »Bär-
bel-Wachholz-Weges« in der Clara-Zetkin-Sied-
lung zu sehen. Hier wird hinter dem Liguster-
weg (der schon neu angelegt wurde) eine neue
Straße mit etlichen Parzellen zur Bebauung ge-
plant und erschaffen, die die dort wunderbare
Grünwiese vernichtet. Und dies ist erst Teil 1
einer Straße, die noch nordwärts bis »Unter den
Buchen« verlängert werden kann.

Dabei gibt es genug Freiflächen und
Baulücken in Eberswalde, wie in der Triftstraße
(Westend) hinter REWE und DM. Da existiert
ein Riesengrundstück, das zwar mal beplant
wurde, aber dann nichts mehr passierte. Oder
die verfallene Liegenschaft hinter der Rat-
hauspassage Richtung Marienstraße zwischen
Kreuz- und Bollwerkstraße. Diese ehemals ge-
werbliche Fläche liegt seit mindestens 30 Jah-
ren brach. Dort müßte nur baubereinigt wer-
den und es könnte losgehen. Die Innenstadt
würde attraktiver.

Oder die Liegenschaften in Finow (altes Ar-
beitsamt, Finanzamt) an der Eberswalder
Straße, wo mal »Hartz-4«-kompatible Woh-
nungen geschaffen werden sollten, bis man be-
merkte, daß dann die Sozialmieter der WHG

weglaufen. Hier soll nun ein neuer Schulcam-
pus entstehen, nachdem in der Nachbarschaft
in Finow und im Brandenburgischen Viertel
Schulen abgerissen wurden. Es gibt sicher noch
etliche Beispiele mehr. Wenn denn Stadt und
Bürgermeister es ernst meinen, würden alte be-
baute Grundstücke und Industrieanlagen
»rückgebaut«, um Neubauflächen zu schaffen.
Die Stadt würde wachsen, aber nicht zum Preis
einer weiteren Ausuferung an den Rändern. Es
wäre eine Win-Win-Situation. Ehemalige
Brachflächen ließen die Stadt wachsen, häßli-
che Schandflecken würden verschwinden,
ohne daß neue Areale erschlossen würden.

Warum das nicht so geht, kann man uns ja
bestimmt erläutern.

Stattdessen wird immer mehr an den Stadt-
rändern gebaut, um die Grundstücke dann im
Bieterverfahren an die Meistverdienenden
bzw. Meistbietenden zu versteigern. 

Ist das sozial und/oder ökologisch? 
Erfreulich wäre hier eine Debatte, inwieweit

Eberswalde sich noch weiter verbreitern muß,
bevor man besser verdichtet, um so bezahlba-
ren Wohnraum für junge Leute und Familien
zu planen, nämlich für die Personengruppe, die
so gern von den Politikern genannt wird. 

Also, bebaute brachliegende Flächen sanie-
ren, um dort zu bauen. Die Stadt würde »gleich
groß« bleiben und keine zusätzliche Fläche ver-
siegeln. 

Für eine neue Denkausrichtung der Ebers-
walder Baupolitik!

JÖRG SCHNEIDEREIT
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Die Alloheim Senioren-Residenz »Haus am
Werbellinsee« in Altenhof ist deshalb besonders
stolz auf die Leistung ihres Teams, das stetig die
Qualitätssicherung im Blick hat. Viel trägt
dazu auch das Qualitätsmanagement bei. Was
viele nicht wissen: Viele Prozesse werden mitt-
lerweile digital gesteuert und überwacht. 

»Während das ganze Land in einen Lockdown
ging, stellten sich unsere Mitarbeiter ihren bisher
wohl größten Herausforderungen«, sagt Einrich-
tungsleiter Samuel Wiedebusch, »mit den um-
fangreichen Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen
wurde der Alltag in unserer Residenz auf den Kopf
gestellt. Eine belastende Situation für die Senioren
und unser gesamtes Team.« Mehr als je zuvor wa-
ren die Mitarbeiter der Alloheim Senioren-Re-
sidenz in dieser Zeit als verständige Zuhörer
und als Ersatz für Freunde und Familie gefor-
dert. »Unser Motto lautet ‚Wir dienen Ihrer Le-
bensqualität‘«, so Wiedebusch, »diesem Credo,
das wir sowohl auf unsere Senioren als auch auf
Angehörige und unser Team beziehen, wollen wir
täglich immer wieder aufs Neue gerecht werden.«

Die hohe Qualität der Pflege in den Allo-
heim-Einrichtungen ist in erster Linie den Mit-
arbeitern zu verdanken. Allerdings setzt man
dabei auch auf ein breit angelegtes Qualitätsm-
anagement mit verbindlichen Richtlinien und
Vorgaben sowie objektiven Bewertungskriteri-
en durch ein digital geführtes Kennzahlensy-
stem. Der Einzug vieler derartiger Prozesse und
die Verwendung ausgeklügelter Auswertungs-
algorithmen in der Pflege ermöglicht auf einen
Blick alle wichtigen Entwicklungen für jeden
Bewohner überblicken und steuern zu können. 

»Qualität erlaubt keine Toleranz«, sagt dazu
Sabine Brucksteg, Bereichsleiterin im Zentra-
len Qualitätsmanagement. »Durch die klare Vi-
sion eines strukturierten Qualitätsmanagementsy-
stems haben wir es geschafft, ein Netzwerk von
rund 300 Mitarbeitern zu knüpfen, das sich täglich
deutschlandweit ausschließlich mit der Qualitätssi-
cherung beschäftigt. Dadurch stellen wir nachhal-
tig die Lebensqualität der Bewohner sicher.«

Mit der Einführung digital geführter Steue-
rungs- und Überwachungsinstrumente können
auf einen Blick alle wichtigen Entwicklungen
für jeden einzelnen Bewohner überblickt wer-
den. »Im Prinzip funktioniert das Kennzahlen-
Modell wie ein Frühwarnsystem«, erklärt Sabine
Brucksteg, »jeden Tag werden die Beobachtungen
der Mitarbeiter beispielsweise in Bezug auf chroni-
sche Wunden, Schmerzen, Gewichtsveränderun-
gen oder Trinkverhalten aller Bewohner von den
Pflegekräften digital über unser Pflegedokumenta-
tionsprogramm erfaßt und festgehalten. Dadurch
können wir auf eine große Menge an Daten
zurückgreifen und die Entwicklung eines jeden
Einzelnen sehr genau beurteilen.« Das Zentrale
Qualitätsmanagement erkennt dadurch Verän-
derungen frühzeitig und kann sofort notwendi-
ge Maßnahmen veranlassen, damit es gar nicht
erst zu Problemen kommt. »Das System greift
dabei mit einer ,künstlichen Intelligenz‘ auf hinter-
legte Erfahrungswerte zurück, berechnet beispiels-
weise Risikopotentiale oder zu erwartende Ent-
wicklungen«, erläutert Sabine Brucksteg. »So
wird aus einem Mosaik unterschiedlichster Werte
und Kennzahlen ein Gesamtbild errechnet, das zu
klaren und vor allem frühzeitigen Aktivitäten un-

Anzeige

sererseits führt. All das ist schon sehr beein-
druckend.« Wie Brucksteg weiter ausführt, kön-
nen so beispielsweise auch ergänzende Schu-
lungen der Mitarbeiter oder Einzelunterwei-
sungen veranlaßt werden. »In der Praxis arbei-
ten wir Hand in Hand mit den Qualitätsbeauf-
tragten vor Ort«, sagt sie. »Schlägt unser digitales
Frühwarnsystem an, sind die Qualitätsbeauftrag-
ten vor Ort unsere ersten Ansprechpartner.« 

Wird somit in der Zukunft die Pflegequalität
in Senioren-Residenzen von Hightech-Com-
putern abhängen? »Keinesfalls«, sagt die Be-
reichsleiterin, »das Hauptinstrument für die Be-
urteilung und Sicherstellung der Pflegequalität
bleibt weiterhin die berufliche Expertise der Pflege-
kräfte und Qualitätsbeauftragten. Die Einbindung
von Hightech ist ein fantastisches Instrument, um
punktgenau und ergänzend agieren zu können.«
Zusätzlich dazu setze man auf umfassende Wei-
terbildungen, um bei allen Themengebieten
auf dem neuesten Stand zu sein. So werden
auch Online-Schulungen durchgeführt, um
neu hinzukommende Mitarbeiter vom ersten
Tag an in die Qualitätsprozesse einzubinden. 

Dies bezieht sich nicht nur auf Pflegekräfte.
»Die Tätigkeitsbereiche in unserer Einrichtung
sind breitgefächert«, sagt Samuel Wiedebusch,
»sei es der Koch, der täglich für die frischen Mahl-
zeiten der Senioren verantwortlich ist, die Arbeit in
der Sozialen Betreuung, die eine Vielzahl an ab-
wechslungsreichen Aktivitäten mit den Bewohnern
plant und durchführt oder der Haustechniker. In
allen Bereichen geht es um die Sicherstellung höch-
ster Qualitätsmaßstäbe – immer individuell bezo-
gen und abgestimmt auf den einzelnen Bewohner.
Auch daran erkennt man, daß die Arbeit in der
Pflegebranche sehr vielseitig und sehr schön ist.
Wer Freude am Kontakt mit Menschen hat, ist hier
sicherlich gut aufgehoben. Wir machen mehr als ei-
nen Job. Wir leisten täglich Arbeit mit Herz für die
Lebensqualität unserer Senioren.«

ANNEKA BRANDENFELS

Arbeit mit Herz
Digitale Prozesse sorgen für Lebensqualität im Alter
Die Mitarbeiter der Pflegebranche zählen ohne Zweifel zu den Helden der Corona-Pan-
demie. Arbeit mit Herz trotz vieler Maßnahmen, die den Alltag auf den Kopf stellen. 
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Laden-Leerstand in der Innenstadt
Eberswalde (bbp). »Das Einkaufszentrum Rat-
hauspassage im Eberswalder Stadtzentrum weist
bereits jetzt einen erheblichen Leerstand auf«, in-
formierte Dietmar Ortel (CDU) am 23. März
die Eberswalder Stadtverordnetenversamm-
lung. Ihn haben Informationen erreicht, »daß
sich der Leerstand noch weiter vergrößern wird,
weil manche Betreiber ihre Geschäfte nicht mehr
öffnen« werden, wenn dies die Corona-Sperren
wieder erlauben. 

Bürgermeister Friedhelm Boginski (FDP)
teilt mit, daß die Stadtverwaltung »seit nun-
mehr drei Jahren im Gespräch mit den Eigentü-
mern und der Geschäftsführerin vor Ort ist und in
diesen gefragt hat, ob es Möglichkeiten gibt, wie die
Stadt Eberswalde hier unterstützend tätig werden
kann«. Die Verwaltung habe den Beteiligten
auch verschiedene Vorschläge unterbreitet.

Nach seinem Empfinden, so Boginski, bestehe
»kein großes Interesse bei den Eigentümern, diese
Situation wesentlich zu verbessern. Angesichts der
anhaltenden Corona-Pandemie werden wir sehen,
daß es noch deutlich schwieriger werden wird.« 

Einige Händlerinnen und Händler haben
bereits Hilfen der Stadt in Anspruch genom-
men. »Vor allem bei den Einzelhändlerinnen und
Einzelhändlern brennt die Luft. Damit meine ich
vor allem jene, die sich selbst ausbeuten und jeden
Tag zehn bis zwölf Stunden in ihren Läden stehen
und nun ihre Mieten nicht mehr zahlen können.
Hier ist Solidarität und Hilfe auch von der Kom-
mune gefordert. Gemeinsam mit Prof. Dr. König
und Dr. Werdermann bin ich immer wieder in Ge-
sprächen, um die Unternehmerinnen und Unter-
nehmer in der Stadt Eberswalde zu unterstützen,
zu helfen und mit Rat und tat zur Seite zu stehen.«

Ein erster BürgermeisterkandidatBusanbindung verbessern
Die Stadt Bernau soll sich um eine Verbesse-

rung der Linienführung der Buslinie 870 und
eine bessere Anbindung des Ortsteils Lindow
bemühen. Das sieht ein Antrag von BVB/Freie
Wähler in der Bernauer Stadtverordnetenver-
sammlung vor. 

Seit dem Fahrplanwechsel im Dezember
2020 wird das Wohngebiet Lindow mit der
Buslinie 870 durchfahren statt wie zuvor mit
der Linie 869. Ein großer Teil der Bewohner
von Lindow hält diesen Linientausch für nach-
teilig. Vielfach wird geäußert, daß dadurch we-
niger Wege mit dem Bus zurückgelegt werden,
stattdessen mit dem Auto. Gründe dafür sind
die schlechtere Erreichbarkeit der Bernauer
Altstadt (der Bus 869 fuhr bis Dezember 2020
durch die Berliner Straße) sowie die wesentlich
erschwerte Erreichbarkeit des Krankenhauses,
mit langen Umsteigezeiten am Bahnhof, was
vor allem von älteren Bürgern beklagt wird.

Während nunmehr die Linie 870 vom Pan-
kebogen kommend stündlich nach Lindow ver-
längert wird, endet die ebenfalls stündlich ver-
kehrende Linie 869 an der Bahnhofspassage
(Streckenführung: Lobetal – Bernau Bhf. –
Bahnhofspassage – Bernau Bhf. – Lobetal). Ein
Rücktausch der Linien bezüglich der Busan-
bindung von Lindow erscheint betrieblich un-
problematisch, hätte augenscheinlich keine
höheren Kosten zur Folge und würde so gut wie
keine Nachteile für andere Fahrgäste mit sich
bringen. 

Beobachtungen haben gezeigt, daß nur in
seltenen Fällen Fahrgäste aus dem Puschkin-
viertel bzw. Pankebogen über den Bahnhof
hinaus im Bus 870 verbleiben, um in Richtung
Breitscheidstraße – Lindow weiterzufahren.
Dem stehen die Vorteile gegenüber, daß sowohl
die Altstadt als auch das Krankenhaus und der
Bereich Rollbergeck wieder direkt mit Lindow
verbunden wären. Damit wird auch einem An-
liegen des Seniorenbeirats entsprochen.

PETER ZELT

Nominierungsversammlung des »Wahlbündnis SPD|Bürger für Eberswalde«

Am 29. Mai wurde die Nominierungsver-
sammlung des »Wahlbündnis SPD | Bürger für
Eberswalde« abgehalten, mit dem Ziel, einen
Kandidaten/eine Kandidatin für die kommen-
de Bürgermeisterwahl zu nominieren. Knapp
50 Mitglieder der SPD Eberswalde, der SPD Fi-
now und der Wählergruppe Bürger für Ebers-
walde fanden sich in der Hufeisenfabrik ein.

Nachdem sich beide Bewerber:innen vorge-
stellt hatten, konnten sich alle Mitglieder in ei-
ner Fragerunde ein gutes Bild von den beiden
Anwärter:innen machen. Bereits im ersten
Wahlgang setzte sich Götz Herrmann mit einer
klaren Mehrheit vor Steffi Schneemilch durch. 

Nach der Nominierung äußerte sich Götz
Herrmann wie folgt: »Ich bedanke mich sehr für
das Vertrauen der Mitglieder unseres gemeinsamen
Wahlbündnisses. Heute ist aber kein Tag für Kon-
fettikanonen, denn wir befinden uns erst am An-
fang eines herausfordernden Prozesses. Es ist ei-

nerseits gut, persönlich Klarheit zu haben, um jetzt
auch die nächsten Schritte machen zu können.

Es wird nun aber sehr wichtig sein, sich inhalt-
lich weiter auseinanderzusetzen und Gespräche zu
führen. Auch bleibt abzuwarten, wie die Bundes-
tagswahl im September mit unserem jetzigen Bür-
germeister ausgeht und wann wir dann die näch-
sten Bürgermeisterwahlen haben werden.«

Der nächste Schritt ist es, zeitnah Gespräche
zu suchen, um mit dem Kandidaten für weitere
Unterstützung zu werben. Weiterhin wird es
darum gehen, inhaltliche Schnittmengen zwi-
schen Parteien/Gruppierungen und dem Kan-
didaten zu erörtern. Letztlich mit dem Ziel, ei-
nen Kandidaten in einem starken politischen
Verbund zur Wahl zu stellen. Die Vorsitzenden
der SPD Ortsvereine sowie von BFE gratulier-
ten Götz und wünschten ihm viel Erfolg für die
kommenden Aufgaben. 

RINGO WRASE und JÖRG ZAUMSEIL

Eberswalder Tourist-Information:

Qualitätsprüfung erfolgreich
Eberswalde (prest-ew). Alle drei Jahre wird die
Eberswalder Tourist-Information vom Deut-
schen Tourismusverband e.V. auf ihre Qualität
für Besuchende hin geprüft. Relevant sind
hierfür Dinge, wie das äußere und innere Er-
scheinungsbild, das Leistungsangebot aber
auch der Service. Die Prüfung erfolgt anonym
und im Verborgenen.

Die Eberswalder »Touri-Info« erhielt 106,5
Punkte, was einer Wertung von 89 Prozent
entspricht und über dem Bundesdurchschnitt
(81 Prozent) liegt. Auch konnte man sich, im
Vergleich zur letzten Prüfung vor drei Jahren,
um einige Prozentpunkte verbessern.

Das Ergebnis berechtigt die Eberswalder-
Tourist-Information zum Tragen der roten i-
Marke bis zur nächsten Prüfung im Juni 2024.
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Später war davon nicht mehr die Rede,
mußte doch alles, insbesondere die notwendige
Ausschreibung des neuen Postens, formal
rechtlich korrekt vonstatten gehen. Äußerun-
gen, wonach doch alles vorab abgesprochen ist
und die Ausschreibung eine Farce sei, wurden
fortan empört zurückgewiesen. Beispielsweise
von Bürgermeister FRIEDHELM BOGINSKI zur
StVV-Sitzung am 25. Mai. Der Leiter des
Rechtsamtes STEFAN MÜLLER betreue das Ver-
fahren intensiv, so Boginski, so daß es ein
rechtssicheres Verfahren sein werde, bei dem
alle Kandidatinnen und Kandidaten die glei-
chen Chancen haben. Die fachliche Ausrich-
tung des Beigeordneten auf das Baudezernat,
so Boginski, sei so von Fraktionen, die er nicht
näher bezeichnete, so gewünscht worden. Im
Beschluß der StVV einschließlich der zu-
gehörigen Begründung gab es dazu keine Vor-
gaben. Allerdings wurde der Entwurf der Stel-
lenausschreibung am 20. Mai dem Hauptaus-
schuß vorgelegt.

Inzwischen ist die Frage faktisch entschie-
den. Die nötige Änderung der Hauptsatzung,
nach der nunmehr wieder der Beigeordneten-
posten vorgesehen ist, fand im Mai eine über-
wältigende Mehrheit. Lediglich CARSTEN ZINN

(fraktionslos) und MIRKO WOLFGRAMM (Die
PARTEI Alternative für Umwelt und Natur)
stimmten gegen die Hauptsatzungsänderung,
ein Stadtverordneter enthielt sich der Stimme. 

Im Juni wurde schließlich noch eine Fin-
dungskommission benannt, welche den geeig-
netsten Kandidaten, also die Kandidatin, unter
den Bewerbungen herausfinden und dem Bür-
germeister vorschlagen soll. Letzterer ist bereits
auf dem Weg in den Bundestag und wollte sich
diese Verantwortung nicht aufladen. Die Fin-
dungskommission hat nur fünf Mitglieder. Die

Hare-Niemeier-Regel garantiert ganz demo-
kratisch, daß mit SPD|BFE (Dr. Hans Mai),
CDU (Uwe Grohs) und Bündnisgrünen (Ka-
ren Oehler) drei der Einreicherfraktionen vom
April vertreten sind. 

Die beiden anderen, Linke (Sebastian Wal-
ter) und FDP/Bürgerfraktion (Götz Trieloff),
sind ebenfalls sehr aufgeschlossen, der Baude-
zernentin demokratisch bei der Beigeordneten-
wahl eine Chance zu geben. Zufälligerweise
sind vier der fünf Findungskommissionäre zu-
gleich Mitglied des Aus schusses für Stadtent-
wicklung, Wohnen und Umwelt, wie der Stadt-
verordnete Zinn süffisant bemerkte. Und auch
der Fünfte im Bunde, Uwe Grohs, ist mit sei-
nem Ingenieurbüro für Bauplanung (IBE) ein
ausgewiesener Kenner und langjähriger Partner
der Stadt in Sachen Bauplanung. Die Demo-
kratie kann ihren Gang gehen. 

Die Initiatoren wollten ursprünglich die Bei-
geordnetenwahl bereits im Juni realisieren. Das
erwies sich schnell als unrealistisch. Schließ-
lich einigte man sich darauf, daß die Verwal-
tung im Mai einen Zeitplan vorlegt. Dieser
sieht nun vor, daß nach Ende der Bewerbungs-
frist am 28. Juni bis zum 9. Juli über einzula-
dende Bewerberinnen und Bewerber entschie-
den wird. Vorstellungsgespräche sollen zwi-
schen dem 9. und 13. August stattfinden. Bis
zur StVV-Sitzung am 21. September soll dann
die Findungskommission den geeigneten Kan-
didaten, das heißt die Kandidatin, finden, die
der Bürgermeister sodann zur Wahl vorschla-
gen wird. Am 6. Oktober endet bei einer Wahl
am 21. September die Einspruchsfrist für un-
terlegene Bewerber. Am 7. Oktober soll die Er-
nennung durch den Bürgermeister und die
Übergabe der Ernennungsurkunde an die neue
Beigeordnete erfolgen.

Beigeordnetenwahl in Eberswalde: 

Findungskommission ganz demokratisch
Eberswalde (bbp). Im April überraschten die Fraktionen der Stadtverordnetenver-
sammlung (StVV) Eberswalde SPD|BFE, Bündnis 90/Die Grünen, CDU und Bündnis
Eberswalde die Öffentlichkeit und die übrigen Stadtverordneten mit ihrem Vorstoß, in
der Stadtverwaltung nach fast zehn Jahren wieder den Posten eines beziehungsweise
einer Beigeordneten einzurichten. Die Initiatoren hatten auch schon eine konkrete
Person im Blick, nämlich die Baudezernentin ANNE FELLNER, die auch stellvertretende
Bürgermeisterin ist. Sie hätten mit ihr gesprochen und ihr Einverständnis eingeholt,
hieß es seitens der Einreicher. 

Kreisbaubetrieb Barnim:

Busgarage in Bernau
Bernau (bbg/kwb/bbp). Bis Sommer 2021 ent-
steht auf dem Gelände im Gewerbegebiet Ber-
nau-Rehberge in der Johann-Friedrich-A.-Bor-
sig-Straße eine Halle, die mit einer Grund-
fläche von 2.016 m² Platz für 32 Standard -
linienbusse bieten wird. Auf den Außenflächen
entstehen zudem 32 PKW-Stellplätze für die
Busfahrerinnen und -fahrer der Barnimer Bus-
gesellschaft mbH (BBG) sowie ein Sozialge-
bäude. Die Projektsteuerung erfolgt durch die
Kreiswerke Barnim GmbH (KWB), die als
jüngste Kreistochter die Bauherrenvertretung
verschiedener kreiseigener Bauvorhaben über-
nimmt. »Die positive Entwicklung im Barnim und
besonders im Raum Bernau führte in den letzten
Jahren zu einem Bevölkerungswachstum. Dieses
Wachstum erfordert eine sukzessive Anpassung des
Verkehrsangebotes und eine Erweiterung der Be-
triebszeiten, um als kommunaler ÖPNV-Dienstlei-
ster ein attraktives Angebot zu schaffen«, begrün-
det FRANK WRUCK, Geschäftsführer der BBG
und Bauherr der Halle, die aktuellen Entwick-
lungen.

Die neue Busgarage, mit deren Bau im April
begonnen wurde, ist die notwendige Erweite-
rung zum 2000 eröffneten BBG-Betriebshof in
der Karl-Friedrich-Benz-Straße, der sich in un-
mittelbarer Nachbarschaft befindet und den
gestiegenen Platzanforderungen nicht mehr
gerecht wird. Die Mitarbeiterzahl am Standort
Bernau hat sich in den letzten 20 Jahren mehr
als verdoppelt, auch die Anzahl der Busse ist
von 35 auf 50 gestiegen. »Wir platzen aus allen
Nähten«, verdeutlicht HANS-JOACHIM SCHNEI-
DER, Leiter des Betriebshofes, die prekäre Platz-
situation. »In Bernau ist nicht nur der Straßen-
raum knapp geworden«, sagt Bernaus Bürger-
meister ANDRÉ STAHL, »sondern auch die verfüg-
baren Bauflächen in den Gewerbegebieten. Umso
erfreulicher ist es, daß wir der BBG hier in der
Borsig-Straße eine optimale Lösung anbieten
konnten.« Und er ergänzt: »Jeder Fahrgast in den
Bussen des ÖPNV entlastet die Verkehrssituation
in der Stadt und daran können wir nur gemeinsam
arbeiten.«

Mit einer Investitionssumme von zwei Mil-
lionen Euro ist der Hallenneubau für die Kreis-
werke Barnim GmbH das zweite größere Bau-
projekt, das in diesem Jahr in die Umsetzung
geht. Im Februar dieses Jahres konnte bereits
mit dem Bau des neuen Barnimer Kreisarchivs
in Eberswalde begonnen werden.

Die KWB ist seit Januar 2021 auch als
Dienstleister für die Realisierung verschiede-
ner Bauvorhaben der BBG zuständig. Weitere
Vorhaben, wie beispielsweise die Erneuerung
der Stempelhebeanlage für Busse in der Ebers-
walder Poratzstraße, der Neubau einer gemein-
samen Werkstatt für Busse der BBG und Müll-
fahrzeuge der Barnimer Dienstleistungsgesell-
schaft mbH in Albertshof oder die Erweiterung
des Zentrums für Brand- und Katastrophen-
schutz in Eberswalde sind in Planung.

Neuer Online-Katalog für Stadtbibliothek
Eberswalde (prest-ew). Schnell etwas suchen
und seine Medien verlängern: Diese und wei-
tere Möglichkeiten sind den Nutzerinnen und
Nutzern der Stadtbibliothek Eberswalde mit
dem Online-Katalog gegeben. Nun hat der
»Opac«, wie er auch genannt wird, einen fri-
schen, neuen Anstrich bekommen.

Seit Juni zeigt sich der Katalog mit einer
grundlegend neuen Oberfläche. Der Bestand
an Kinderbüchern kann nun ebenso leicht und
gesondert durchsucht werden wie die Auswahl
an Graphic Novels, Literaturverfilmungen
oder auch fremdsprachigen Medien – ein Klick

genügt. Romane und Sachbücher lassen sich in
einer vorgefertigten Genre-Vorgabe kinder-
leicht eingrenzen, innerhalb der Titelaufnah-
men laden Schlagwort-Links und Interessen-
kreise zur Gesamteinsicht ein: Wollten Sie
schon immer wissen, welche Geschichten in Ir-
land spielen? Haben Sie sich gefragt, wie viele
Verfilmungen es von Jane Austen in der Biblio-
thek gibt? Auch Antolin-Bücher und die im-
mer beliebteren Tonie-Figuren können sofort
und ohne Aufhebens besehen werden. Kurz -
um: Nie war es einfacherer, in der Bibliothek zu
stöbern (stadtbibliothek-eberswalde.de).
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Wohngebiet Venusbogen in Bernau:

Weniger Ausbau und mehr Grün
Die Stadtverwaltung beabsichtigt, in Ber-

nau-Süd zusätzlich zu den bereits in Bau be-
findlichen und teilweise bezogenen rund 200
Wohneinheiten in der Herkulesstraße noch
weitere 480 Wohneinheiten zu errichten. Im
Vergleich zur ersten Planung aus dem Jahr
2016 hat sich die Anzahl der Wohneinheiten
somit nahezu verdoppelt.

Eine derartige Menge ist angesichts der wei-
teren Baugebiete städtebaulich nicht verkraft-
bar. Wir werben für eine lockerere, ortsbild-
wahrende Bebauung, die auch Umweltschutz -
aspekten Rechnung trägt. Ziel muß es sein, die
zusätzliche Bebauung auf ein Maß zu begren-
zen, das auch den verkehrlichen Kapazitäten
entspricht. 

Mit den von uns favorisierten Änderungen
würde sich eine Gesamtzahl von 248 statt 480
neuen Wohneinheiten ergeben. Eine stärkere
Bebauung würde weder das Gebiet noch die
Stadt Bernau aufgrund der fehlenden zweiten
Zuwegung und der nicht mitwachsenden wei-
teren Infrastruktur verkraften. Zudem gilt es,
mehr Grün zu erhalten.

Um diese Änderung rechtssicher vorzuberei-
ten, sollte die Entscheidung verschoben wer-
den. Zudem müssen die vielen Hinweise der
Anwohner, die durch eine erfolgreiche Unter-
schriftensammlung bestärkt werden, aufgegrif-
fen werden.

THOMAS STRESE und JÖRG ARNOLD, 
BVB/Freie Wähler Bernau

Verkehrswende in Brandenburg
»Brandenburg bekommt ein

Mobilitätsgesetz mit konkreten
Maßnahmen, Zeitplänen und Ver-
antwortlichkeiten. Dazu gehören
die Förderung des Umweltverbun-
des aus ÖPNV, Rad- und Fußver-
kehr, das Erreichen der Klimaneu-
tralität bis spätestens 2050 und die
Steigerung des Umweltverbund-
Anteils am Verkehr auf 60 Prozent
bis 2030. Erarbeitet wird das Ge-
setz in einem Dialogprozeß zwi-
schen der Landesregierung und den
Initiatoren der Volksinitiative ‚Ver-
kehrswende Brandenburg jetzt!‘.«
So faßt Clemens Rostock, verkehrspolitischer
Sprecher von Bündnis 90/Die Grünen im
Landtag, den Kompromiß zusammen, den die
Koalitionsfraktionen gemeinsam mit den Ver-
tretern der Volksinitiative (VI) erzielt haben.

»Glücklicherweise nehmen wir auch die Verbin-
dungen für die Menschen im ländlichen Raum in
den Blick.« freut sich Carla Kniestedt, Spreche-
rin für ländliche Räume der grünen Landtags-
fraktion. »Es geht nicht nur um die schnelle Ver-
bindung zwischen Berlin und dem Naherholungs-
gebiet, sondern beispielsweise auch um die dauer-
hafte Etablierung der Querverbindung des RB63
auf der Bahnstrecke zwischen Eberswalde und
Templin – und möglicherweise darüber hinaus«,
sagt die Lychenerin. »Und beim landesweiten
Radwegeplan schauen wir nicht nur auf schöne
Strecken, die Freizeitradlern Vergnügen und Erho-
lung bringen. Wir berücksichtigen auch die Be-
dürfnisse der Einwohner, die im Alltag möglichst
schnell und sicher von A nach B kommen wollen.
Ein weiter Schritt zur Stärkung des Fahrrads!”
Hintergrund: 

Bisher war lediglich die formale Ablehnung
der Volksinitiative (VI) bekannt, nun liegt das
inhaltliche Kompromißpaket vor. Dieses um-

faßt neben der Entwicklung des Mobilitätsge-
setzes einen landesweiten Radwegeplan, die Si-
cherung und Reaktivierung von stillgelegten
Schienenstrecken und die Überprüfung von
Neubauprojekten im Straßenbau. Außerdem
sollen lokale und regionale Modellprojekte zur
Finanzierung des ÖPNV auf freiwilliger Basis
geprüft werden. Dieses Paket ist nun im Land-
tag mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
sowie der Fraktion Die Linke (bei Enthaltung
der BVB/Freien Wähler und Ablehnung durch
die AfD) beschlossen. Bündnis 90/Die Grünen
haben die VI mit angeschoben und fortlaufend
unterstützt. Einige Dinge der Forderungen
konnten bereits im Koalitionsvertrag verankert
werden. Auch vor diesem Hintergrund war die
formale Ablehnung folgerichtig, denn Volks -
initiativen können in Brandenburg nur im
Ganzen angenommen oder abgelehnt werden.
Modifizierungen oder Anpassungen an sich än-
dernde Umstände bspw. nach einem Regie-
rungswechsel sind erst im Dialogprozeß nach
der formalen Ablehnung möglich. Dieser Dia-
logprozeß wird nach dem Beschluß der Eck-
punkte nun in die entscheidende Phase gehen.

PATRICK TELLIGMANN

Dialogprozeß mit der Volksinitiative »Verkehrswende Brandenburg jetzt!«

Radtour mit CARLA KNIESTEDT am 28. Mai von Biesenthal nach Bör-
nicke. Im Rahmen des Formats »Radeln & Reden« lädt die Land-
tagsabgeordnete regelmäßig zu Touren durch Brandenburg ein.

Geh- und Radwegesanierung:

Mit Rückständen
Eberswalde (bbp). Insgesamt 13 Maßnahmen
mit geschätzten Kosten von knapp 400.000
Euro, die vom Runden Tisch Geh- und Rad-
wegsanierung im Oktober 2019 für das Jahr
2020 abgestimmt waren, sind zum Teil corona-
bedingt als nicht erledigt in das Jahr 2021 über-
nommen worden. Weitere 17 Maßnahmen in
einem Wertumfang  von 730.000 Euro sind für
die Jahre 2021 bis 2023 vorgeschlagen. Die
entsprechenden Listen wurden jetzt auf Drän-
gen des fraktionslosen Stadtverordneten  aus
dem Brandenburgischen Viertel CARSTEN ZINN

den Stadtverordneten übersandt. 
Lediglich zwei der aufgelisteten Maßnahmen

tangieren seinen Stadtteil. So soll der Weg an
der Prignitzer Straße zwischen Am Schwärze-
see und Ringstraße sowie der Weg auf der west-
lichen Seite der Spechthausener Straße nörd-
lich des ehemaligen Bahnübergangs saniert
werden. Davon abgesehen sind im Branden-
burgischen Viertel selbst vom Runden Tisch
Geh- und Radwegsanierung keine Instandset-
zungen von Wegen vorgesehen. Das hat weni-
ger mit dem guten Zustand der Wege im Kiez
als vielmehr damit zu tun, daß hier im Rahmen
des Wegenetzkonzeptes für den Bau und die
Sanierung von Wegen auf Städtebaufördermit-
tel zurückgegriffen werden kann, während die
vom Runden Tisch gelisteten Sanierungen
vollständig aus dem städtischen Haushalt fi-
nanziert werden. 

Im Rahmen dieses Wegenetzkonzeptes sol-
len ab 2021/22 erste Maßnahmen im Bereich
Schorfheidestraße realisiert werden. Unbe-
schadet der genannten Planungen kommt es
zuweilen auch vor, daß Gehwege außer der
Reihe repariert werden. So geschehen im März
des Jahres mit dem Verbindungsweg zwischen
der Spreewaldstraße und der Cottbuser Straße
(Foto). Dort hatte das Tiefbauamt im Rahmen
der Straßenunterhaltung eine Bordsteinabsen-
kung in Auftrag gegeben. Aus Verkehrssicher-
heitsgründen wurde im Zusammenhang der
Gehwegabschnitt mitrepariert. Finanziert wur-
de diese Maßnahme, so die Tiefbauamtsleiterin
Heike Köhler, aus den für die allgemeine
Straßenunterhaltung vorgesehenen Mitteln. 
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In der Bernauer Stadtverordnetenversamm-
lung am 6. Mai 2021 trug Horst Werner im

Rahmen der Debatte um das ehemalige Hee-
resbekleidungsamt der Wehrmacht einige ver-
harmlosende Aussagen über die Nazi-Zeit vor:
– »Man kann das Dritte Reich betrachten, wie
man will, es ist nun mal 12 Jahre passiert« 
– »Geschichte ist immer Geschichte der Sieger!«
– »Bernau war froh über die Arbeitsplätze!«

Erklärt wurde außerdem, daß das Heeresbe-
kleidungsamt »keine Nazi-Kaserne, [sondern]
ein Zivilobjekt« gewesen sei, von dem »keine
ideologische Verblendung« ausging.

Aufgrund dieses untragbaren Vorfalls und
des Nicht-Einschreitens von Bürgermeister
ANDRÉ STAHL (Linke) und dem Stadtverord-
netenvorsteher DANIEL SAUER (CDU) wand-
ten wir uns am 19. Mai an die Presse. Die Mär-
kische Oderzeitung veröffentlichte in ihrer
Niederbarnimer Ausgabe am 12./13.06.2021
einen Artikel unter der Überschrift »Stadtver-
ordneter wehrt sich gegen Nazi-Vorwurf«. Die
darin enthaltenen Aussagen einiger Mitglieder
der Stadtverordnetenversammlung haben wir
mit einer Mischung aus Verwunderung und
Empörung zur Kenntnis genommen.
Doch auch auf der Sitzung der Bernauer StVV
am 16. Juni ging die Verharmlosung weiter. So
erklärten mehrere Stadtverordnete der Linken
und der CDU, daß an den Äußerungen nichts
auszusetzen sei, sie im Zusammenhang gese-
hen werden müßten, es doch schon einen Mo-
nat her sei und daß Herr Werner »ein Ehren-
mann« sei. So gäbe es an den Äußerungen des
»Chefhistorikers« nichts zu kritisieren, viel-
mehr seien die, die das zum Thema machen,
»Hetzer« und »Spalter«.

Daß die Verwunderung bei Bernauer Abge-
ordneten über unsere Vorwürfe größer zu sein
scheint als über die Aussagen von Horst Wer-
ner, zeigt die mangelnde sprachliche Sensibi-
lität im Umgang mit Aussagen zur Nazizeit.
Die meisten politischen Kräfte sind sich einig
darin, daß Sprache auch politische Wirklich-
keit formt.

Es ist geradezu ungeheuerlich, daß derartige
Verharmlosungen des »Dritten Reiches«, die

so eins zu eins auch im Jargon von Rechtsex-
tremen, Identitären und anderen vom Verfas-
sungsschutz beobachteten Gruppierungen vor-
kommen, in Bernau von Mandatsträgern nicht
nur nicht verurteilt, sondern auch noch vertei-
digt werden – während Kritiker als »Nestbe-
schmutzer« denunziert werden.

Die von uns zitierten Passagen stehen für
sich und müssen in keinen Zusammenhang
eingebettet und können somit auch nicht aus
dem Zusammenhang gerissen werden – im Ge-
genteil. Wer länger über einige der von Herrn
Werner getätigten Aussagen nachdenkt und

konsequent zu Ende bringt, wird erschrocken
sein, welche Brisanz das relativ leicht daher
Gesagte hat. Wir möchten im folgenden drei
Beispiele exemplarisch beleuchten.

Wenn Herr Werner sagt, daß man die Ge-
schichte des »Dritten Reiches« betrach-

ten könne, wie man will, relativiert er dieses
verbrecherische Regime, weil er den Raum zu
einer anderen Interpretation öffnet. Denn wie
kann man die Geschichte des größten Mensch-
heitsverbrechens der Neuzeit alternativ sonst
noch betrachten? Als aufrichtiger Demokrat
kann man das »Dritte Reich« eben nicht be-
trachten, wie man will. Man muß es als das be-
zeichnen, was es war: Ein beispielloses Verbre-
chen an der Menschheit. Jeder, der nur in den
Raum stellt, andere Interpretationen zuzulas-
sen, verhöhnt Millionen Opfer (70 Millionen
Kriegsopfer, darunter 6 Millionen Juden als
Opfer des Rassismus, 3,5 Millionen ermordete
Sowjetsoldaten etc.) und macht relativierende
Aussagen von rechtsradikalen Kräften salon-
fähiger. Es sind solche Grenzverschiebungen
des Sagbaren, vor denen der Verfassungsschutz
regelmäßig warnt.

Auch die Verniedlichung eines Heeresbe-
kleidungsamtes als angebliches »Zivilobjekt«,
von dem angeblich keine ideologische Verblen-
dung ausging und die Beschreibung, daß die
Bernauer froh waren, Arbeitsplätze zu haben,
kann und darf nicht unwidersprochen bleiben.

Alle Institutionen, die den Nazis unterstellt
waren, folgten der faschistischen Ideologie und
trugen zur Umsetzung ihrer radikalen Ziele und
Vernichtungsfantasien bei. Ob in einem Hee-
resbekleidungsamt Uniformen für den verbre-
cherischen Krieg mit Knöpfen versehen wer-
den oder in einer Waffenfabrik für diesen Krieg
Granaten produziert wurden – beides diente
den Kriegsverbrechen. 

Auch die Aussage, daß Geschichte immer
Geschichte der Sieger sei, ist nicht nur inhalt-
lich falsch, sondern dient ebenfalls der ver-
harmlosenden Relativierung. Es suggeriert, es
gebe noch eine inoffizielle Geschichte, die
dann auch den Teil der Verlierer beinhalte.
Solche Aussagen leisten nicht nur verwirrten
Verschwörungstheoretikern und ewiggestrigen
Revisionisten Vorschub, sondern stellen auch
die seriöse Geschichtsforschung in ein zweifel-
haftes Licht. Kein Ereignis der Neuzeit ist so
gut von der Geschichtswissenschaft erforscht
und aus allen möglichen Blickwinkeln be-
leuchtet worden, wie das »Dritte Reich« und der
Zweite Weltkrieg. Vor diesem Hintergrund ver-
bietet sich schon eine solche Aussage.

Diese drei Beispiele und unsere näheren Er-
läuterungen zu den Aussagen von Herrn

Horst Werner sollten sich die im MOZ-Artikel
genannten Stadtverordneten noch einmal ge-

nau anschauen und ihre Aussagen überden-
ken. Es darf noch nicht einmal der Anschein
entstehen, als könne man unwidersprochen
Verharmlosungen der NS-Zeit in der Bernauer
Stadtverordnetenversammlung von sich ge-
ben. Die StVV hat hier klar und unmißver-
ständlich Stellung zu beziehen, muß dem
Stadtverordneten Horst Werner eine Rüge
aussprechen und die getätigten Aussagen ver-
urteilen. Daß auf der Sitzung im Juni exakt das
Gegenteil geschehen ist und sich namhafte
Teile der Stadtverordneten mit Herrn Werner
sogar solidarisierten, ist besorgniserregend und
völlig inakzeptabel.

Erst recht vor dem Hintergrund, daß Herr
Werner offenbar überhaupt keinen Fehler er-
kennen kann. Statt sich für die Aussagen
glaubhaft zu entschuldigen, behält sich Horst
Werner das Recht vor, rechtlich gegen uns vor-
zugehen. Besser kann man nicht belegen, daß
sprachliche Sensibilität im Umgang mit dem
»Dritten Reich« von ihm offenbar nicht ge-
wünscht wird. Herr Werner sollte sich überle-
gen, ob er unter diesen Umständen geeignet
dafür ist, die Bürger Bernaus in der Stadtver-
ordnetenversammlung zu vertreten.

BERND C. SCHUHMANN und 
Dr. BERND MEIßNER

Weitere Relativierungen in der Stadtverordnetenversammlung Bernau: 

Entgleisungen und Nazi-Verharmlosung
Auf der Sitzung der Bernauer Stadtverordnetenversammlung am 16. Juni wurden die Äußerungen des Stadtverordneten HORST

WERNER (BfB Bündnis für Bernau), die das »Dritte Reich« verharmlosten, erneut durch Vertreter von Linken und CDU verteidigt.

Befreiung und Bücherverbrennung

Gedenken am 8. und am 10. Mai in Bernau
Bernau (bbp). Am 8. Mai erinnerte die Links-
partei in Bernau »an das Ende des II. Weltkrie-
ges 1945 und an die Befreiung Deutschlands vom
Faschismus«. Vertreterinnen und Vertreter
von Stadtvorstand und Stadtfraktion gedach-
ten am Sowjetischen Ehrenmal gemeinsam
mit Niels-Olaf Lüders, dem linken Bundes-
tagskandidaten im Wahlkreis 59 (MOL/BAR
II) dem 8. Mai. »Wir verstehen dies auch als
wichtigen Beitrag für eine friedliche Welt und
eine Welt frei von Rassismus und Faschismus«
sagte Martin Günther vom Stadtvorstand
Bernau. »Angesichts des Säbelrasselns durch das
aktuelle Militärmanöver an den Grenzen Ruß-
lands scheint uns ersteres besonders wichtig. Wir
haben uns dieses Jahr entschlossen, zu keiner
größeren Kundgebung aufzurufen, sondern ru-
fen, wie auch das Netzwerk für Weltoffenheit
und Toleranz, zum individuellen Gedenken am
Sowjetisches Ehrenmal, Desserteursdenkmal,
VVN-Mahnmal auf.«

Zwei Tage später, am 10. Mai, gedachte Die
Linke an den Tag der Bücherverbrennung
1933. Auf dem Platz am Steintor gab es eine
Lesung von Autoren, deren Bücher durch die
Faschisten verbrannt wurden. Die Linke Ber-
nau wollte damit einmal mehr »ein Zeichen ge-
gen faschistische und neo-faschistische Umtriebe
und für Weltoffenheit und Toleranz setzen«.
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Biesenthal (bbp). Am Tag der Befreiung 2021
beteiligten sich etwa 30 Erwachsene und 15
Kinder an einer Fahrradtour durch Biesenthal.
Dabei besuchten die Teilnehmer die sieben Ge-
denkstelen des »Weges der Würde« (www.
zukunft-durch-erinnerung.de). Zudem legten
sie auch am Denkmal der Opfer des Faschis-
mus und am Haus in der Breiten Straße 59 ei-
nen Halt ein. »Wir wollen uns an diese Geschich-
te erinnern und den Opfern gedenken«, hieß es in
der Einladung. 

Am Denkmal der Opfer des Faschismus wur-
de unter anderem an das Schicksal der Wehr-
machstdeserteure erinnert. Im März oder April
1945 in Biesenthal erkundigten sich drei junge
Wehrmachtssoldaten nach dem Weg Richtung
Lobetal. Später fand man sie in einer Scheune
an der Kirschallee erhangen, was als Strafe für
Desertion gedeutet wurde.

Im Haus in der Breiten Straße 59 betrieb das
jüdische Ehepaar Borchert ein Milch- und But-
tergeschäft und wohnte dort mit ihren 3 Söh-
nen. Bis 1936 konnten sie ihr Geschäft halten.
Die ganze Familie wurde von der Gestapo ver-
haftet, ins KZ Auschwitz deportiert und dort
ermordet. 

An der Stele für den niederländischen Di-
plomaten ADRIANUS MILLENAAR, der in der
Neuen Mühle wohnte und vielen Zwangsarbei-
tern und KZ-Gefangenen half, wurde ein
Grußwort seiner Tochter Adriana H. Millenaar
Brown verlesen:
Liebe Biesenthaler Radfahrerinnen und
Radfahrer!
Es macht mir große Freude, Euch zu be-
grüßen an diesem so bedeutungsvollen 8. Mai-
tag 2021. Vor allem bin ich froh und sehr ge-
ehrt, daß Ihr an der Stele für meinen Vater, Ad-
rianus Millenaar, halt macht und an ihn erin-
nert, der in den vierziger Jahren so viel, wie er
nur konnte, den holländischen Zwangsarbei-
tern half. Diese Zwangsarbeiter und auch die
Gefangenen, die im KZ Sachsenhausen sich
nach Freiheit sehnten, hat mein Vater jahre-
lang versucht, irgendwie zu befreien, jedenfalls
dies zu unterstützen.

Gerne würde ich mit Euch fahren, so wie ich
das damals 1942, ’43 oder ’44 versuchte als 4-,
5- oder 6-Jährige und ich auf ein erwachsenes,
riesiges Fahrrad stieg und immer weiter tram-
pelte, bis ich in den Stacheldraht fuhr und dann
wie verrückt vor Schmerz schrie. Eine große
Narbe habe ich noch immer am linken Arm.
Jetzt begrüße ich Euch und bin dankbar, daß
Ihr Biesenthaler den Befreiungstag feiert und
so die Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbei-
ter aus Biesenthal und der Umgebung ehrt. Ich
danke Euch und werde aus Amerika an Euch
am 8. Mai denken.
Alles Gute und seid mit Frieden gesegnet.
Adriana H. Millenaar Brown
Die Stele mit einer Taube erinnert an das

KZ-Außenlager, das sich zwischen Biesenthal
und dem Hellsee befand.

Die Stadtchronistin der Stadt Biesenthal
Gertrud Poppe, die mit ihren Recherchen die
Gedenktour erst möglich gemacht hat, legte an
jeder Stele eine Blume nieder. 
Nie wieder Faschismus! Nie wieder Krieg!

(www.wukania.net)

Geplanter Völkermord
»Dem Russentum schwere Jahre«

Alfred Rosenberg, späterer »Reichsminister
für die besetzten Ostgebiete« schrieb am 20. Juni
1941, zwei Tage vor dem Überfall auf die So-
wjetunion: 
Wir führen nun aber heute nicht einen
»Kreuzzug« gegen den Bolschewismus, allein
um die »armen Russen« vor diesem Bolsche-
wismus für alle Zeiten zu erretten, sondern um
deutsche Weltpolitik zu treiben und das Deut-
sche Reich zu sichern. Wir wollen nicht nur das
zeitweilige bolschewistische Problem lösen ...
Für alle Menschen, die in diese (eroberten Ge-
biete) gehen, bedeutet es, daß sie einer Riesen-
aufgabe dienen und daß sie Jahre härtester Ko-
lonialarbeit auf sich nehmen. Es versteht sich
von selbst, daß in der Gesetzgebung vorgesehen
wird, daß ein Jahr im Osten gleichzusetzen ist
mit vielleicht vier oder fünf Jahren im Reichsge-
biet. Mit allen Mitteln ist diese schwere Arbeit
zu fördern. Wir glauben aber, daß diese Arbeit,
wenn sie einmal gelöst ist, nicht eine Lösung
für kurze zeit darstellen wird, sondern hier
tatsächlich Europa für immer weiter nach
Osten gerückt ist.«
Zitiert nach: Manfred Weißbecker: »Illusion
Großreich«, in: Junge Welt, 24.6.2021

Zitiert: SPÄTER, IM VERLAUFE DES NÜRNBERGER PROZESSES, ERKLÄRTEN DEUTSCHE GENERÄLE

IHREN SCHNELLEN ERFOLG IM OSTEN. DER EHEMALIGE CHEF DES WEHRMACHTFÜHRUNGSSTABES IM

OBERKOMMANDO DER WEHRMACHT VON DEUTSCHLAND GENERAL ALFRED JODL GAB ZU: »WENN

WIR SCHON 1939 KEINE NIEDERLAGE ERLITTEN, DANN NUR DESHALB, WEIL UNGEFÄHR 110 FRANZÖ-
SISCHE UND ENGLISCHE DIVISIONEN, WELCHE IN DER ZEIT UNSERES KRIEGES MIT POLEN IM WESTEN

GEGEN 23 DEUTSCHE DIVISIONEN STANDEN, VÖLLIG INAKTIV BLIEBEN.«
WLADIMIR PUTIN in: »75 Jahre des Großen Sieges: 

unsere Verantwortung für die Geschichte und für die Zukunft«, Juni 2020
Übersetzung: Dr. WOLFGANG SCHACHT

Am 8. Mai in Biesenthal: 

Auf dem Weg der Würde
Am 8. Mai 1945 kapitulierte die deutsche Wehrmacht. Das war das Ende des deutschen
Faschismus und des Vernichtungskrieges, dem 70 Millionen Menschen zum Opfer fie-
len. Auch Biesenthal war in dieser Zeit ein Ort des Grauens. Jüdische Menschen wur-
den entrechtet, enteignet und in Vernichtungslager deportiert und ermordet. Men-
schen aus ganz Europa wurden in Biesenthal interniert, um Zwangsarbeit zu verrichten
und es gab ein Außenlager des Konzentrationslagers Sachsenhausen.

Volksinitiative abelehnt
Geschenke an die Hohenzollern

Auf Antrag der Koalitionsfraktionen hat der
Ausschuß für Wissenschaft, Forschung und
Kultur des Landtags Brandenburg am 22. April
dem Hauptausschuß die Ablehnung der Volks-
initiative »Keine Geschenke den Hohenzollern«
empfohlen. 

Die Koalitionsfraktionen setzen ihren
Schlingerkurs im Umgang mit dem Haus Ho-
henzollern fort. Sie erkennen zwar an, daß Ab-
mahnungen gegen Wissenschaftler, Journali-
sten und Politiker keine Debatte befördern, die
in die Öffentlichkeit gehört. Sie anerkennen
auch, daß Historiker sich einig sind, was die er-
hebliche Vorschubleistung für den Nationalso-
zialismus betrifft. Die Koalitionsfraktionen las-
sen aber offen, ob das Land Brandenburg an bi-
lateralen Verhandlungen mit dem Hause Ho-
henzollern teilnehmen oder auf der juristi-
schen Klärung der Frage der erheblichen Vor-
schubleistung bestehen wird.

Ich halte dieses Hin und Her für unverant-
wortlich. Wenn wir den öffentlichen Zugang zu
den in Rede stehenden Kulturgütern sichern
wollen, braucht es eine klare Positionierung
des Landes, wie sie in Berlin auf Initiative der
Grünen, der LINKEN und der SPD erfolgt ist.

Für uns heißt das: keine Rückkehr an den
Verhandlungstisch, schon gar nicht ohne juri-
stische Klärung über die Würdigkeit der Ho-
henzollern. Außerdem muß die Debatte über
potentielle Wohnrechte oder kuratorische Ein-
flußnahme endgültig beendet werden.

ISABELLE VANDRE
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Nikolai Alexandrowitsch Mikhejew wurde
am 7. Januar 1900 als Kind einer Arbeiterfami-
lie in Petersburg geboren. Als 17jähriger erleb-
te er die Russischen Revolutionen vom Februar
und vom Oktober 1917.   

Kurz nach seinem 18. Geburtstag meldete er
sich im Februar 1918 freiwillig zur ROTEN AR-
BEITER- UND BAUERNFLOTTE in Petrograd. Im
August des gleichen Jahres wechselte er zu der
von LEO TROTZKI aufgestellten Roten Armee.
Er wurde Soldat im 2. Petrograder Kavallerie-
regiment bei Petrograd gegen die Weiße Armee
des Generals JUDENITSCH. 1919 absolvierte er
den 1. Petrograder Artillerie-Kommandostabs-
kurs und kämpfte als Zugführer der berittenen
Batterie des 1. leichten Artilleriebataillons an
der Südfront gegen die Truppen der Generäle
DENIKIN und WRANGEL. 

Nach dem Ende des Bürgerkriegs diente er
ab September 1921 in verschiedenen beritte-
nen Artillerieabteilungen in der ERSTEN KA-
VALLERIEARMEE des Nordkaukasischen Militär-
bezirks als stellvertretender Batteriekomman-
deur bzw. Adjutant. Nach dem Studium an der
Kiewer Militärschule war er ab August 1926
Zugführer und schließlich Batteriekomman-
deur im Leningrader Militärbezirk. 

Als es 1929 im Fernen Osten zu einem
Grenzkrieg mit China um die Chinesische Ost-
bahn kam, wurde er im September zur neu auf-
gestellten BESONDEREN ROTBANNER-FERNOST-
ARMEE unter dem späteren Marschall WASSILI

BLÜCHER versetzt. An den Kämpfen nahm er
als Batteriechef im 4. Schützenregiment teil.
Auch nach Ende des Grenzkonflikts blieb er im
Fernen Osten. Nachdem er 1933 Fortbildungs-
kurse an der Schule für Flugabwehrartillerie
der Roten Armee in Sewastopol absolvierte,

wurde er Stabschef der 4. selbständigen Luft-
verteidigungsdivision. Im August 1936 wurde
er, inzwischen Hauptmann, zum Kommandeur
des 8. Artilleriebataillons der Besonderen Fer-
nostarmee ernannt. 

Im Juni 1938 versetzte man ihn aufgrund der
Reorganisation der Fernöstlichen Armee in
den Ruhestand und erst im Juni 1940 kam er
wieder in den aktiven Dienst als stellvertreten-
der Kommandeur und ab April 1941 als Stab-
schef in Flakregimentern des Nordkaukasus-
Militärbezirks. Anfang Juni 1941 wurde er zum
Chef der Luftverteidigung der 19. ARMEE er-
nannt, die aus dem Stab und den Truppen des
Militärbezirks aufgestellt wurde. Nachdem am
13. Juni Generalleutnant IWAN STEPANO-
WITSCH KONEW den Befehl über die 19. Armee
übernommen hatte begann die Verlegung der
Truppen in die Ukraine. Der Armeestab blieb
zunächst in der Reserve des Hauptquartiers
und wurde Ende Juni 1941 an die Beresina ver-
legt und der Westfront unterstellt. 

Bei Witebsk nahm die 19. Armee den Kampf
gegen die vordringenden deutschen Armeen
auf. Während der Verteidigungsschlacht von
Smolensk wurde Nikolai Mikhejew verwundet. 

Nach seiner Genesung war er im November
1941 Artilleriechef der 48. Schützenbrigade
und nahm an den Offensivoperationen der
Schlacht bei Moskau teil. Im März 1942 wurde
er dann Chef der Artillerie der 360. Schützen-
division in der 4. Stoßarmee der KALININER

FRONT, die im Oktober 1943 in 1. Baltische
Front umbenannt wurde. 

Ab Juli 1944 war Nikolai Mikhejew dann
Chef der Artillerie des 125. Schützenkorps in
der 47. ARMEE der 1. BELORUSSISCHEN FRONT.
In dieser Funktion nahm er an der Belorussi-

schen Operation
(Juli-August 1944)
und der Weichsel-
Oder-Operation (Ja-
nuar-Februar 1945) teil
und gehörte zu den Be-
freiern von Warschau. Im Februar und März
1945 kämpfte er in Ostpommern, um schließ-
lich an der Schlacht um Berlin teilzunehmen. 

Auch hier führte Oberst Nikolai Alexandro-
witsch Mikhejew die Korpsartillerie des 125.
Schützenregiments gekonnt und bewies per-
sönlichen Mut. Im Zuge der Artillerievorberei-
tung bekämpften seine Artilleristen die tief-
gestaffelten Verteidigungsanlagen westlich der
Oder und unterstützten so den Durchbruch
der feindlichen Verteidigung. In den nachfol-
genden Gefechten führte er die Artillerieun-
terstützung der vorrückenden Korps einheiten
und organisierte eine mächtige Artillerieunter-
stützung für die Schützen und Panzer während
des Angriffs auf die Stadt Potsdam. 

Am 26. April 1945 ist er am Stadtrand von
Potsdam gefallen, wie auch sein Korpskom-
mandeur General IWAN WASSILJEWITSCH DA-
WYDOW. Beide sind auf dem Ehrenfriedhof für
die Gefallenen der Roten Armee in Bernau bei
Berlin bestattet und namentlich verewigt. 

Oberst Nikolai Alexandrowitsch Mikhejew
wurde am 31. Mai 1945 posthum mit dem Le-
nin-Orden geehrt.

Wir wissen, daß Nikolai Alexandrowitsch
ein Kämpfer war. Ein Soldat der Revolution!

Arbeitskreis Gedenken 
des Territorialen Bündnisses Bernau

(Die biographischen Angaben sind der russisch-
sprachigen Seite warheroes.ru entnommen)

Gedenken zum Tag der Befreiung 2021 in Bernau: 

Ein Kämpfer und Soldat der Revolution
Mitglieder des Territorialen Bündnisses (TB) Bernau bei Berlin gedachten am 8. Mai 2021 auf dem  »Ehrenfriedhof für die Gefalle-
nen der Roten Armee« der an diesem Ort bestatteten Kämpfer und  Bürger der Sowjetunion, die Opfer dieses Krieges wurden. Die-
sen widmeten die Autoren im TB  eine kleine Publikation zu diesem Gedenkort, einem Denkmal des Landes Brandenburg.  
Während des Gedenkens am 8. Mai wurde an den Lebensweg eines Gefallenen der Roten Armee erinnert: 

Oberst NIKOLAI ALEXANDROWITSCH MIKHEJEW,
Artilleriekommandeur des 125. Schützenkorps der 47. Armee, 

Grabstätte auf dem sowjetischen Ehrenfriedhof der Stadt Bernau

Unglaublich, aber wahr! Zum 80. Jahrestag des Überfalls auf die So-
wjetunion haben wir in Berlin-Treptow am So-
wjetischen Ehrenmal der vielen Opfer gedacht
und unseren Befreiern gedankt. Viele Men-
schen waren da. Es war richtig feierlich. Sie ka-
men ohne große Aufforderung, sondern aus der
inneren Überzeugung heraus, daß nie wieder
Krieg von deutschem Boden ausgehen darf,
und im konkreten Protest gegen jene Kräfte
unter den heute Herrschenden, die das Gegen-
teil praktizieren.  

Die Fahrt nach Berlin hatte sich für uns ge-
lohnt. Wir haben mal wieder ein großes Stück
Freundschaft erlebt – und für deren Erhalt bei-
getragen. Es bestärkt uns immer wieder.

NORBERT GLASKE

Es ist doch unglaublich, daß es Menschen in
Deutschland gibt, die uns allem Anschein
nach in einen 3. Weltkrieg stürzen wollen. 

Das gab es ja schon mal – mit verheerenden
und katastrophalen Auswirkungen, die wir
nicht vergessen können. Mein großer Bruder
wurde keine 18 Jahre alt und mein Vater starb
ehe er 50 war. 

Für den Kapitalismus in den Krieg zu ziehen,
dazu ist niemand geboren. Es ist eine gute und
großartige Leistung, daß die DDR mit dem
Handel und Wandel ohne Krieg ausgekommen
ist. Mein Sohn brauchte nicht die Uniform an-

ziehen, um andere Völker zu überfallen. Kriege
sind kein Naturgesetz. Sie sind menschenge-
macht und können verhindert werden. Es
kommt auf die Menschen an, die den Kriegs -
treibern das Handwerk legen. 

Ein Glück, daß es noch viele friedliche Men-
schen auf unserer Erde gibt. Der Frieden kann
erhalten und gefestigt werden, wenn die Völ-
ker die Erhaltung des Friedens in ihre Hände
nehmen. So haben wir das nach dem 2. Welt-
krieg verstanden und mit allen Kräften die Er-
haltung des Friedens gekämpft. Es geht darum,
nicht zu vergessen. 
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Offener Brief aus Klandorf an den Barnimer Landrat Daniel Kurth:

Und plötzlich war der Ortsbeirat befangen
Wie weit darf ein Bürgermeister das Gesetz beugen und wie lange darf der Landrat dabei zuschauen?

Sehr geehrter Herr Landrat, lieber Herr
Kurth, die Zeilen, die ich Ihnen hiermit über-
mittle, beruhen auf tiefsten Überzeugungen
und Wertschätzungen. Nicht konventioneller
Obrigkeitstreue, sondern demokratisch moti-
vierter Redlichkeit möchte ich Raum geben
und an Ihr Gewissen appellieren.

Der Beschluß des Hauptausschusses der Ge-
meinde Schorfheide zum Neubau der Dorf-
straße in Klandorf ist rechtswidrig. Entspre-
chend der Kommunalverfassung Brandenburgs
ist bei Investitionsvorhaben in den Ortsteilen
der Ortsbeirat zu hören. Das ist hier nicht ge-
schehen. 

Die Mehrheit der Klandorfer ist gegen dieses
Vorhaben. Daran ändert auch ein von der Ge-
meinde auf der jüngsten Einwohnerversamm-
lung eingeholtes Meinungsbild nichts. Daß es
eine Abstimmung geben wird, war erst im Ver-
lauf der Versammlung bekannt gegeben wor-
den. Am Ende aber gaben Stimmen den Aus-
schlag, die bereits einen Tag vor der Versamm-
lung eingesammelt worden waren und
nachträglich dem Ergebnis zugefügt wurden.
Die Art und Weise, wie die Versammlung
durchgeführt wurde, hat etliche Gäste entsetzt.
Daß sich die Wahlleiterin der Gemeinde dazu
hergab, auf Geheiß des Bürgermeisters ein sol-
ches Wahlverfahren wider allen demokrati-
schen Regeln durchzuführen, dürfte nachhaltig
das Vertrauen in die demokratischen Institu-
tionen erschüttern.

Wer meint, daß der Verfahrensfehler der
mangelnden Anhörung lediglich einer Nach-
lässigkeit entspringt, sieht sich bei näherer Be-
trachtung der Geschehnisse getäuscht. Er ist
Teil einer ganzen Kette von Gesetzesbrüchen

und Manipulationen zur Behinderung und
Aushebelung demokratischer Prozesse, mit de-
nen Bürgermeister und Ortsvorsteher den
Klandorfern ihr ungeliebtes Projekt aufzwingen
wollen.

So wurde bereits im Sommer 2020 mit den
Planungen begonnen, im Herbst ein Förderan-
trag gestellt und 1,2 Millionen Euro für den
Neubau zur Seite gelegt, bevor Gemeindever-
treter und Öffentlichkeit im Januar 2021 im
Bauausschuß erstmalig von dem Vorhaben
Kenntnis erlangten. In der Tagesordnung wur-
de das Neubauvorhaben unter dem nichtssa-
genden Titel »Vergabe von Planungsleistungen«
versteckt. Der eigentliche Beschlußantrag wur-
de erst zwei Stunden vor der Sitzung in das di-
gitale Ratsinfosystem der Gemeinde einge-
pflegt, damit sich auch ja kein Einwohner
Klandorfs in die Fragestunde des Ausschusses
verirren würde, um die dargestellte Dringlich-
keit (»es müsse hier ganz schnell entschieden wer-
den, da sonst Fördermittel verlustig gingen«) als
unredliche Manipulation enttarnen zu kön-
nen. »Jeder hätte doch wissen können, daß der
Neubau geplant ist«, so Bürgermeister Wester-
kamp, »es steht doch im Haushalt«. 

Nur, daß die vorgesehenen Mittel für den
Neubau im Haushalt unter der Dorfstraße
nicht zu finden sind. Es wurde extra eine Fake-
Straße in einem anderen Ortsteil erfunden und
dieser die Mittel zugeordnet, um das Vorhaben
möglichst lange geheim zu halten.

Defacto haben die Gemeindevertreter den
Haushalt verabschiedet, ohne zu wissen, daß
sie hier bereits Mittel für ein im Ortsteil abge-
lehntes Vorhaben freigeben. Der Auftrag wur-
de schließlich ohne öffentliche Ausschreibung

an das Lieblingsbüro der Gemeindeverwaltung
vergeben. Die Summe von 99.581 Euro wird
sich absehbar nahezu verdoppeln, Vergabe-
recht damit gebrochen.

Sie, Herr Kurth, wurden von uns über all
diese Vorgänge informiert. Sie versprachen uns,
von der Unteren Kommunalaufsicht die Vor-
gänge auf ihre Rechtmäßigkeit prüfen zu las-
sen. Richtigerweise stellte die Untere Kommu-
nalaufsicht fest, daß Entscheidungen, die ohne
die erforderliche Anhörung des Ortsbeirates
getroffen werden, nach herrschender Auffas-
sung rechtswidrig sind. Im gleichen Atemzug
wird jedoch vollkommen überraschend die Be-
fangenheit des gesamten Ortsbeirates erklärt,
um die Nichtanhörung im Nachhinein zu
decken: »Die Sach- und Rechtslage haben wir mit
der Gemeindeverwaltung erörtert. Im Ergebnis ge-
hen wir davon aus, daß in der Person von allen
drei Ortsbeiratsmitgliedern ein Mitwirkungsverbot
anzunehmen war und sie daher weder beratend
noch entscheidend mitwirken durften.«

Dies, Herr Landrat, ist ein starkes Stück.
Denn weder die Betroffenen selbst, noch die
Gemeindevertretung, noch der Bürgermeister
haben die Befangenheit erklärt. Die wären
vom Gesetz her dazu befugt, Ihre Behörde
nicht. Auch wurde die Befangenheit in keiner
Weise begründet, auch nach mehrmaliger
Nachfrage nicht. Machen Sie sich bitte be-
wußt, daß Befangenheit, in solch einer unspezi-
fischen Art und Weise unterstellt, auch etwas
Ehrabschneidendes hat. Den Betroffenen muß
zumindest in Form einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung aufgezeigt werden, wie sie sich gegen die-
ses staatliche Handeln wehren können – eine
Grundfeste unseres Rechtsstaatssystems. Ohne

Die Klandorfer Dorfstraße soll ausgebaut werden. Entgegen von Denkmalschutzbelangen und entgegen dem erklärten Mehrheitswillen der Dorfbewoh-
ner. Dem Schorfheider Bürgermeister Wilhelm Westerkamp wird vorgeworfen, er habe mit Tricks und Kniffen die Beschlußfassung im Hauptausschuß
der Gemeinde erschlichen. 
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eine Rechtsbehelfsbelehrung ist dies staatliche
Willkür. Gleichzeitig legitimieren Sie mit dieser
Entscheidung die fortwährenden Rechtsverlet-
zungen in unserer Gemeinde und ermuntern
zur Fortsetzung der demokratiezersetzenden
Politik.

Das bleibt nicht ohne Spuren in unserem
Dorf. Auf der einen Seite wachsen Empörung
und Betroffenheit, aber auch Verdruß gegenü-
ber den demokratischen Institutionen. Auf der
anderen Seite sagen Sie jenen, die gewählt
wurden oder sich diesen verbunden fühlen,
daß sie sich nicht mehr an Gesetz und Anstand
zu halten brauchen. So fühlt sich Herr Pieper,
Ortsvorsteher, Bauausschußvorsitzender und
gleichzeitig auch Geschäftsführer der Schorf-
heider Agrar GmbH (SAG), an mehrfache Be-
schlüsse im Ortsbeirat, kein weiteres Bauland
auszuweisen, nicht mehr gebunden und dringt
in den Sitzungen mit der Firma, die von der
Gemeinde mit der Erstellung eines Leitbildes
beauftragt wurde, auf die Ausweisung eines 2
ha großen Flurstücks zu Bauland, dessen Ei-
gentümer die SAG ist. Dieses Grünland im
Biosphärenreservat hat die Schorfheider Agrar
GmbH zur Sicherung ihrer Wirtschaftlichkeit
zu Vorzugskonditionen von der Nachfolge-
Treuhand-Gesellschaft erworben. Der Bürger-
meister findet nichts dabei. Die Aufklärung
dieses »Geschäfts« versuchte er unter Hinweis
auf den Datenschutz zu verhindern. So sind of-
fenbar seine Vorstellungen von der Führung ei-
ner Gemeinde.

Die ganze Entwicklung hat dem Frieden im
Dorf extrem geschadet. Beleidigungen und
Herabwürdigungen sind an der Tagesordnung.
Herr Eckeberg, einer der Ortsbeiräte, ist aus
Betroffenheit über die gesamte Situation, auch
der ausgesprochenen Befangenheit, zurückge-
treten. Einem Einwohner, welcher sich kritisch
zur Informationspolitik von Herrn Pieper
geäußert hatte, war anonym angedroht wor-
den, sein Dach anzuzünden. In Sorge um seine
Familie traut er sich inzwischen nicht mehr,
sich öffentlich zur Sache zu äußern. Wir stehen
hier im Dorf kurz vor einer Katastrophe. Und
das Herr Landrat, ist auch Ihre Verantwortung!

Mit zwei Appellen möchte ich dieses Schrei-
ben beenden:

Bitte machen Sie sich bewußt, daß Sie mit
Ihrem Handeln und Ihren Entscheidungen
auch stellvertretend für eine altehrwürdige
Partei, die SPD, deren Mitglied Sie sind und
die manchem sehr am Herzen liegt, wahrge-
nommen werden.

In unserem persönlichen Gespräch gaben
Sie an, das Handeln der Herren Pieper und
Westerkamp sei durch das Votum der Bürger zu
ihrer Wahl gerechtfertigt. Nein! Auch unsere
gewählten Vertreter sollten klar mehrheitlich
geäußerte Meinungen ihrer Bürger respektie-
ren und müssen sich an Gesetze halten. Neh-
men Sie Ihre Aufsichtsfunktion wahr und keh-
ren Sie in unserem Landkreis zur Rechtsstaat-
lichkeit zurück!

KURT OPPERMANN

Mit der Wahl des Linken-Fraktionsvorsit-
zenden Rabe zum neuen Vorsitzenden des Ber-
nauer Hauptausschusses schließt sich der Kreis
des von CDU, Linken und SPD organisierten
Postenklüngels. Wie schon bei der Abwahl des
StVV-Vorsitzenden Péter Vida und der Neube-
setzung der Funktion durch den CDU-Orts-
vorsitzenden Sauer  (BBP 4/2021) wurde auch
bei der Neubesetzung des Hauptausschuß-Vor-
sitzes die Öffentlichkeit im Vorfeld über die
Personalie im Dunkeln gelassen.

So wurde zunächst im März der Wahlsieger
in einer einmaligen Aktion von der Funktion
des Vorsitzenden der SVV abgewählt und
durch den Wahlverlierer von der CDU ersetzt.
Dieser räumte sodann seinen Posten als
Hauptausschuß-Vorsitzender, um – entspre-
chend der Absprache zwischen CDU, Linken,
SPD – für den anderen Wahlverlierer von den
Linken Platz zu machen. Damit hat ein aus
CDU, Linken und SPD gebildetes Bündnis die
wichtigsten Funktionen der Stadt neu aufge-
teilt. Entgegen allen demokratischen und par-
lamentarischen Traditionen wurde dabei der
Wahlsieger BVB/Freie Wähler durch eine Alli-
anz der Wahlverlierer ausmanövriert.

Das Pikante: Durch die Rochade kontrollie-
ren die Linken nun neben der Stadtverwaltung
sogar 2 von 4 Ausschüssen, obwohl sie mit ei-
nem massiven Stimmenverlust bei der Wahl
2019 der größte Wahlverlierer waren. Niemals
zuvor wurde so offensichtlich und schonungs-
los das Wählervotum ignoriert. Die Entschei-
dung der Bürger von Bernau, die im Jahr 2019
zweimal BVB/Freie Wähler insgesamt und Pé-
ter Vida in Person zum Wahlsieger gemacht ha-
ben, wird mit Füßen getreten. Dabei schieben
sich die genannten Parteien die Posten zu,
ohne auch nur einmal die Bevölkerung befragt

zu haben. Das ist genau die Form an Machtpo-
litik, Klüngelei und Intransparenz, die immer
mehr Bürger ablehnen.

Doch nicht nur das: Dem Vernehmen nach
gehört zum CDU-Linke-SPD-Deal auch, daß
im Gegenzug die CDU auf einen Bürgermei-
sterkandidaten zugunsten von Stahl verzichtet,
um so die Wiederwahl des Linken-Rathaus -
chefs im kommenden Jahr zu sichern. Die SPD
ist wohl ohnehin schon mit im Bürgermeister-
kandidaten-Pakt.

Die Beteuerungen der CDU und der Linken,
nicht Initiatoren der Abwahl des StVV-Vorsit-
zenden gewesen zu sein, waren schon damals
unglaubwürdig und erweisen sich nunmehr als
glatte Täuschung der Öffentlichkeit. Denn nur
sie profitieren von diesem offenkundig von lan-
ger Hand geplanten, machtpolitischen Interes-
sen dienenden Manöver. Daß die Antragsteller
weder im Vorfeld noch während der Sitzung in
der Lage oder willens waren, den Abwahlan-
trag zu begründen, sprach dabei Bände. Die
Bernauer Bürgerschaft muß über diesen Vor-
gang an Postenrochade auf dem Rücken des
Wahlsiegers in Kenntnis gesetzt werden. Es
kann keine vom Wählerwillen entkoppelte
Stadtpolitik geben, die versucht, den Mantel
des Schweigens über ihr Handeln zu legen.

BVB/Freie Wähler stehen für eine basisde-
mokratische, das Wahlergebnis respektierende
Ämterbesetzung und eine regelmäßige Rück-
kopplung der politischen Entscheidungen bei
den Bürgern. Insbesondere in Fragen der Infra-
struktur und Stadtentwicklung braucht es
mehr Mitsprache der Betroffenen. Eine trans-
parente Kommunikation über Inhalte und Per-
sonen ist hierfür Grundvoraussetzung.

THOMAS STRESE, Fraktionsvorsitzender
BVB/Freie Wähler in der StVV Bernau

Postenrochade vollzogen 
Wahlen im Hauptausschuß Bernau

Freie Wähler unterstützen CDU
Bernau (bbp). Die Freien Wähler Brandenburg
verzichten im Wahlkreis 59 (MOL/BARII) auf
einen eigenen Direktkandidaten zur Bundes-
tagswahl im September und unterstützen die
CDU-Kandidatin SABINE BUDER.

Die Entscheidung sei nach langen Beratun-
gen und Abwägungsprozessen gefallen, so JÖRG

ARNOLD, Spitzenkandidat der Freien Wähler
Brandenburg. Die CDU-Kandidatin habe die
besten Aussichten, den Wahlkreis direkt zu ge-
winnen. Ein eigenes Antreten mit einem Kan-
didaten der bürgerlichen Mitte könnte zu einer
Splittung der Stimmen führen. 

Triebfeder für die Unterstützung sei, »daß die
Biesenthaler Tierärztin sowohl von ihrer inhaltli-
chen Schwerpunktsetzung als auch ihrer persönli-
chen Integrität her die richtige Bundestagsabgeord-
nete für unsere Region sein wird«. Im Rahmen ih-
rer kommunalpolitischen Arbeit habe sie ge-
zeigt, Bürgerinteressen stets über Parteiinteres-

sen zu stellen. »Als freiberuflich tätige Unterneh-
merin und Mutter von vier Kindern stellt sie zu-
dem täglich unter Beweis, wie man erfolgreich Ar-
beitsbelastung und Herausforderungen meistern
kann. Die Freien Wähler sind überzeugt, daß sie
eine ehrliche Sachwalterin der Bürgerinteressen
unserer Region im Bundestag sein wird.«

Der Landtagsabgeordneter Péter Vida sagt:
»Ich kenne Sabine Buder seit der Schulzeit. Sie
bringt das nötige Rüstzeug für die Arbeit in der
Bundespolitik mit: Ehrlichkeit, Hartnäckigkeit,
Ausdauer. Mit ihr gewinnen Region und Men-
schen eine durchsetzungsstarke Stimme in Berlin.
Daher werbe ich dafür, sie mit der Erststimme zu
wählen.«

Die Empfehlung beziehe sich nur auf die
Erststimme, wird betont. Um die Zweitstimme,
die maßgebliche Parteistimme, seien die Freien
Wähler auch im Wahlkreis 59 wählbar. Ziel sei
es, bundesweit die 5%-Hürde zu knacken. 
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Ganzheitliche Ernährung (8)
Viele Menschen lieben die verführerische

Süße von Zucker, obwohl wir genau wissen,
daß uns zu viel Zucker gesundheitlich schaden
kann (siehe Teil 7 dieser Reihe). Zucker findet
sich fast überall in unserem Essen, nicht nur in
gesüßtem Kaffee oder Tee oder in zuckerhalti-
gen Limonaden, sondern auch in Gewürzgur-
ken oder der Tiefkühlpizza, im Krautsalat, in
Tütensuppen und erst recht im Müsli, im
Fruchtjoghurt und in Dosenfrüchten. Diese Li-
ste läßt sich beinahe unendlich verlängern. So
sind etwa 80% aller Lebensmittel, die wir im
Supermarkt kaufen, gezuckert!

Kurzfristig macht uns Zucker glücklich, da er
unser Belohnungssystem im Gehirn aktiviert.
Dies führt dazu, daß wir Süßes konsumieren,
obwohl wir eigentlich schon satt sind. Ursa-
chen dafür können Lust oder Frust sein oder
auch Streß. Leider gewöhnen wir uns zu
schnell an den süßen Geschmack und kommen
dann davon kaum mehr los. Zucker wird für
viele zu einer Art von Sucht. Spätestens hier
beginnt es für unsere Gesundheit, sehr gefähr-
lich zu werden. Im Durchschnitt konsumieren
wir 100 Gramm Zucker pro Tag, die Weltge-
sundheitsorganisation empfiehlt maximal 25
Gramm pro Tag (das sind ca. 6 Teelöffel), die
Deutsche Gesellschaft für Ernährung hält 50
Gramm pro Tag für vertretbar. Die genannten
Mengen beziehen sich auf sogenannten freien
Zucker, also im engeren Sinne Industriezucker.
Nicht gemeint ist die natürliche Süße, die
Milch oder Obst von Natur aus enthalten.

Unser Zuckerkonsum ist im Durchschnitt
viel zu hoch, die Folgen sind schwerwiegend, im
wahrsten Sinne des Wortes: Übergewicht, Dia-
betes Typ 2 und Herzinfarkt drohen, zumindest
steigt das Risiko für die genannten Krankhei-
ten rasant an. Zuviel Zucker führt direkt oder
indirekt zu weiteren Krankheiten, wie Karies,
Bluthochdruck, Fettleber, Nierenschäden oder
Herz-Kreislauf-Erkrankungen.

Wie kann es gelingen, im Alltag mit mög-
lichst wenig Industriezucker auszukommen?
Wie können wir unsere Speisen auf natürliche
Artsüßen? Wie kann es gelingen, uns den Süß-
geschmack abzugewöhnen? Sind Zuckeraus-
tauschstoffe wie Stevia, Xylit (Birkenzucker)
oder Erythrit die Lösung? Oder lieber auf Süß-
stoffe wie Aspartam, Cyclamat oder Saccharin
setzen? In Teil 9 erfahren Sie die Antworten
auf diese Fragen. Nur so viel sei bereits verra-
ten: Zuckerverzicht ist kein Genußverzicht.

Am schnellsten verändern Sie ihre Gewohn-
heiten, indem Sie bereits beim Einkauf zu fri-
schen und unverarbeiteten Lebensmitteln grei-
fen und möglichst oft das Essen selbst zuberei-
ten. Wenn Sie sich bei den Mahlzeiten richtig
satt essen, also möglichst viel Gemüse zu sich
nehmen und für genügend Eiweiß (Teil 5 dieser
Reihe) und gute Fette (Teil 6 dieser Reihe) sor-
gen, dann kommt erst gar kein Heißhunger auf
Süßes auf. Dadurch ersparen Sie sich die meist
süßen Snacks zwischen den Mahlzeiten. 

FALK HINNEBERG  (www.hinneberg.info) 

Wie der Wahlleiter vom Landkreis Ucker-
mark mitteilte, sind 18 Wahlbezirke im Bun-
destagswahlkreis 57 (Uckermark/Barnim I)
von der »repräsentativen Wahlstatistik« betrof-
fen. Rechnet man mit etwa 1.000 Wahlberech-
tigten pro Bezirk, werden also im Wahlkreis 57
rund 18.000 Wählerinnen und Wähler einen
Aufdruck mit Geschlecht und »Alterskohorte«
(z. B. 18-30 Jahre) oben auf ihrem Wahlzettel
haben.

Im Internet wird diese Maßnahme z. B. un-
ter https://www.bundeswahlleiter.de/europa-
wahlen/2019/informationen-waehler/rws.html
begründet: es geht um die statistische Analyse
des Wahlverhaltens, der altersmäßigen
Wählerwanderung und der Wahlbeteiligung.

Diese Statistik ist »amtlich«, daher kann man
sich kaum entziehen. Wer aber lieber nicht als
»18-30 jähriger Mann« oder »30-50 jährige
Frau« im eigenen Wahlbezirk statistisch analy-
siert werden möchte, muß rechtzeitig einen
Wahlschein (z.B. zur Briefwahl) beantragen.

Seitens der Organisatoren wird hoch und
heilig betont, das Wahlgeheimnis  sei gewähr-
leistet. Doch sollte jeder Betroffene rechtzeitig
Bescheid wissen.

STEPHAN FISCHER

Der gläserne Wähler
Zur repräsentativen Wahlstatistik im Wahlkreis 57

Im WK 57 sind für die repräsentative Wahlstati-
stik folgende Wahlbezirke vom Statistischen
Bundesamt gewählt worden:
– Gemeinde Althüttendorf, Wahlbezirk 01
– Stadt Eberswalde, Wahlbezirk 13
– Stadt Eberswalde, Wahlbezirk 20
– Gemeinde Marienwerder, Wahlbezirk 02
– Gemeinde Schorfheide, Wahlbezirk 07
– Gemeinde Wandlitz, Wahlbezirk 02
– Gemeinde Wandlitz, Wahlbezirk 03
– Gemeinde Wandlitz, Wahlbezirk 08
– Gemeinde Wandlitz, Wahlbezirk 14
– Stadt Angermünde, Wahlbezirk 04
– Stadt Angermünde, Wahlbezirk 06
– Gemeinde Boitzenburger Land, Wahlbezirk 01
– Stadt Brüssow, Wahlbezirk 01
– Stadt Prenzlau, Wahlbezirk 12
– Stadt Schwedt/Oder, Wahlbezirk 14
– Amt Biesenthal-Barnim, Briefwahlbezirk 9051
– Stadt Lychen, Briefwahlbezirk 9110
– Stadt Prenzlau, Briefwahlbezirk 9062
Die genannten Urnen- und Briefwahlbezirke
werden öffentlich bekannt gemacht. Die Wähle-
rinnen und Wähler werden am Wahltag bzw. bei
Versendung der Briefwahlunterlagen auf die
statistische Erhebung hingewiesen. Das Wahl-
geheimnis kann sichergestellt werden.
ROBERT RICHTER, Kreiswahlleiter BT WK 57

(Uckermark / Barnim I)

Den neuerlichen Versuchen von Handels-
lobbyisten, die noch bestehenden Verkaufsver-
bote am Sonntag aufzuheben, erteilt auch der
ver.di-Landesbezirk Berlin-Brandenburg eine
klare Absage: »Die Auseinandersetzungen um die
Ladenöffnung am Sonntag dauern schon lange an,
große Firmen haben seit langem ein Interesse dar-
an, daß die Verkaufszeiten vollständig liberalisiert
werden. Jetzt muß die Coronakrise als Argument
herhalten«, sagt Landesbezirksleiter Frank Wolf
vom ver.di-Landesbezirk Berlin-Brandenburg.
Hier geht es großen Anbietern darum, ihren
Anteil am Umsatz zu vergrößern, indem sie
auch am Sonntag öffnen wollen. »Wir fürchten,
daß viele kleinere Händler da nicht mithalten kön-
nen, weil sie nicht das notwendige Personal vorhal-
ten. Am Ende würde aus unserer Sicht eine Wett-
bewerbsverzerrung stehen«, so Frank Wolf. 

In Berlin und Brandenburg gebe es bereits
sehr weitgehende Ladenöffnungsgesetze. Le-
diglich der Sonntag sei aus guten Gründen ge-
schützt. Dennoch dürfen an bis zu zehn Sonn-
tagen z.B. in Berlin Geschäfte nach behördli-
cher Genehmigung zusätzlich öffnen. 

Daß dem Schutz des Sonntags ein hoher
Wert zugemessen wird, zeigen die vielen Ge-
richtsurteile, die in den vergangenen Jahren
wegen der Sonntagsöffnung gefällt wurden.
Immer wieder wurde die Sonntagsöffnung
durch Gerichte untersagt, weil behördliche

Genehmigungen nicht korrekt und geset-
zeskonform erteilt wurden.

»Es ist gut und richtig, daß der Sonntag beson-
ders geschützt wird und die Geschäfte bis auf die
gesetzlich vereinbarten Ausnahmen geschlossen
bleiben. Die Beschäftigten, die nicht gerade zu den
Spitzenverdienern in unserer Gesellschaft gehören,
müssen vor weiteren ungünstigen Arbeitszeiten ge-
schützt werden. Im Einzelhandel arbeiten über 70
Prozent Frauen, der weitaus größte Teil von ihnen
in Teilzeit. Das Arbeiten am Wochenende behin-
dert das Familienleben und erschwert soziale Kon-
takte«, ergänzt der ver.di-Landesbezirksleiter
sein Votum gegen weitere Öffnungen.

Die ökonomische Situation im Einzelhandel
nach der Pandemie ist nicht einheitlich, Teile
der Branche haben gute bis sehr gute Umsätze
gemacht. Andere Teile – zu ihnen gehören z.B.
Textilhändler – mußten herbe Verluste hinneh-
men. Es sei klar, daß die Corona-bedingten
Umsatzverluste nicht durch Sonntagsöffnun-
gen ausgeglichen werden können. Hinter den
jetzt wieder erhobenen Forderungen nach voll-
ständiger Liberalisierung der Öffnungszeiten
stecken andere Interessen. 

Frank Wolf: »Die Position der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft ist klar: Wir stehen
auch weiterhin im Interesse der Beschäftigten für
den shoppingfreien Sonntag!«

ANDREAS SPLANEMANN

Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di):

Gegen Liberalisierung der Ladenöffnung
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Ganzheitliche Ernährung (9)
Viele Menschen lieben die verführerische

Süße von Zucker, obwohl wir genau wissen,
daß uns zu viel Zucker gesundheitlich sehr
schaden kann (siehe Teil 7 und 8 dieser Reihe). 

Doch wie kann es gelingen, den Alltag mit
möglichst wenig Industriezucker zu gestalten?
Wir sollten immer bedenken, Haushaltszucker
gehört nicht zu den Grundnahrungsmitteln.
Die allermeiste Zeit der Menschheitsgeschich-
te gab es keinen Haushaltszucker. Zwar sind
das Gehirn und andere Organe auf Glukose
angewiesen, der Körper ist jedoch in der Lage,
diese aus anderen Nahrungsmitteln wie Kartof-
feln, Brot oder Gemüse selbst zu produzieren. 

Ein Leben ohne Zucker ist ohne weiteres
möglich. Ohne Zucker zu leben, ist keine Strafe,
sondern reine Gewohnheit. Die Belohnungen,
die auf Sie warten, sind groß: bessere Zähne,
weniger Gewicht, schönere Haut und dazu ein
deutlich verringertes Krankheitsrisiko. Keine
Angst, auch in Zukunft müssen Sie sich nicht
100% zuckerfrei ernähren. Das ist im Alltag
ohnehin kaum zu schaffen. Es geht darum, ein
Bewußtsein für Ihren persönlichen Zuckerkonsum
zu entwickeln. Deshalb sollten Sie immer ge-
nau die Nährwertangaben auf den Lebensmit-
teln anschauen. Und denken Sie daran: Zucker
hat viele Namen (siehe Teil 7). Es ist deutlich
gesünder, Obst zu essen als Obstsaft zu trinken.
Obst enthält außer Zucker viele sättigende
Ballaststoffe. Zuckerfallen sind z.B. Limonaden,
Fertiggerichte, Obstsäfte, Dosenfrüchte, Corn-
flakes, Müsli oder auch Fruchtjoghurt. Aber
auch Fertigsalate, Fertiggemüse, Ketchup und
Dressings zählen zu den Zuckerfallen.

Sind dann Süßstoffe wie z.B. Aspartam oder
Saccharin die Lösung? Süßstoffe sind praktisch
kalorienfrei und oftmals deutlich süßer als
Zucker, haben aber meist einen Beigeschmack.
Allerdings kommen viele Studien zu dem
Schluß, daß künstliche Süßstoffe mit densel-
ben Risiken verbunden sind wie ein hoher
Zuckerkonsum. So ist die Zahl der stark über-
gewichtigen Menschen seit der Einführung
von sogenannten »Diät-Erfrischungsgetränken«
stark angestiegen. Oft wird das Gefühl, Kalo -
rien eingespart zu haben, genutzt, um an ande-
rer Stelle deutlich mehr zu essen. Aber das ist
kontraproduktiv.

Sind dann alternative Süßungsmittel wie z.B.
Birkenzucker, Erythrit oder Stevia eine gute
Lösung? Wie gesund diese sind, ist stark um-
stritten. Das Bundesinstitut für Risikobewer-
tung hält diese für unbedenklich, sofern die an-
gegebenen Höchstmengen nicht überschritten
werden. Allerdings wird z.B. Schwangeren von
einem übermäßigen Verzehr abgeraten.

Nutzen Sie stattdessen lieber natürliche Al-
ternativen zum Backen und Kochen wie Ho-
nig, Apfeldicksaft, Birnendicksaft, Zuckerrü-
bensirup, Ahornsirup, Kokosblütenzucker oder
frische Früchte und Beeren.

FALK HINNEBERG (www.hinneberg.info) 
Fragen zum Thema? Schreiben Sie an: 

willkommen@hinneberg.info

Im Baden-Württemberg des bündnisgrünen
Ministerpräsidenten WINFRIED KRETSCHMANN

wollte die damalige Kultusministerin Dr. SU-
SANNE EISENMANN (CDU) das Softwarepaket
Microsoft 365 in die digitale Bildungsplattform
des Landes integrieren. Microsoft 365 ist cloud-
basierte Software, die faktisch nicht gekauft,
sondern lediglich für einen bestimmten Zeit-
raum gemietet wird. Von Vorteil sind die mögli-
chen Nutzungen von den verschiedensten
Hardwareplattformen. 

Von Nachteil ist die Abhängigkeit von der
Firma Microsoft, in die man sich begibt. Für
den Bildungssektor bietet Microsoft die Soft-
ware relativ preiswert an. Nicht zuletzt, weil
der Softwarekonzern auf den Gewöhnungsef-

fekt spekuliert, wenn die Schülerinnen und
Schüler die Microsoftprogramme im Unter-
richt verwenden. Die Kultusministerin erhielt
dafür von der Initiative digitalcourage den BIG-
BROTHERAWARD 2020.

Nach ausgiebiger Prüfung hat der baden-
württembergische Landesdatenschutzbeauf-
tragte festgestellt, daß Microsoft 365 nicht
zulässig für den schulischen Einsatz ist. Aller-
dings will der zuständige Leiter der Stabsstelle
Digitale Bildungsplattform RALF ARMBRUSTER

dennoch an dem Geschäft mit Microsoft fest-
halten. Dabei gibt es genügend Opensource-
Alternativen, die nicht nur preiswerter, son-
dern datenmäßig auch weitaus sicherer sind. 

(bbp – nach Infos von Digitalcourage e.V.)

Die Schufa hat ihren Plan gestoppt, Millio-
nen Kontoauszüge zu durchleuchten. Über
380.000 Menschen hatten zuvor den gemein-
samen Appell von Digitalcourage und Cam-
pact an die Schufa unterzeichnet. Mit Sand-
wich-Plakaten, auf denen nackte Körper zu se-
hen waren, demonstrierten wir vor der Schufa-
Zentrale in Wiesbaden und forderten: »Schufa,
mach Dich selber nackig!« (BBP 3/2021)

Christoph Bautz vom Campact-Vorstand
sagt: »Wenn Protest wirkt, ist das ein herrliches
Gefühl. Es zeigt, daß wir Bürgerinnen und Bürger
viel Macht haben, wenn wir uns zusammentun.
Das Erfolgsrezept von Campact: Wir starten nicht
nur Online-Appelle und Kampagnen in den sozia-
len Medien, sondern unser Protest ist auch außer-
halb des Internets sichtbar – vor der Schufa-Zen-
trale genauso wie andernorts.

Weil Demonstrationen mit hunderttausenden
Menschen aktuell nicht möglich sind, setzen wir
verstärkt auf kleinere, aufsehenerregende Protest-
formen mit Maske und Abstand. Aber auch auf
eMail- oder Telefon-Aktionen. Und wir probieren
immer wieder Neues aus – wie zum Beispiel die
Hologramm-Demo für die Agrarwende. Hier ha-
ben wir vor dem Bundestag einen Vliesstoff ge-

spannt, auf den die Teilnehmenden projiziert wur-
den. Zu den verschiedenen Themen arbeiten wir
mit vielen Partnern zusammen. 

Mit ihnen zusammen bündeln wir unsere Kräfte
und schließen uns zu Bündnissen zusammen, wie
etwa mit Digitalcourage, LobbyControl, Green -
peace oder der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL).«

»Microsoft 365« für Schulen unzulässig
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Schufa-Spanner gestoppt!

Bündnis mit Online-Bürgersprechstunde
Am 28. Mai richtete unsere Fraktion die 

erste Online Bürgersprechstunde in unserer
Stadt aus und konnte viele Fragen der Einwoh-
nerinnen und Einwohner beantworten. Daß
dieses Format den Zahn der Zeit trifft, konnten
wir der Flut an Anfragen entnehmen. Dafür
möchten wir uns herzlich bei allen Teilneh-
mern bedanken. Alle offenen Bürgeranliegen,
die in der Sprechstunde nicht beantwortet
worden sind, werden in Kürze schriftlich be-
antwortet. 

Unsere nächste Sendung wird dann im Spät-
sommer durchgeführt, zu der Sie Ihre Anfragen
wieder an unsere Fraktionsadresse per Post
oder gern auch als Email zusenden können. 

Daß die steigenden Grundstückspreise in
unserer Stadt nicht nur bei uns, sondern auch
bei vielen Eberswalder Familien ein beunruhi-
gendes Gefühl auslösen, konnten wir als
Hauptanliegen in unserer Bürgersprechstunde
feststellen. Es wurde dabei auf ein Einheimi-
schen-Modell bei der Grundstücksvergabe ver-
wiesen, um dadurch den enormen Preisanstieg
durch auswärtige Bieter entgegen zu wirken.
Gern möchten wir dieses Thema aufgreifen
und zur Diskussion in die Fachausschüsse mit-
nehmen. Hier sollte definitiv eine einvernehm-
liche Lösung gefunden werden, um das Bieter-
system für alle Seiten gerecht zu gestalten. 

VIKTOR JEDE, Bündnis Eberswalde
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Staatliche »Aufarbeitung« der DDR-Landwirtschaft:

Kritisch ja – aber bitte auch sachlich!

Leserbrief zum MOZ-Artikel vom 19./20.
Juni 2021, »Interview – So etwas gab es in
keinem anderen Land des Ostblocks«:

Die Entwicklung der Land- und Nahrungs-
güterwirtschaft nach 1945 war und ist noch da-
durch geprägt, das klein- und mittelbäuerliche
Betriebe verschwinden oder aufgeben, wäh -
rend dafür große Produktionseinheiten mit be-
deutend höherer Arbeitsproduktivität in Ver-
bindung mit der Anwendung neuer wissen-
schaftlicher Erkenntnisse entstehen. In den
beiden deutschen Staaten geschah dies auf
sehr unterschiedlichen Wegen. 

In der DDR war dieser Prozeß neben der
Aufklärung vor allem durch die Entwicklung
von Landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaften (LPG) und die spätere Entwick-
lung von staatlichen Kombinaten der indu -
striellen Mast durch politische und administra-
tive Maßnahmen gekennzeichnet, während
sich der Prozeß in der alten BRD unter den Be-
dingungen der »freien« Marktwirtschaft unter
wirtschaftlichem Zwang vollzog und dort noch
im Gange ist.

Es ist unbestritten, daß insbesondere bei der
Bildung der LPG politischer Druck und auch
Zwang ausgeübt wurde. Bei dieser berechtigten
Kritik wird aber leider verschwiegen, daß viele
einzelbäuerliche Gegner der damaligen Ent-

wicklung gute Genossenschaftsbauern mit für
sie günstigeren Arbeitsbedingungen geworden
sind, die auch wesentliche Steigerungen der
Produktion erreicht haben. Hinzu kommt eine
gesellschaftlich positive Entwicklung in den
Dörfern, die sich heute viele zurückwünschen.
Denn die LPG verkörperten nicht nur die wirt-
schaftlich stärkste Kraft in den Dörfern, son-
dern sie waren auch direkt oder indirekt die
Träger vieler sozialer und kultureller Einrich-
tungen. Das ist die ganze Wahrheit! 

Politische und wirtschaftliche Maßnahmen
werden  bekanntlich an konkreten Ergebnissen
gemessen. Dazu ist sachlich festzustellen, daß
in der Umgestaltungszeit von 1952 bis 1964 die
Produktion von Schlachtvieh von 787.000
Tonnen auf 1.248.000 Tonnen und die Milch-
produktion von 2.753.000 Tonnen auf 5.665.
000 Tonnen angestiegen ist. Die Produktion
von Geflügel (zum Beispiel von Goldbroilern)
und Frischeiern wurde durch die staatlichen
Kombinate für industrielle Mast vervielfacht.
Wenn Herr Schöne, zu positiven Ansätzen in
der DDR-Landwirtschaft gefragt, nur antwor-
tet, »oh, da muß ich nachdenken«, so muß ich
ihm zumindest grobe Unkenntnis unterstellen.

Berechtigte Kritik übte er an den Übertrei-
bungen bei der Trennung von Feld- und Vieh-
wirtschaft. Aus der Kenntnis der Sachlage ist
jedoch festzustellen, daß nicht das Politbüro-
Mitglied GERHARD GRÜNEBERG, sondern der
Abteilungsleiter für Landwirtschaft BRUNO

KIESLER die Hauptverantwortung trägt. Das
gilt auch für utopische Forderungen von Bruno
Kiesler in der industriellen Tierproduktion.
Dabei bezeichnete er die moderne Schweine-
fleischproduktion im Schweinezucht- und 
-mastkombinat (SZME) von  Eberswalde mit
einer jährlichen Produktion von 28.000 Ton-
nen als »Schweinehaltung in größeren einzelbäu-
erlichen Hundehütten« und forderte die automa-
tisierte Käfighaltung für Schweine.

Auch die Kritik zu einer schlechten materi-
ell-technischen Versorgung in der Land- und
Nahrungsgüterwirtschaft durch die Industrie
ist berechtigt. Insbesondere die Ersatzteilver-
sorgung war katastrophal und brachte hohe
Ausfälle in der Produktion. Politisch verant-
wortlich dafür ist das Politbüro-Mitglied 
GÜNTER MITTAG, der es verstand, in der
Parteiführung diese Mängel in der DDR-Indu-
strie zu verschweigen oder zu beschönigen.

Auch ich bin für die Aufarbeitung der Land-
wirtschaftsgeschichte in der DDR. Sie muß kri-
tisch aber auch sachlich sein und von den
tatsächlichen Verhältnissen ausgehen.

Dr. HELMUT  KOCH

Die »Märkische Oderzeitung« (MOZ) widmete sich am 17. Juni der DDR-Landwirtschaft. Und zwar in Form eines Interviews mit
JENS SCHÖNE, seines Zeichens stellvertretender Leiter des »Berliner Beauftragten für die Aufarbeitung der SED-Diktatur«. Über die
DDR sei in den vergangenen Jahrzehnten viel geforscht und geschrieben worden, heißt es einleitend zu dem Interview mit Schöne.
»Neben der Auseinandersetzung mit der Stasi ging es um Industrie, Architektur, Kunst, NVA oder auch um ein Urlaubsschiff. Wenig
aber wurde zur Landwirtschaft und dem Leben auf dem Lande gesagt. Dem wollen Historiker ein Ende setzen.«

JENS SCHÖNE kam 1970 in Staßfurt (Bezirk
Halle, heute Sachsen-Anhalt) auf die Welt. In
der DDR absolvierte er eine Berufsausbildung
zum Facharbeiter für Tierproduktion, bevor er
in den 90er Jahren Neue und Neueste Ge-
schichte an der Berliner Humboldtuniversität
studierte.  Sein Berufsleben begann nach der
Promotion 2004 bei der »Bundesstiftung zur
Aufarbeitung der SED-Diktatur«. Zwei Jahre
später wechselte Schöne zum Berliner »Lan-
desbeauftragten zur Aufarbeitung der Unterlagen
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen
Deutschen Demokratischen Republik« wechsel-
te, dessen Stellvertreter er 2007 wurde. 

Der Mann hat also Ahnung, darf man un-
terstellen. Aber er hat auch einen klaren Auf-
trag, nämlich die »SED-Diktatur« aufzuarbei-
ten. Also spricht er in dem MOZ-Interview
über den »tragischen Untergang der DDR-Land-
wirtschaft«. Mehr als 30 Jahre nach dem Ende
der DDR werden die Zeitzeugen rar und die
staatlichen Geschichtsaufarbeiter mit ihren
gut ausgestatteten Behörden im Hintergrund
erringen das Geschichtsdeutungsmonopol.
Aber noch gibt es Menschen, die die Zeit zwi-
schen 1945 und 1990 im Osten Deutschlands
miterlebt und mitgestaltet haben. 

Dr. HELMUT KOCH, inzwischen 99 Jahre alt,
ist einer von ihnen. Von 1945 bis 1952 zeich-
nete  er sich im Kreis Gera und später im Land
Thüringen für die Erfassung und den Aufkauf
landwirtschaftllicher Erzeugnisse und für die
Versorgung verantwortlich. Von 1952 bis 1976
war er in der DDR-Regierung für den Aufkauf
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und die Nah-
rungsgüterwirtschaft sowie für die volkseige-
nen Güter und die Kombinate für industrielle
Mast zuständig. Zuletzt als stellvertretender
Minister. Aufgrund von Meinungsunterschie-
den mit Vertretern der Parteiführung der SED
zur Landwirtschaftspolitik wurde Helmut
Koch 1976 als Aufbauleiter des Schlacht- und
Verarbeitungskombinates Eberswalde (SVKE)
in Britz aus Berlin wegdelegiert. Nach dem
Aufbau des Betriebes blieb er bis zur Rente
1987 Generaldirektor des Kombinates. 

»Das Interview enthält eine Mischung von be-
rechtigten kritischen Feststellungen, aber leider
auch plumpen Unwahrheiten und falschen Dar-
stellungen«, stellte Helmut Koch nach dem Le-
sen des MOZ-Beitrages fest. Seine Sicht hat er
nicht nur der Leserbriefredaktion der MOZ
übermittelt, die Ende Juni daraus Auszüge
veröffentlichte, sondern auch der »Barnimer
Bürgerpost« zur Verfügung gestellt. Nebenste-
hend die ungekürzte Version seines Leser-
briefs: 

Auch die heutige Realität in der deutschen Land-
wirtschaft sowohl im Westen als auch im Osten
ist davon geprägt, daß viele Landwirtschaftsbe-
triebe sich ausschließlich auf die Pflanzenpro-
duktion spezialisiert haben, während anderer-
seits immer mehr große Mastbetriebe ohne eige-
nem Futteranbau entstehen. Vor allem gegen
letztere gibt es häufigen Widerstand der ver-
schiedensten Bürgerinitiativen (zum Teil erfolg-
reich, wie z.B. in Haßleben/Uckermark).
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Es war einmal
...so fingen einst die Märchen an.
Wie ein Märchen, hört sich heute Manches an:

Ging früher Einer von der Welt,
Gab’s von der Kasse: Sterbegeld.
Ging die Brille mal entzwei,
Sprang finanziell die Kasse bei.
Auch Rente haben einst die Alten,
Am Monatsanfang stets erhalten.

Während man bei Leistung spart,
Der deutsche Michel zahlt und zahlt.
Dank Maut und Steuer CO 2,
Trägt er künftig noch mehr bei.
Für was verschwendet ihr das Geld?
Versickert es in aller Welt?

Hat jemals einer sich beklagt?
Hat jemand je Protest gewagt?
Auch in Deutschland gibt es Westen.
Vielleicht sollte man das testen.
Wo bleibt der Aufschrei, wenn man hört:
Neue Kampfjets sind uns jede Menge wert?

RAINER KROBOTH

Dabei wurde deutlich, daß keineswegs alle
Stadtverordneten begeistert von dem Versuch
sind, die StVV-Sitzungen transparenter und
auch für Einwohnerinnen und Einwohner, die
aus den verschiedensten Gründen nicht als
Gäste an den Sitzungen teilnehmen können
oder wollen, zugänglich zu machen. 

Die Fraktion SPD|BFE hatte bereits den Ta-
gesordnungspunkt Anfragen genutzt, um sich
zu erkundigen, wie viele Live-Zuschauer es je-
weils im Livestream gab, wie oft diese Videos
später abgerufen wurden, wie hoch die Kosten
je Livestream waren und welcher zeitlicher
Mehraufwand für die Verwaltungsmitarbeiter
infolge der Organisation des Livestreams ent-
stand (siehe nebenstehenden Beitrag).

Noch gibt es einige Stadtverordnete, die
nicht ihre Einwilligung für den Livestream ge-
geben haben. Beim ersten demokratisch abge-
wählten Nachwende-Bürgermeister Dr. HANS

MAI ist es nachvollziehbar, daß er die öffentli-
che Präsenz scheut. Etwas seltsam mutet es in-
des an, so ein Livestream-Nutzer gegenüber
der BBP, wenn Dr. Mai in seiner Funktion als
Ausschußvorsitzender im entsprechenden Ta-
gesordnungspunkt über die Tätigkeit des
ASWU berichtet und auch dann der Live -
stream pausiert. Geradezu inakzeptabel sei es
aber, wenn der Bürgermeister Verwaltungsmit-
arbeiter beauftragt, spezielle Informationen zu
geben oder Fragen zu beantworten, diese Mit-
arbeiter dann aber »zum Schutz ihrer Persönlich-
keit« stummgeschalten werden. 

Mehrere Stadtverordnete kritisierten das
bisherige Procedere, trotz der Verbesserungen,
die es seit der ersten Liveübertragung gegeben
hat. So vermißt der fraktionslose Stadtverord-
nete CARSTEN ZINN »eine klare Linie« in der
Veröffentlichungspraxis. Der Link zum Live-
stream sei auf der Stadtseite nur schwer zu fin-
den. Die verlängerte Testphase soll genutzt
werden, die Schwachstellen aufzudecken. 

Auch VIKTOR JEDE (Bündnis für Eberswalde)
prangerte die ungenügende Präsenz an. So feh-
le auf anderen Plattformen, insbesondere in
den sozialen Medien, jeglicher Hinweis auf das
Streaming. Er äußerte sein Unverständnis, daß
es immer noch Stadtverordnete gibt, die ihr
Einverständnis zur Liveübertragung verwei-
gern. »Wenn wir so weitermachen«, so Jede,
»dann ist das umsonst rausgeschmissenes Geld«.
Er stimme deshalb dieser Vorlage nicht zu.

THOMAS STEGEMANN (SPD|BFE) bezog sich
auf die Anfrage seiner Fraktion. Die Teilnahme
der Bürger sei »relativ dürftig und mit Kosten ver-
bunden«. Er bezweifelt den Sinn, mit einem Fa-

zit noch bis Ende des Jahres zu warten. Das Ko-
sten-Nutzen-Verhältnis solle auf jeden Fall eine
große Rolle spielen. Stegemann betonte bei
seiner Wortmeldung ausdrücklich, daß er nicht
die Fraktionsmeinung wiedergebe. 

»Wir erreichen auf jeden Fall mehr Leute, als
heute hier«, erwiderte der Stadtverordnetenvor-
sitzende MARTIN HOECK (FDP) mit einem
Blick auf die leeren Besucherstühle im Saal. 

MIRKO WOLFGRAMM (Die PARTEI Alterna-
tive für Umwelt und Natur) stimmte dem Vor-
sitzenden zu und ergänzte: »Wir hoffen, daß wir
die Bürgernähe wahren. 80 Teilnehmer sind alle-
mal mehr als Null«. Zumal jene, die das Ange-
bot nachträglich nutzten, statistisch nicht er-
faßt wurden. Sein Fraktionskollege OSKAR

DIETTERLE bedauerte, daß der Liverstream nur
bis zur nächsten StVV-Sitzung gespeichert
wird. Er regte an, daß die Aufzeichnungen
nach dem Vorbild des Kreistages und der Stadt
Bernau wenigstens bis zum Ende der Wahlperi-
ode öffentlich zugänglich bleiben. 

Auch GÖTZ TRIELOFF (FDP) widersprach
Jede. Er verstehe ihn nicht, wenn er einerseits
das »rausgeschmissene Geld« beklage, aber an-
dererseits konstruktive Vorschläger mache.
Darum gehe es doch. »Wir wollen es erproben.
Wir wissen, es gibt Interesse, deshalb wollen wir
die Verlängerung der Erprobungsphase.«

Trieloffs Fraktionskollegin SIMONE BLUM

wandte ein: »Wir sind jetzt in der Probezeit, das
muß doch erstmal anlaufen. Wir sollten dem eine
Chance geben. Die Anfangsschwierigkeiten müs-
sen erstmal behoben werden. Wenn wir jetzt schon
nach ein paar Versuchen resignieren, dann können
wir künftig generell darauf verzichten, neue Ideen
einzubringen.« 

KATJA LÖSCHE (SPD|BFE) verwies schließ-
lich auf eben im entsprechenden Tagesord-
nungspunkt gehaltenen Bericht der Vorsitzen-
den des Seniorenbeirates Dr. CHARLOTTE CAN-
DITT, die ausdrücklich auf die Vorteile der digi-
talen Mitwirkung Älterer hingewiesen hatte.
Allerdings war der Bericht aufgrund der feh-
lenden Einverständniserklärung von Dr. Can-
ditt nicht Bestandteil des Livestreams. Katja
Lösche verwies schließlich auf die Möglichkeit,
daß der Livestream-Link »ohne Probleme« in die
sozialen Medien gesetzt werden könne. 

Der stumm geschaltene Stadtverordnete Dr.
Mai beantragte schließlich die Schließung der
Rednerliste. Da alle Argumente ausgetauscht
waren, stimmten die Stadtverordneten dem
Ansinnen mehrheitlich zu. 

Gegen 6 Neinstimmen und ohne Enthaltun-
gen wurde schließlich der Verlängerung der Er-
probungsphase für den Livestream der Stadt-
verordnetenversammlung mehrheitlich zuge-
stimmt. 

StVV-Livestream: Eine Chance
Eberswalde (bbp). »Die Erprobungsphase des Livestreams der Stadtverordnetenver-
sammlung wird mindestens bis zum Dezember 2021 fortgesetzt und im Zuge der ge-
planten Überarbeitung der Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung ent-
schieden, ob es über diesen Zeitpunkt hinaus dauerhaft eingeführt werden soll.« Das
hat die Stadtverordnetenversammlung (StVV) am 22. Juni mehrheitlich beschlossen. 

Die Anfrage von SPD|BFE:
Wie viele Live-Zuschauer gab es durschnitt-
lich je StVV im Livestream? Wie hoch waren
die Kosten?

maximal Ø Kosten
StVV, 23.2. 53 k.A. 1.940,30 Euro
StVV, 23.3. 38 k.A. 1.708,25 Euro
StVV, 27.4. 80 55 2.108,23 Euro
StVV, 25.5. 24 16 2.126,44 Euro

Bemerkung: Für die Sitzungen im Februar und
März liegen keine Daten, aus denen ein Durch-
schnitt ermittelt werden kann, vor. Die höheren
Kosten der Sitzungen im April und Mai fielen
an, nachdem die Stadtverordneten in ihrer
März sitzung eine Erweiterung der Kameraper-
spektiven beschlossen hatten. 

Wie oft wurden die Videos der StVV im Nach-
gang von der Webseite der Stadt abgerufen?
Vom Livestream-Dienstleister wurde der Stadt-
verwaltung mitgeteilt, daß für den eingebunde-
nen Player leider keine Statistik zuir Verfügung
gestellt werden kann, da keine entsprechenden
Daten gespeichert wurden.

Wieviel zeitlichen Mehraufwand bedeutet es
für die Angestellten der Verwaltung, einen Li-
vestream zu organisieren?
Zur Organisation eines Livestreams gehörten
in der bisherigen Erprobungsphase u.a. folgen-
de Tätigkeiten: Angebote einholen und prüfen
(incl. Leistungsbeschreibung erstellen und
Rückfragen beantworten) sowie den Auftrag
erteilen, Titelgrafik anpassen und übermitteln,
Einstellen des »Iframes« und des Players für
den Livestream auf der Internetseite, Anpassen
des Bestuhlungsplans, Übergabe von Tages-
ordnung und »Drehbuch« sowie dessen Zu-
gang zur Stadthalle für Auf- und Abbau der
Technik gewährleisten und schließlich die
Kommunikation mit dem Dienstleister. 
Auch wenn die aufgewendete Arbeitszeit nicht
statistisch erfaßt wird, liege es auf der Hand,
»daß dieser zusammengerechnet jedenfalls

mehrere Stunden pro Sitzung beträgt«.

www.barnimer-buergerpost.de
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»Vor 76 Jahren ging der Krieg zu Ende«, so
oder ähnlich berichteten die meisten Medien.
Im zweiten Jahr in Folge war die Erinnerung an
den Tag der Befreiung am 8. Mai von den
»Corona-Eindämmungsmaßnahmen« geprägt.
Aber immerhin hat sich das Wort »Befreiung«
inzwischen auch offiziell eingebürgert, ist nicht
mehr nur vom »Kriegsende« wie in den meisten
Medien die Rede. Sogar der Bundespräsident
spricht über den 8. Mai als »Tag der Befreiung«. 

Allerdings Befreiung wovon? Hier stimmen
die offiziellen Äußerungen bis zu jenen, die
sich als Linke bezeichnen, und die der genann-
ten Medien überein: vom »Nationalsozialis-
mus«. Das ist die Selbstbezeichnung der deut-
schen Faschisten, die unter dieser Marke in
den 1920er und 30er Jahren unter den soziali-
stisch orientierten Arbeitern und Kleinbürgern
durchaus punkten konnten. Mit Nationalismus
hatten sie sehr viel, mit Sozialismus hingegen
sehr wenig zu tun. 

Das Festhalten an der faschistischen Eigen-
bezeichnung dient heute nicht zuletzt dem hin-
tergründigen Zweck, den Begriff vom Sozialis-
mus an sich zu denunzieren und zugleich zu
verschleiern, daß Faschismus tatsächlich eine
Ausgeburt der bürgerlichen Gesellschaft, des
Kapitalismus, ist.

Erstaunlich ist beispielsweise die Mitteilung
des Ökumenischen Arbeitskreises, der die
Christen verschiedener Konfessionen »im Ge-
denken vereint«, zum 75. Jahrestag der Befrei-
ung. Wie sie damals in einem Brief an den Bot-
schafter der Russischen Föderation schrieben,
»... möchten wir Christen in Eberswalde gemein-
sam Ursachen und Schuld neu benennen«. Ursa-
chen des und Schuld im 2. Weltkrieg. 

»Neu benennen« heißt hier, daß die Ebers-
walder Christen erkennen, daß es »um
großflächige Vernichtung von Menschenleben und
Kulturgut in der Sowjetunion« ging und daß ih-
nen die Zahl von 27 Millionen sowjetischen
Kriegsopfern kaum bewußt gewesen sei. 

Hat tatsächlich keiner der Christen in Ebers-
walde hier zu DDR-Zeiten eine Schule be-
sucht? Gewiß, damals war die von Stalin defi-
nierte Zahl von 20 Millionen sowjetischen
Kriegstoten im Umlauf. Das wurde erst in den
1990er Jahren anhand neuerer Forschungen
korrigiert. Aber alles andere sollte doch als be-
kannt vorausgesetzt werden können. 

Wenn jetzt Ursachen und Schuld am und im
2. Weltkrieg »neu« benannt werden, dann
kann man sagen: besser spät als nie. Aber es
bleibt die Frage, wie »die Eberswalder Christen«
dies bisher benannt hatten. Aber vielleicht
schrieb den Brief ein Zugereister aus Gegenden
westlich von Elbe und Werra? Dann wäre
Nachsicht angebracht.

Dort wurde lange Zeit die »deutsche Niederla-
ge« und der »Zusammenbruch« thematisiert und
eben an das »Kriegsende« erinnert. Als sei der
Krieg einfach mal so »zu Ende« gegangen, wie
er vielleicht auch nur einfach mal so »angefan-
gen« hat. Zufälligkeiten ohne Ursache und
ohne Schuld. Vor diesem Hintergrund wären
es tatsächlich »neue« Erkenntnisse. 

Die Mehrheit der Eberswalder Christen
dürfte indes hier aufgewachsen und sozialisiert
worden sein und sich demnach von den Aussa-
gen des Ökumenischen Arbeitskreises eher we-
niger angesprochen fühlen. Aber das ist natür-
lich nur eine Vermutung.

Die heutigen Faschisten nennen sich übri-
gens nur in verschwindender Minderheit noch
»nationale Sozialisten«, wenngleich ein Teil
nach wie vor mit der »sozialen Frage« punkten
will und manche sogar als »Grundgesetzverteidi-
ger« auftreten. Beim Klauen von Begriffen sind
die Faschisten also nach wie vor sehr kreativ.
Eigenschöpfungen sind rar, sie füllen nur be-
kannte Begriffe mit anderen Inhalten. Aktuell
sind das u.a.: Alternative, Dritter Weg oder
Die Rechte als Antonym zur Partei Die Linke. 

Faschismus ist weder sozialistisch noch alter-
nativ, kein dritter Weg und auch nicht rechts
im Sinne von konservativ; nichtmal national,
wenn man auf den Unterschied zu nationali-
stisch achtet. »Faschismus an der Macht ist die
offene, terroristische Diktatur der reaktionärsten,
chauvinistischsten, am meisten imperialistischen
Elemente des Finanzkapitals.« Diese Faschismus-
Definition von Georgi Dimitroff stammt aus
dem Jahr 1935. Ob sie auch heute noch aktuell
ist, sollten wir besser nicht im offenen Feldver-
such ausprobieren. Aber über die sozio-ökono-
mischen Bedingungen, die Faschismus auf dem
Weg zur Macht begünstigen, sollte durchaus
nachgedacht werden. Dazu gehört auch ein
Nachdenken über Begriffe, die verwendet wer-
den.

GERD MARKMANN

Begrifflichkeiten: FaschismusJüdisches Leben stärken
Verfassungsänderung beantragt

Die Landtagsfraktion BVB/Freie Wähler hat
im Juni eine Änderung der Brandenburger
Landesverfassung beantragt. Der Antrag sieht
die Stärkung jüdischen Lebens und der jüdi-
schen Kultur vor. Zudem soll der Kampf gegen
Antisemitismus als notwendiger Teil eines
friedlichen Zusammenlebens in den Rang einer
Staatszielbestimmung gehoben werden. Wei-
terhin ist vorgesehen, eine Vertiefung der
Freundschaft zu Polen im sich einigenden Eu-
ropa als Verfassungsgrundsatz zu definieren.

Gerade in der jüngeren Vergangenheit ist ein
besorgniserregendes Aufflammen antisemiti-
scher Ausfälle, die mitunter mit großer Öffent-
lichkeitswirksamkeit vorgetragen werden, zu
beobachten. So gab es im letzten Jahr so viele
antisemitische Straftaten wie seit 20 Jahren
nicht mehr. Auch haben im Zuge der Corona-
Pandemie Verschwörungstheorien mit antise-
mitischem Kerngehalt erheblich an Zulauf ge-
wonnen. Derartige Tendenzen sind neben ihrer
diskriminierenden Wirkung für die Betroffenen
zudem geeignet, das friedliche Zusammenleben
insgesamt zu beeinträchtigen. Deswegen stellt
eine Verankerung der klaren Ablehnung des
Antisemitismus eine wichtige Erweiterung der
Staatszielbestimmungen dar.

Die enge Zusammenarbeit von BVB/Freie
Wähler mit den jüdischen Gemeinden im Land
Brandenburg bestärkt uns zudem in der Forde-
rung, die Stärkung jüdischen Lebens und jüdi-
scher Kultur in Verfassungsrang zu heben. Ins-
besondere die auf den Weg gebrachte Neuer-
richtung der Potsdamer Synagoge ist hierfür
ein lebendiges Zeichen. Gerade vor dem Hin-
tergrund der historischen Verantwortung
Deutschlands und als Gliedstaat auch Bran-
denburgs sowie dem ausdrücklichen Wunsch
namhafter Vertreter der jüdischen Gemeinden
im Land Rechnung tragend, soll diese Rege-
lung in die Verfassung aufgenommen werden.

Zudem wird vorgeschlagen, die Bestimmun-
gen zur Vertiefung der Freundschaft mit Polen
weitergehend und verbindlicher zu fassen. Im
Juni 2021 jährt sich die Unterzeichnung des
deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrages
zum dreißigsten Mal. In diesem bekennen sich
beide Staaten zur Vertiefung der europäischen
Einigung und stellen unerschütterliche Grund-
feste für ein friedliches und demokratisches
Gemeinwesen auf. Das Land Brandenburg hat
gerade in diesen Zeiten ein besonderes Interes-
se an einer Vertiefung der europäischen Inte-
gration, die BVB / FREIE WÄHLER ein beson-
deres Anliegen ist. Hierbei kommt dem Aus-
bau der Partnerschaft mit Polen eine so zentra-
le Bedeutung zu, daß eine Kodifizierung in den
Grundsätzen der Verfassung angezeigt ist.

Diese Punkte waren für BVB/Freie Wähler
bereits im Rahmen der Sondierungsgespräche
für eine mögliche Brandenburger Landesregie-
rung im Herbst 2019 zentrale Anliegen. 

PÉTER VIDA u.a.

Kleine Gemeinden erhalten Sitz
Potsdam (bbp). Das von BVB/Freie Wähler
eingereichte »Gesetz zur Vertretung aller Ge-
meinden in den Regionalversammlungen« wurde
nach Ausschußberatung und -erweiterung am
16. Juni im Landtag mehrheitlich angenom-
men. Das Gesetz tritt 2024 in Kraft. Dann stel-
len in Brandenburg auch Kommunen unter
5.000 Einwohnern Regionalräte in der für sie
zuständigen Regionalen Planungsgemeinschaft.

Bisher wurde dies den kleinen Kommunen
per Gesetz verwehrt. Diese Ungleichbehand-
lung führt dazu, daß die Regionalplanung für
die Gemeinden zumeist über die Köpfe der dor-
tigen Bürger hinweg erfolgte. Etwa bei der Pla-
nung von Windeignungsgebieten: Die kleinen
Gemeinden konnten nicht mittels Regionalrä-
ten über deren Standorte mitentscheiden und
wurden vor vollendete Tatsachen gestellt.
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Zutreffend ist, daß 50Hertz auf der südlichen
Hälfte der Leitung zwischen Golzow und Neu-
enhagen weiter an der Leitung bauen kann,
obwohl sich die Klage des Nabu-Brandenburg
gegen das gesamte Projekt richtet.   

Auf der nördlichen Strecke zwischen Berti-
kow und Golzow (Mast 1 bis Mast 217) hat das
Gericht aber dem Rechtsschutzverlangen statt-
gegeben und damit einen Baustopp für diesen
Abschnitt verhängt.

Ferner hat das Gericht festgestellt, daß die
Fragen, die die Klage des NABU-Brandenburg
aufwirft, derart komplex sind, daß sie sich
nicht im summarischen Verfahren  beurteilen
lassen, sondern im Hauptverfahren zu klären
sind. Das Gericht hat sich nicht dazu hinreißen
lassen, der eingereichten Klage eine Aussicht
auf Erfolg abzusprechen, wie es von der Gegen-
seite gefordert wurde. Die Frage der rechtli-
chen Beurteilung des Planergänzungsbeschlus-
ses ist also völlig offen. Der Planfeststellungs-
beschluß ist somit nicht bestandskräftig.

Die Baumaßnahmen, die 50Hertz in den
Baufeldern 4 und 5 durchgeführt hat und noch
durchführen wird, stehen also unter dem Vor-
behalt, daß der Planergänzungsbeschluß im
Rechtsstreit bestätigt wird. Die Entscheidung
des Gerichts vom 15.6.2021 sollte 50Hertz

dazu bewegen, den Hasardkurs, den die Firma
seit Dezember 2020 steuert, zu überdenken. 
Bei Aufhebung des Planfeststellungsbeschlus-
ses müssen die Masten zurückgebaut werden.

Das Gericht hat aber auch festgestellt, daß
die Frage, ob die Erdverkabelung als Alternati-
ve bei den Leitungsabschnitten, in denen die
Leitung mit dem Naturschutz kollidiert, zuläs-
sig ist, ebenfalls im Hauptverfahren zu klären,
also offen ist. 

Die Feststellung von Kapferer, das Gericht
hätte den Vogelschutz über den Klimaschutz
gestellt, ist völlig abwegig. Davon ist in dem
Beschluß überhaupt nicht die Rede. Kapferer
übersieht, daß bei der Planung der Leitung
mehrere Belange zu berücksichtigen sind und
nicht das eine gesamtgesellschaftliche Interes-
se gegen das andere ausgespielt werden darf. 

So bietet z.B. der Einsatz von Erdkabeln die
Möglichkeit, Konflikte mit dem Naturschutz zu
vermeiden. Hier hat sich 50Hertz konsequent
dem Dialog verweigert und möchte das weiter
tun, indem man einfach den Hinweis im aktu-
ellen Beschluß des BVerwG ignoriert.
Die Notwendigkeit der Leitung zur Einspeisung
von erneuerbaren Energien ist fraglich.

Die bestehende 220 kV-Leitung ist nur an
wenigen Tagen im Jahr ausgelastet. Sie ist sehr

wohl in der Lage, den Strom der Windräder
nördlich von Angermünde und Prenzlau aufzu-
nehmen. Man kann das auf der App »Netzaus-
lastung« von 50Hertz auf dessen Homepage
leicht feststellen. Die geplante Leitung dient
mit ihrer Anbindung an Polen nicht in erster
Linie der Einspeisung erneuerbarer Energien,
sondern vor allem der  Herstellung des eu-
ropäischen Strommarkts.  

Die Bürgerinitiative erinnert daran, daß bei
dem Versuch einer außergerichtlichen Eini-
gung, der im November 2015 vom berichter-
stattenden Richter Pez moderiert wurde,
50Hertz eine Vorstudie zur Machbarkeit einer
Erdverkabelung im Gebiet des Landiner Haus-
sees vorgelegt hat, die, so damals der Vorschlag
der Kläger, vertieft werden und durch eine wei-
tere Prüfung der Möglichkeiten einer Erdver-
kabelung im Bereich Schmargendorf-Buchholz
erweitert werden sollte. Das wären damals
Möglichkeiten zur Entspannung des Konflikts
gewesen, die 50Hertz nicht aufgegriffen hat. 

Insofern ist die Reaktion von 50Hertz auf
den Beschluß nicht nachzuvollziehen. Der
Konflikt dauert nun schon 13 Jahre und 50
Hertz ist mit seiner intransigenten Haltung auf
dem besten Weg dazu, endgültig zu scheitern.

HARTMUT LINDNER

Bürgerinitiative: Biosphäre unter Strom – keine Freileitung durchs Reservat: 

Klage richtet sich gegen das gesamte Projekt
Darstellung von 50Hertz-Geschäftsführer Kapferer zum Rechtsschutz gegen die 380-kV-Trasse geht an der Sache vorbei
Am 15. Juni hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) dem Rechtsschutzverlangen zu der Klage gegen den Planfeststellungs-
beschluß zur 380-kV-Freileitung Bertikow-Neuenhagen (Uckermarkleitung) im Abschnittt nördlich von Golzow stattgegeben und
einen Baustopp verhängt. Inzwischen hat sich der Bauträger 50Hertz dazu geäußert. Allerdings unvollständig und die Kommentie-
rung durch den Geschäftsführer STEFAN KAPFERER geht an der Sache vorbei.

Die PARTEI fordert: 

Licht für alle – und das kostenlos!
Eberswalde (bbp).  Der geplante Neubau einer
380-kV-Freileitung von Bertikow in der Ucker-
mark nach Neuenhagen bei Berlin soll die Ver-
sorgungssicherheit für Elektroenergie verbes-
sern. So das Versprechen des Netzbetreibers
50Hertz. Laut Plan soll die neue 380-kV-Lei-
tung entlang der bestehenden 220-kV-Trasse
erbaut werden. In der Stadt Eberswalde führt
die Leitung zwischen Finow-Ost und dem
Brandenburgischen Viertel nahe an der beste-
henden Wohnbebauung vorbei.

Die Trasse der Höchstspannungsleitung
führt mitten durch den Wahlkreis von NIELS

NEUDECK – Kandidat der Partei Die PARTEI
für das Bundestagsdirektmandat im Wahlkreis
Uckermark/Barnim. Er hatte davon gehört,
daß die elektromagnetische Strahlung der
Hoch energie-Freileitungen Leuchtstofflampen
zum leuchten bringen können. Der PARTEI-
Kandidat wollte es genau wissen. Am Vor-
abend des Himmelfahrtsfeiertages machte er
ein Experiment. Dafür nutzte der künftige
Bundestagsabgeordnete eine alte Leucht-

Es funktioniert. 
Für die Anwohner im
Brandenburgischen
Viertel und in Finow-

Ost kann mit dem
Bau der 380-kV-Frei-
leitung eine kosten-

freie Versorgung 
mit Licht gewähr -

leistet werden.

stofflampe, die er noch auf dem Boden gefun-
den hatte. Und tatsächlich, es funktionierte.
Die Leuchtstofflampe erleuchtete. 

50Hertz hat also recht. Wenn schon die 220-
kV-Freileitung die Lampe erleuchten läßt,
dann wird das bei der viel stärkeren 380-kV-
Leitung sicher noch viel besser funktionieren.
Die preiswerte und sichere Versorgung der An-
wohner mit Licht wird durch den Leitungsneu-
bau gewährleistet.

Nach Aussagen des Energielieferanten 50
Hertz soll der Abstand von 380-kV-Leitungen
zur Wohnbebauung mindestens 180 Meter be-
tragen. Soviel Platz ist allerdings nicht. Glück
für die Menschen, die im Kopernikusring in Fi-
now-Ost und in der Schwärzeseestraße Finow-
Ost im Brandenburgischen Viertel wohnen. Sie
können künftig für die Beleuchtung ihrer
Wohnungen auf die gute alte Leuchtstofflampe
zurückgreifen – und das völlig kostenfrei. 

Foto: GERD MARKMANN
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Die Leistungen von regierungsunabhängigen
Organisationen (NGOs) in der Flüchtlingshilfe
sind vielfältig und zielen darauf ab, die harten
Lebensbedingungen der Schutzsuchenden et-
was abzumildern, sei es durch die Verteilung
von Lebensmitteln, durch medizinische Versor-
gung oder Angebote zum Spracherwerb und
zur Rechtsberatung. Manche Hilfsorganisatio-
nen konzentrieren sich auf bestimmte Ziel-
gruppen, wie z.B.  unbegleitete Kinder oder
Frauen. Hilfsorganisationen tragen auch wich-
tige Informationen über die Behandlung von
Geflüchteten und deren wirkliche Lebensbe-
dingungen zusammen und sind ein unverzicht-
bares Korrektiv der schönfärberischen Darstel-
lungen der Lage der Geflüchteten durch die je-
weilige Regierung. 

Getragen werden die Hilfsorganisationen
von einer Vielzahl von Spendern und vielen
ehrenamtlich Tätigen. Die Zahl der festange-
stellten Profis ist gering. Die Motivation der
Hilfsorganisationen speist sich aus huma-
nitären oder religiösen Überzeugungen. Man-
che Hilfsorganisationen nutzen für ihre Arbeit
auch EU-Hilfsprogramme und die damit ver-
bundenen Fördermittel.   

Die positiven Wirkungen der Hilfsorganisa-
tionen stehen außer Frage und gelegentlich
wird auch die Arbeit der einen oder anderen
durch die Verleihung eines Preises gewürdigt.

Das Verwaltungsgericht Würzburg hat in ei-
ner kürzlich ergangenen Entscheidung das
Wirken der NGOs in Rumänien aber auf eine
neue und völlig überraschende Art und Weise
gewürdigt und damit die beabsichtigte Wir-
kung dieser NGOs in ihr Gegenteil verkehrt,
denn plötzlich dient der Hinweis auf die erfolg-
reiche Arbeit der dortigen NGOs zur Ermögli-
chung einer Abschiebung.

Ein somalischer Staatsbürger war im Dezem-
ber 2019 in die BRD eingereist und hatte Asyl

beantragt. Die Recherche des BAMF ergab,
daß der Mann bereits vier Monate vorher in
Rumänien einen Antrag auf Asyl gestellt hatte.
Das Amt lehnte mit Blick auf die Dublin-III-
Verordnung den Antrag ab und verfügte die
Abschiebung nach Rumänien. Dagegen hatte
der Somalier geklagt.

Die Klage blieb erfolglos, obwohl der Richter
sich sehr eingehend mit dem Asylsystem in
Rumänien beschäftigt hat und auch konstatier-
te daß die Versorgungsleistungen des rumäni-
schen Staates für den Abgeschobenen mögli-
cherweise, wenn auch nur für einen Zeitraum
von wenigen Wochen, nicht gesichert seien.

In seiner Begründung, weshalb eine Ab-
schiebung nach Rumänien dennoch rechtens
sei, heißt es, daß weder ein Verstoß gegen Arti-
kel 4 der  Grundrechte Charta noch in Verbin-
dung mit Artikel 3 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention zu erwarten sei. 

»Denn die Schwelle hierfür wäre erst erreicht,
wenn die Gleichgültigkeit der rumänischen Behör-
den zur Folge hätte, daß eine vollständig von öf-
fentlicher Unterstützung abhängige Person sich
unabhängig von ihrem Willen und ihren persönli-
chen Entscheidungen in einer Situation extremer
materieller Not befände.

In Rumänien gibt es jedoch eine ganze Reihe von
NGOs, die Asylbewerber mit Nahrung und Un-
terkunft versorgen und auch sonstige Notfalldien-
ste zur Verfügung stellen (vgl. BFA, Länderinfor-
mationsblatt der Staatendokumentation, Rumäni-
en, Gesamtaktualisierung vom 14.6.2019, S. 11).
Dem Antragsteller wäre es daher ... zumutbar, sich
an eine NGO vor Ort zu wenden... Auch in die-
sem Fall droht dem Antragsteller daher keine un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung.« 
(VG-Würzburg, Entscheidung vom 11.3.2021 Az.:
Q A S 20.50079, Randnummer 21 und 22)

Daß diese zynische Würdigung der Arbeit
der NGOs nicht zwingend ist, zeigt eine Ent-
scheidung des VG Sigmaringen vom Februar
2021, in der auch unter Berufung auf Urteile
der VG Aachen und Köln aus dem Jahr 2020
davon ausgegangen wird, daß angesichts der
soziökonomischen Krise und der Auswirkun-
gen der Coronapandemie eine Abschiebung
von Schutzsuchenden rechtswidrig ist.
Dokumentiert im Tenor der Entscheidung VG-
Sigmaringen, 19.02.2021 - A 13 K 183/19.

Dublin-Rückkehrern, die in Rumänien auf-
grund des Nichtbetreibens ihres Asylverfah-
rens für mehr als neun Monate als Folgeantrag-
steller behandelt werden und die deshalb kei-
nen Zugang zu materieller Versorgung im Rah-
men des Asylfolgeverfahrens haben, droht der-
zeit in Rumänien aufgrund der Auswirkungen
der Corona-Pandemie eine Verletzung in Art. 4
GRCh, wenn sie nicht über ein familiäres
Netzwerk, ausreichende Sprachkenntnisse
oder eine überdurchschnittliche Berufsqualifi-
kation verfügen.

HARTMUT LINDNER 

Abschiebung nach 22 Jahren
Am 26. Mai 2021 fand eine Sammelabschie-

bung nach Nigeria vom Flughafen Düsseldorf
aus statt. Unter den Menschen, die an diesem
Tag abgeschoben wurden, befand sich auch
OBINNA O. Er verbrachte mehr als die Hälfte
seines Lebens in der BRD, mehr als 22 Jahre.
Freunde und Bekannte sind fassungslos. 

Fiona, aktiv bei »Barnim für alle«, zeigt sich
schockiert über die Vorfälle: »Mein Freund Obi
lebte seit 22 Jahren in Deutschland, plötzlich wur-
de er abgeholt und gegen seinen Willen in ein Flug-
zeug gesetzt. Ihn plötzlich aus seinem Leben zu
reißen, ist einfach nur unmenschlich. Wir wollen
uns von dem Abschiebedruck keine Angst machen
lassen, darum haben wir am 8. Juni vor der Aus-
länderbehörde in Eberswalde demonstriert.«

Abschiebungen werden durch Gesetzgeber,
Behörden und in der Öffentlichkeit häufig ver-
harmlost als Rückführungen, Durchsetzung
der Ausreisepflicht, als Umgang mit einem an-
geblichen Vollzugsdefizit, als Beendigung eines
Aufenthaltes. Dahinter stehen jedoch mensch-
liche Schicksale. Daß Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der lokalen Ausländerbehörde so-
wie der Zentralen Ausländerbehörde entschie-
den haben, Herrn O. nach 22 Jahren in
Deutschland nach Nigeria abzuschieben, ver-
kennt seine Lebensrealität. Er hat sich in Bran-
denburg nicht »aufgehalten«, er hat hier gelebt.

Die Abschiebung zeigt auch die fatalen Fol-
gen von Kettenduldungen: Über Jahre hinweg
– manchmal Jahrzehnte – müssen Geduldete
befürchten, daß ihr Leben in der BRD jederzeit
beendet werden kann. Von einem Moment auf
den anderen, ohne Ankündigung und ohne die
Möglichkeit, Abschied zu nehmen, werden sie
von der Polizei abgeholt. Kettenduldungen ver-
hindern Teilhabe und Ankommen. Es fehlen
Lebensperspektiven, die Betroffenen haben
keine Beschäftigungsmöglichkeiten, weil sie
keine Aufenthaltsberechtigung bekommen. 

»Warum«, fragte Lotta Schwedler vom
Flüchtlingsrat Brandenburg, »lebte Obinna O.
nach 22 Jahren zum Zeitpunkt seiner Abschiebung
noch immer in einer Gemeinschaftsunterkunft?
Warum haben die Mitarbeitenden der Verwaltung
ihn abgeschoben, anstatt ihm ein Bleiberecht zu er-
möglichen? Warum war das kein Härtefall?«

Wir von der Gruppe »Barnim für alle« kriti-
sieren die Verstöße und die Ungerechtigkeiten,
denen Asylsuchende im Landkreis Barnim und
in ganz Brandenburg systematisch ausgesetzt
sind. Aufgrund des bewußten Drucks von Aus-
länderbehörden gab es in letzter Zeit mehrere
Selbstmorde. Obi kam vor 22 Jahren in die
BRD, um Sicherheit und Schutz zu suchen.
Nach 22 Jahren wurde Obi nach Nigeria abge-
schoben, ohne Geld und ohne Wohnsitz.

Wir als Gruppe »Barnim für Alle« erklären
unsere völlige Ablehnung dieser Politik und
wollen dafür kämpfen, daß sich die Gesetze
verändern. Wir fordern das Recht auf Aufent-
halt und Bewegung für jeden Menschen. 
Wir sind alle Salah! Wir sind alle Obi!

Initiative »Barnim für alle«
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Das vergiftete Lob 
Verwaltungsgericht Würzburg zum Engagement regierungsunabhängiger Organisationen

»Wie lange werden wir in Lagern schlafen, wir wol-

len die Sprache lernen, arbeiten und uns in die Ge-

sellschaft integrieren«. Statt dessen wartet die
Abschiebung. Sogar noch nach 22 Jahren.
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Demo gegen Abschiebung:

Nach 22 Jahren
Am 8. Juni demonstrierte »Barnim für
alle« gemeinsam mit Geflüchteten und
deren Freun dinnen und Freunden vor der
Ausländerbehörde in Eberswalde. Von 12
bis 16 Uhr waren insgesamt 80 Menschen
vor Ort, um zu protestieren. 

Die Geflüchteten fühlen sich durch das ihrer
Meinung nach belastende Asylsystem und die
schlechten Lebensbedingungen bedrängt. Die
Geflüchteten haben oft Angst, sich gegen das
lange, deprimierende Asylverfahren auszuspre-
chen. Noch frustrierender ist das System der
Duldung, das dafür sorgt, daß die Hilfesuchen-
den nicht arbeiten oder Deutschkurse besu-
chen können und damit die Integration behin-
dert wird.

Die Abschiebung eines Nigerianers (Obi)
am 26. Mai, der 22 Jahre im Barnim lebte,
schockierte die Barnim-Geflüchteten sehr. Es
ist offensichtlich, daß das Asylsystem nicht
funktioniert, sondern das Leben von Geflüch-
teten zerstört, die ohnehin schon verletzlich
sind. Zur Kundgebung reisten Menschen aus
verschiedenen Übergangswohnheimen an. Sie
sehen die Aktivitäten der Gruppe »Barnim für
alle« als Chance, aus der Isolation in den
Wohnheimen auszubrechen. 

Ein Geflüchteter aus dem Sudan meldete
sich spontan zu Wort und sagte, daß sie eine
Chance bekommen wollen, zur Wirtschaft bei-
zutragen: »Wir sind jung und stark und wir brin-
gen eine andere Art von Erfahrung in die Arbeits-
welt ein, gebt uns eine Chance«. Ein anderer be-
schwerte sich: »Wie lange werden wir in den La-
gern schlafen, wir sollten die Sprache lernen und
uns in die Gesellschaft integrieren können«.

Ein Höhepunkt der Demonstration war eine
Reihe von weißen T-Shirts, die auf dem Gelän-
de aufgehängt waren. Diese T-Shirts sind uner-
wünschter Abfall aus einer Packstation in Bie-
senthal, die Hilfsgüter für Geflüchtete in Grie-
chenland verpackt und verschickt. Die weiße
Kleidung wird aussortiert weil sie in den La-
gern zu schnell schmutzig wird. Es ist offen-
sichtlich, daß den Behörden bewußt ist, daß
die Bedingungen in den Flüchtlingsunterkünf-
ten unerträglich sind: »Wenn die Bedingungen
für weiße Kleidung so schmutzig und unhygienisch
sind, wie sieht es dann für die Menschen aus, die
dort leben müssen?«. 

Im Barnim ist die Situation nicht anders.
Diese traurigen Lebensbedingungen der Ge-
flüchteten in den oft isolierten Unterkünften
beklagten die Geflüchteten immer wieder und
schlossen sich einer Kampagne an, die die
Schließung der Lagers fordert. Barnim-Ge-
flüchtete und die Gruppe »Barnim für alle« er-
klären ihre völlige Ablehnung dieser Politik
und wollen dafür kämpfen, daß sich die Geset-
ze ändern. Sie fordern das Recht auf Aufent-
halt und Bewegungsfreiheit für jeden Men-
schen.

Initiative »Barnim für alle«

Anisa ist seit Januar 2014 in der BRD und
lebt seit November 2014 in Biesenthal. Sie
mußte damals von einem auf den anderen Tag
aus ihrem Heimatland Somalia fliehen, weil sie
in den Fokus der Al Shabab Milizen geriet, die
ihre Existenzgrundlage zerstörten, ihr Leben
bedrohten und die später ihre Mutter töteten. 

Anisa wurde als Flüchtling in der BRD aner-
kannt. Ihre zehn Kinder mußte sie zurücklas-
sen. Mit der Hilfe von Verwandten konnten sie
nach Kenia fliehen und werden dort von Ani-
sas Schwester versorgt. Die älteste Tochter ist
bereits 21, das jüngste Kind 8 Jahre alt. Eines
der Kinder kann nicht laufen und verbringt
sein Leben im Haus, weil es keinen Rollstuhl
hat. Die Kinder sprechen somalisch und eng-
lisch, alle haben, unterschiedlich lange, die
Schule besucht. Ihr elftes Kind ist das einzige,
mit dem Alisa zusammen leben kann. Es wurde
in der BRD geboren und besucht hier die erste
Klasse und den Hort. 

2018 konnte Anisa nach vier Jahren endlich
eine Reise nach Kenia machen und ihre Kinder
für drei Wochen besuchen. Sie hatte lange
dafür gespart. Das fehlende Geld erhielt sie
durch Spenden. Mittlerweile arbeitet Anisa als
Reinigungskraft im Krankenhaus in Wandlitz
Waldsiedlung.

Seit Jahren versucht Anisa ihre Kinder, die
sie unglaublich vermißt und die schon so lange
ohne ihre Mutter leben, in die BRD zu holen.
Obwohl ihr rechtlich die Familienzusammen-
führung zusteht, waren die bürokratischen
Hürden so groß, daß es nach Anisas Anerken-
nung fünf Jahre dauerte, bis alle Anforderun-
gen erfüllt waren. Schlußendlich mußte sie das
Verwandtschaftsverhältnis zu ihren Kindern
mit elf Gentests, die sie selbst bezahlen mußte,
beweisen. Jetzt wartet sie auf die Visa für die

Kinder. Aufgrund der Corona-Pandemie arbei-
tet die Botschaft in Kenia zeitlich stark verzö-
gert, dadurch ist noch unklar, wann die Visa
genau eintreffen werden.

Ab Erhalt der Visa sind sie 4 Wochen gültig,
so daß es sinnvoll ist, vorbereitet zu sein.

Wie wir die Familie unterstützen können:
Geldspenden: 500 Euro werden für die Visa

und 5.000 bis 7.000 Euro für die Flüge benötigt
(der Preis variiert). Einen kleinen Zuschuß
wird die Familie von einem Fond erhalten.

Wohnungssuche: Die Familie braucht eine
größere Wohnung mit mindestens 5 Zimmern.
Sie ziehen auch gerne nach Bernau, da der
Weg zur Arbeit dann besser zu bewältigen ist.
Für den Übergang besteht die Möglichkeit in
dem Haus, in dem sie wohnt, eine weitere
Wohnung zu bekommen. Dadurch würden 4½
Zimmer zur Verfügung stehen.

Sachspenden: 10 Betten und je nach der
Wohnungsgröße Einrichtungsgegenstände, Bü -
cher, Kleidung, diverse technische Geräte, PC,
Laptop, Handys usw. sowie Fahrräder, Roll-
stuhl u.v.m. Voraussichtlich erhält die Familie
Erstausstattungsgeld.

Praktische Hilfe: Transport der Möbel und
Aufbau, freundliche Kontakte, auch zur
sprachlichen Entwicklung aber auch zum Will-
kommen heißen, Unterstützung bei Arztsuche,
Kita und Schulanmeldung etc.  Anisa ist be-
reits an Beratungsstellen angedockt, so daß
nicht alles von freiwilligen Helfern abhängt. 

Geldspenden bitte auf dieses Konto: Barnim
für alle, IBAN: DE 78 1705 2000 1110 0262
22, Sparkasse Barnim. Wenn ihr eine Spenden-
quittung benötigt, teilen wir euch ein anderes
Konto mit. Zeit + Sachspendenangebote bitte
an: refugees-welcome@so36.net

Initiative »Barnim für alle«

Polizei jagt Jugendliche
Ein schwarzer Biesenthaler wurde am

22.6.21 gegen 20 Uhr am Bahnhof Biesenthal
von Jugendlichen mit Affengeräuschen und
»Banane« rassistisch beleidigt. Er kannte das
schon von denen, er hatte sie schon öfter ge-
troffen. Sie waren vier Jungs.  etwa 17jährig. 

Der Beschimpfte rief die Polizei, die nach 20
min kam. Die Jugendlichen flohen mit ihren
Fahrrädern. Die Polizei folgte ihnen über Wald-
wege und fand einen, der die anderen verriet.
Die Polizisten sprachen mit allen Eltern. 

Der Betroffene fand, die Polizei hat diesmal
gute Arbeit gemacht. Die Polizisten haben es
ernst genommen und waren zu ihm nett. Er
will nicht, daß die Jugendlichen eine Strafe be-
kommen, aber daß sie etwas lernen. Die Polizei
hat ihn mittlerweile noch einmal zu den frühe-
ren Vorfällen mit denselben Jugendlichen be-
fragt, sie scheinen es wirklich ernst zu nehmen.

(Flüchtlinge-willkommen)

Unterstützung für Familiennachzug gesucht!

Anisas Kinder

Prozeß gegen Rassisten
Amtsgericht Bernau, 20.8.21, 11.45 Uhr

Ein anderer schwarzer Biesenthaler hatte
wegen der neuerlichen rassistischen Beleidi-
gungen letzten Sommer Anzeige erstattet ge-
gen Frank B., der ihn schon mehrfach beleidigt
hatte. Derselbe Mann hatte ihn im August
2018 mit einen Fahrradschloß bedroht und an-
gerempelt. (Das war Anlaß für das erste
Abendessen gegen Rassismus.) Damals war das
Ermittlungsverfahren eingestellt worden, weil
Frank B. die Geschichte ganz anders darstellte
und es keine weiteren Zeugen gab.

Die neuerliche Anzeige von Sommer 2020
gegen den Mann wegen rassistischen Beleidi-
gungen führte nun zu einem Prozeßtermin am
Amtsgericht Bernau am Freitag, den 20.8.21,
um 11.45 Uhr. Thema ist »versuchte Körperver-
letzung«, das heißt, anscheinend wird auch die
Geschichte von 2018 dort verhandelt.

(Flüchtlinge-willkommen)
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Eberswalde (bbp). Im Eberswalder Ortsteil
Ostende soll demnächst der hintere Teil der
Saarstraße ausgebaut werden. Im Mai infor-
mierte der Geschäftsführer der kreiseigenen
Barnimer Busgesellschaft (BBG) FRANK

WRUCK im Ausschuß für Stadtentwicklung,
Wohnen und Umwelt (ASWU) über gleichzei-
tige Pläne, die Obuslinie 862 bis zu den Osten-
der Höhen zu erweitern. Dies zu prüfen, gehö-
re zu den mittelfristigen Zielen, die im Nahver-
kehrsplan des Landkreises Barnim 2017-2026
niedergeschrieben sind. Parallel dazu enthält
auch der Eberswalder »Mobilitätsplan 2030+«
die Empfehlung, die Linie 862 zu verlängern,
ergänzte SILKE LEUSCHNER vom Stadtplanungs-
amt. Möglich sei das entweder über eine Be-
fahrung der Saarstraße in beiden Richtungen
oder über eine Ringlinie mit Einbindung der
Ostender Höhen ähnlich der heutigen
Führung der Linie 861 in Nordend. 

Diese Varianten werden seit November 2020
untersucht, so Frank Wruck. Nicht zuletzt
durch die Neubauten in den Ostender Höhen
habe sich das Erschließungsdefizit im Stadtteil
Ostende vergrößert. Neben der einfachen Ver-
längerung über die Saarstraße bis zum Recyc-
linghof als Variante 1 wurde die Ringvariante
mit stetigem Verlauf wie in Nordend oder mit
wechselndem Verlauf geprüft. Schließlich
stand auch noch die beidseitige Verlängerung

über die Freienwalder Straße unter Verzicht
auf die bisherige Linienführung über die Saar-
straße oder im Wechselbetrieb zur Debatte. 

Für die Varianten 2 und 3 in den verschiede-
nen Untervarianten wären zusätzliche Fahr-
zeuge inklusive Fahrpersonal notwendig. Das
war letztlich die entscheidende Prämisse der
Kreisverwaltung. Daher haben sich BBG,
Kreis- und Stadtverwaltung bereits am 12. No-
vember über die Variante 1 als Vorzugsvariante
verständigt, mit der Maßgabe einer geeigneten
Wendestelle. Hierzu gab es seit Januar 2021
weiterführende Untersuchungen. Diese be-
schreiben eine neue Wendestelle für den Obus
am Gelände des Recyclinghofes, während die
Untervariante ohne Wendeschleife durch Um-
fahrung über den Grenzweg ausgeschlossen
wurde.  

Die BBG prüft inzwischen, inwieweit eine
Elektrifizierung für den auszubauenden Ab-
schnitt der Saarstraße notwendig ist. Neben
dem vollständigen Batteriebetrieb als Alterna-
tive zur Oberleitung wäre auch die Installie-
rung einer lokalen Ladestation an der Wende-
stelle möglich. Die Verlängerung der Oberlei-
tung würde auf jeden Fall auch die Errichtung
einer neuen Trafostation erfordern. 

An einer Straßenraumbreite von 6 Metern
wird festgehalten, um einen Begegnungsfall
Bus-Bus oder Bus-LKW bei Schrittgeschwin-

digkeit zu gewährleisten. Die BBG bevorzugt
die Oberleitung mit gemeinsamen Masten
auch für die Beleuchtung und 2 Haltestellen
an der Wendestelle. Die Barnimer Dienstlei-
stungsgesellschaft, die den Recyclinghof be-
treibt, würde entsprechende Flächen zur Verfü-
gung stellen und möchte gerne die Haltestellen
am Recyclinghof. 

Auf der Grundlage der Absprachen werden
nun erweiterte Vermessungs- und Planungslei-
stungen für den Ausbau der Saarstraße durch-
geführt, informierte Tiefbauamtsleiterin HEIKE

KÖHLER. Die Vorplanung soll im September im
ASWU vorgestellt werden und die Entwurfs-
planung im I. Quartal 2022 erfolgen. Im II.
Quartal soll die Genehmigungsplanung folgen,
um im III./IV. Quartal die Ausführungsplanung
und die Ausschreibung realisieren zu können.
Mit dem Bau kann dann ab dem I. Quartal
2023 begonnen werden, der bis Ende 2024 ab-
geschlossen sein soll.

Im Ergebnis der Diskussion zu der Verwal-
tungsinformation (ohne Beschlußvorlage) wird
festgehalten, ist der Niederschrift der ASWU-
Sitzung zu entnehmen, daß die Verwaltung mit
der Umsetzung gemäß der in der Präsentation
vorgestellten Vorzugsvariante 1.2 »Verlänge-
rung der bestehenden Obuslinie über die Saar-
straße bis zum Recyclinghof mit Wendeschleife am
Gelände des Recyclinghofs« beauftragt wird.

Das Fahrrad-Parkhaus am Bahnhof

Obus-Linie in Ostende wird verlängert

Zusätzlich erhält das Gebäude ein Gründach
und in Teilflächen auch eine Photovoltaikanla-
ge zur Eigenstromversorgung. Der erzeugte
Strom wird gespeichert und bei Bedarf für Be-
leuchtung und das Laden der Batterien ver-
wendet. Auf diese Weise produziert das Gebäu-
de die Energie, die es selbst benötigt. Gleichzei-
tig wird mit dem Fahrradparkhaus auch die

Mobilitätsscheibe »Eberswalder Bahnhof« auf-
gewertet. Es schafft nicht nur zusätzliche Ab-
stellmöglichkeiten und somit einen erleichter-
ten Umstieg vom Fahrrad auf die Züge, son-
dern bringt auch Ordnung in das Bahnhofsum-
feld, in welchem allzu oft Fahrräder dort abge-
stellt werden, wo es gerade paßt – auch ohne
Rücksicht auf die Mitmenschen.

Richtfest für das »hölzerne Wahrzeichen« für die nichtmotorisierte Mobilität in Eberswalde
Eberswalde (prest-ew). Im Juni 2020 erfolgte
das Startsignal für den Bau eines »Leuchtturm-
Projektes« in Eberswalde. Am Hauptbahnhof
startete die Konstruktion des Fahrradparkhau-
ses in Holzbauweise. Gut ein Jahr später, am
23. Juni 2021, erfolgte nun das Richtfest des
ehrgeizigen Bauprojektes, welches sich zu ei-
nem hölzernen Wahrzeichen der Stadt ent-
wickelt.

»Unser Fahrradparkhaus am Bahnhof in Holz-
bauweise ist ein deutschlandweit einmaliges Projekt
und zeichnet unser Eberswalde einmal mehr als
nachhaltige Stadt aus. Die Förderung alternativer
Mobilität wie dem Fahrradfahren, mit einer Kon-
struktion aus einem nachwachsenden Rohstoff zu
schaffen, ist wirklich ein Leuchtturm-Projekt, auf
das die Eberswalderinnen und Eberswalder zu-
recht Stolz sind. Ein Jahr nach dem Baustart hat
sich das Projekt bereits zu einem imposanten und
markanten Bau im Herzen der Stadt entwickelt«,
so Bürgermeister Friedhelm Boginski.

Nach den Fahrradparkhäusern in Bernau,
Potsdam und Oranienburg wird das Parkhaus
in Eberswalde die vierte Bike+Ride-Station in
Brandenburg sein. Insgesamt 604 Räder ver-
schiedenster Art werden hier auf engstem
Raum Platz finden, darunter wird es 60 zur
Vermietung bestimmte Fahrradboxen geben.
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Auf der Gründungsversammlung am 26. Juni
in Ringenwalde wurde HANS-JOACHIM RO-
WOLD, ein ehemaliger Eisenbahner im Ruhe-
stand, zum Vorsitzenden gewählt. Unter den
20 Gründungsmitgliedern der BI sind nicht nur
ehemalige, sondern auch noch aktive Eisen-
bahner, die ihr Fachwissen einbringen wollen.
Die BI beschloß einstimmig, sich den Branden-
burger Vereinten Bürgerbewegungen (BVB/

Freie Wähler) anzuschließen, um gemeinsam
in Kommunen, Kreistagen und im Landtag die
Verbesserung des SPNV* voranzubringen. 

Aktuelle Schwerpunkte der neuen BI sind
unter anderem der Regelbetrieb der RB63 von
Eberswalde bis Templin mit einem Stundentakt,
der auf den RE3 abgestimmt ist, sowie die Re-
aktivierung der Strecken Wriezen-Werneu-
chen-Berlin und Templin-Prenzlau. 

Neue Bürgerinitiative will alte Bahnstrecken reaktivieren:

»Mehr Eisenbahn in Brandenburg«
Eine neue Bürgerinitiative (BI) setzt sich für einen Ausbau des Schienenverkehrs in
Brandenburg ein. Alte Bahnstrecken sollen reaktiviert und so auch ländliche Gebiete
wieder an den Schienenverkehr angeschlossen werden. Die bestehenden Strecken
sollen schneller werden, um Pendlern den Umstieg auf den Zug zu erleichtern oder
überhaupt erst möglich zu machen. In ganz Brandenburg soll eine attraktive, moderne
und auch im ländlichen Raum mit dem ÖPNV abgestimmte Bahn erreicht werden.
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Die BI versteht sich als Netzwerk und Dach-
verband vieler aktiver und ehemaliger Eisen-
bahner. Als Teil einer sachorientierten, hart-
näckig getragenen Politik und eines Netzwerks
kann nun Politik im Sinne der Eisenbahn »ge-
fahren« werden, um endlich eine klimafreund-
liche Verkehrswende voranzutreiben. 

Mit den Mitgliedern der BI hat die Land-
tagsfraktion von BVB/Freie Wähler bereits in
den vergangenen Monaten zusammengearbei-
tet, um Anfragen und Ausschußtagesord-
nungspunkte einzureichen, um das Ziel der Re-
aktivierung der Bahnstrecke Templin-Prenzlau
zu fördern. Besonders im ländlichen Branden-
burg sind solche Strecken in naher Zukunft ein
möglicher starker Wirtschaftsfaktor durch Tou-
rismus und Pendler.

Im Sinne von mehr Umwelt- und Klima-
schutz sollten noch größere Anstrengungen
unternommen werden, um noch mehr Güter-
verkehr wieder auf die Schiene zu verlagern.
Hierzu müssen zielgerichtet Haushaltsmittel
bereitgestellt und Beschlüsse gefaßt werden,
damit auch einst wichtige Nebenstrecken wie-
derbelebt werden können.

Schon im Juli wird die neue BI ein Grund-
satzpapier erarbeiten. Hierzu werden alle Ei-
senbahnfreunde in Brandenburg eingeladen.
Zusammen mit BVB/Freie Wähler sollen aus
den heutigen Bummelzügen schnelle Verbin-
dungen werden, die auch im ländlichen Raum
Haltepunkte bieten. Dafür ist eine bahn-
freundliche Politik in den Gemeinden, in den
Kreisen und im Land nötig. 

SVEN WELLER

* SPNV = schienengebundener Personennah-
verkehr

»RadBrückenSchlag« 
Eberswalde (bbp). Im September 2020 hatten
die Eberswalder Stadtverordneten die Verwal-
tung ermächtigt, zur Einleitung erster Pla-
nungsschritte zum Projekt »RadBrücken-
Schlag«, dem Bau einer Brücke für Fußgänger
und Radfahrer vom Bahnhof zum Forßmann-
krankenhaus über die Gleisanlagen des Bahn-
werkes, Fördermittel zu beantragen. Im Mai in-
formierte die Baudezernentin Anne Fellner im
Ausschuß für Stadtentwicklung, Wohnen und
Umwelt (ASWU), daß der Antrag bewilligt
worden sei. Diese Bewilligung beinhaltet die
Teilmaßnahme »Vorleistung und Planung« für
den Umsetzungszeitraum 1.5.21 bis 31.12.26 in
Höhe von 705.092 Euro und entspricht einer
Förderquote von 80 %. 

Die gesamten Kosten für die Planungen
(Leistungsphase 1-6) betragen 881.365 Euro,
das heißt, es müssen Eigenmittel in Höhe von
176.273 Euro (20%) bereitgestellt werden.
Hierfür stehen gemäß des Antrages der Frakti-
on FDP|Bürgerfraktion Barnim zur »Mobilität
der Zukunft« jeweils 100.000 Euro aus den
Haushaltsjahren 2020 und 2021 zur Verfügung. 

Ein zweiter Fördermittelbescheid ist für
Ende 2023 vorgesehen, der gemäß Kosten-

schätzung voraussichtlich etwa 3,7 Millionen
Euro betragen wird. Die Eigenmittel sollen un-
ter anderem über noch nicht beschiedene
Landkreis-Mittel und aus dem städtischen
Haushalt abgedeckt werden. Als nächste
Schritte erfolgen bis Ende Juni die EU-weiten
Ausschreibungen für die Planungsleistungen.
Die Auftragsvergabe ist für Dezember 2021/Ja-
nuar 2022 vorgesehen. Die vorbereitenden
Leistungen, Vermessung und faunistische Un-
tersuchungen, wurden bereits beauftragt und
sind auch rückwirkend förderfähig.

Weiträumige Ortsumgehung
Bernau (bbp). Im März hatte die Stadtverord-
netenversammlung (StVV) Bernau beschlos-
sen, sich für eine Umgehungsstraße zur Entla-
stung der Bernauer Innenstadt einzusetzen.
Thema ist das bereits seit der Wende in Ber-
nau. An den Bernauer Beschluß anknüpfend,
hat das die Landtagsfraktion von BVB/Freie
Wähler im Juni aufgegriffen. Die Landesregie-
rung soll beauftragt werden, der Realisierung
der Ortsumgehung Priorität im Landesstraßen-
bedarfsplan beizumessen und zeitnah dem zu-
ständigen Ausschuß für Infrastruktur und Lan-
desplanung zu berichten. 

Bauen mit Lehm
Ökologisches Bauen praktisch lernen und

darüber in Austausch kommen – oder einfach
Spaß am Mit-Lehm-matschen. Das gibt es vom
10. bis 25. Juli in Peetzig bei Angermünde!

Wir dämmen unsere dritte Hausseite unter
Anleitung der arcana Baugesellschaft. Wir
werden Strohballendämmung an die Fassade
unseres Hauses anbringen und anschließend
mit Lehm verputzen, wofür wir Lehmputz aus
Grubenlehm herstellen. Drumherum gibt es
viel Austausch und Infos über das ökologische
Bauen mit und von dem Experten Otto Rogge.

Für lecker Essen sorgen wir, der See nebenan
sorgt für Abkühlung, für Zelte etc. sorgt bitte
ihr (könnt uns aber auch gern ansprechen).

Versucht bitte, mindestens 3 Tage dabei sein
zu können, dann lernt ihr mehr und wir er-
klären nicht jeden Tag wieder die Grundlagen. 

Kosten: 30 Euro/Tag, ermäßigt 15 Euro/Tag,
zzgl. einmalig 10 Euro Unfallversicherungspau-
schale, zzgl. Essensbeitrag. Falls es am Geld
fehlt, sprecht uns bitte an! Wir finden gemein-
sam Lösungen... Anmeldungen oder Fragen
an: Tel. 0176/20481264 oder über eMail an:
immanuel.stork@gmx.de.

Der Peetzig PENG eV. freut sich auf euch!
IMMANUEL STORK
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eignet und leisten keinen Beitrag zum Umwelt-
schutz und ganz speziell keinen Beitrag zum In-
sektenschutz. Als Nebeneffekt tummeln sich
nun noch viele Wildschweine in den riesigen
Maisschlägen. Die dadurch verursachte größe-
re Populationsstärke steigert das Risiko für
Tierseuchen und  Wildschäden. Selbst wenn es
nun in der BRD einen Anbaustopp für Ener-
giepflanzen gäbe, dann würde das nur zur wei-
teren Vernichtung der tropischen Regenwäl-
der, wo riesige Flächen abgeholzt werden und
dann der Palmölproduktion dienen als Grund-
stoff für die Biospriterzeugung.

Nicht nur der tropische Regenwald ist durch
die Energieerzeugung bedroht. In der BRD
werden zunehmend die vorhandenen Wälder
durch Windräder zerstört. Allein in den Wäl-
dern Brandenburgs stehen bereits 327 Wind-
kraftanlagen. Zum Bau dieser Anlagen wird
der Wald nicht nur am Standort des Windra-
des gerodet, zusätzlich fällt der Wald den Ka-
beltrassen und Waldstraßen zum Opfer. Even-
tuell benötigte Ersatzteile für das Windrad wer-
den sicherlich nicht mit dem Lastenfahrrad an-
geliefert. Die mit reichlich Mineralöl ge-
schmierten Propeller erhöhen die ohnehin
schon hohe Waldbrandgefahr in den Wäldern
Brandenburgs. 

Einst wurde auf der Parteischule gelehrt, daß
Kapital sich immer dort ansiedelt, wo es die
günstigsten Bedingungen findet. Das würde be-
deuten, energieintensive Industrien, wie sie im
Süden der BRD vorzufinden sind, müßten sich
eigentlich im Norden und im Osten der BRD
ansiedeln, wo die Energie vorhanden ist. Doch
die Parteilehrer hatten nicht die staatlichen

Subventionen im Blick gehabt. Durch eine
falsche Subventionspolitik wird nun stattdes-
sen der Wald für riesige Stromtrassen zerstört.
Man kann das auch in Eberswalde sehen. Das
ist die wahre grüne Politik.

Weil der von der BRD-Regierung beschlos-
sene Emissionshandel mit Kohlendioxidver-
schmutzungsrechten – das ist der moderne Ab-
laßhandel – nicht den beabsichtigten Erfolg
lieferte, außer einer erneuten Steigerung des
Strompreises für Privathaushalte, wurde auf
Initiative der Grünen die schädliche CO2-
Steuer eingeführt. Sie erhöht den Preis von
Kraftstoffen weiter und man erhofft sich da-
durch eine Reduzierung des motorisierten
Straßenverkehrs. Doch auch hier gleitet der
Wunsch ins Gegenteil ab. Lohnte es sich bisher
nur im grenznahen Bereich zum Billigtanken
nach Polen zu fahren, so weitet sich nun der
Bereich, wo die Fahrt ins Nachbarland lohnt,
mächtig nach Westen aus. Der Tanktourismus
und demzufolge der Straßenverkehr in Rich-
tung Polen wird also durch diese Steuer zuneh-
men. Statistisch betrachtet könnte der CO2-
Ausstoß durch diese Maßnahme tatsächlich
sinken, weil der verkaufte Kraftstoff nun nicht
der BRD, sondern Polen angerechnet wird.
Aber real wird dieser zusätzlich getankte Po-
lensprit natürlich hauptsächlich auf BRD-Ter-
ritorium verfahren und hier als CO2 in die Luft
geblasen. 

Die Beispiele der Umweltverschmutzung
durch Grüne Politik ließen sich beliebig fort-
setzen. Grüninnen und Grüne fühlen sich of-
fensichtlich sauwohl.
REINER SCHREIBER-SCHIEFERDECKER

Die Grünschweine
Schweine sind schlaue Tiere, das weiß man auch ohne die von Walt Disney erfundene
Comicfigur »Schweinchen Schlau« zu kennen. Schweine dienen dem Menschen als
wichtige Nahrungsquelle. Sie fühlen sich wohl, wenn sie sich im Schlamm suhlen
können. Es gehört gewissermaßen zu ihrem Wesen. Dabei sehen sie nicht gerade ap-
petitlich aus, wenn sie vom Schlamm bedeckt sind. 

D
aher hat sich eine sprachliche Verbin-
dung mit der Verschmutzung und den
Schweinen entwickelt. Man verwen-

det im Alltag oft solche Worte wie Drecksau
oder Dreckschwein, um eine Person, die eine
Verschmutzung verursacht hat oder selbst
schmutzig ist, so zu bezeichnen. Das kommt
auch im Zusammenhang mit Verschmutzungen
der Umwelt vor. Weiter gedacht führt das dann
zwangsläufig vom Thema Umweltverschmut-
zung zu Leuten, die sich als Grüne bezeichnen. 

Das soll keine Anspielung auf eine Parteizu-
gehörigkeit sein – schließlich gibt es auch eine
Partei, die sich grün gibt, die aber in Balken-
und Tortengrafiken immer schwarz dargestellt
wird. Aber diese Partei äfft Grüne nur nach.
Weil nun die Politik von sogenannten Grünen
eine für den Bürger doch recht teure Umwelt-
verschmutzung darstellt, wäre es allzu logisch –
und auch modern – von Grünschweinen zu
sprechen. Das klingt nicht so ordinär wie
Dreckschweine. 

Man schaue sich nur die Liste von Beispie-
len an, die die obige Behauptung unterstützt.

Da wäre zunächst die Sache mit dem Grü-
nen Punkt. Die angebliche Absicht, Müll zu
vermeiden, indem beim Kauf eines verpackten
Produktes eine Zwangsgebühr zu zahlen ist, hat
nicht funktioniert. Vielmehr wurde ein finanzi-
eller Anreiz geschaffen, möglichst viel Müll zu
produzieren, weil die erhobene Zwangsgebühr
zu enormen Gewinnen bei den Unternehmen
der Müllverarbeitung führt. 

Behauptet wird auch, Biosprit sei zum An-
trieb von Verbrennungsmotoren umwelt-
freundlicher  als vergleichbare Mineralölkraft-
stoffe. Diese Fehleinschätzung führte dann
dazu, daß die Landwirtschaft verstärkt An -
bauflächen, trotz des weltweiten Hungers,
nicht mehr zur Nahrungsmittelproduktion ver-
wendete, sondern auf Energiepflanzenproduk-
tion umrüstete. Die dadurch entstehenden
Monokulturen sind nun hervorragend für den
Einsatz von Herbiziden und Kunstdünger ge-

Grüner Direktkandidat
Der Bernauer Stadtverordnete Kim Stattaus

(43) ist der bündnisgrüne Direktkandidat im
Wahlkreis 59 (MOZ/BAR II). Kim Stattaus ist
Wirtschaftsingenieur und alleinerziehender
Vater eines Sohnes. Neben dem Fraktionsvor-
sitz in Bernau vertritt er Bündnis 90/Die Grü-
nen auch im Kreistag Barnim und leitet dort
den Ausschuß für Haushalt und Finanzen.

Als seine wichtigsten politischen Ziele für
den Bundestag bezeichnete Kim Stattaus eine
größere Transparenz bei Politikberatung und
Lobbyismus, deutliche Veränderungen bei der
Ausrichtung von Subventionen, ein Recht auf
Reparierbarkeit für alle Produkte in Verbin-
dung mit dem Verbot der geplanten Obsoles-
zenz, d.h. der vorsätzlichen Begrenzung ihrer
Lebensdauer.

SARAH POLZER-STOREK
Sprecherin KV Barnim

Eberswalde (ver.di/bbp). Diese Logik drängt
sich dem auf, der die Pläne von Justizministerin
Susanne Hoffmann (CDU) verfolgt. 

»Ohne die Sozialpartner, ohne öffentliche Betei-
ligung, ohne eine Spur Dialog- und Kompromißbe-
reitschaft und dann auch noch ohne schlüssiges
Konzept will Susanne Hoffmann die Arbeitsge-
richtsstandorte Potsdam, Eberswalde und Senften-
berg schließen – als wenn Reformvorhaben in der
Justiz noch immer wie zu Kaisers Zeiten per Feder-
strich entschieden würden.« Der ver.di-Landes-
bezirksleiter Frank Wolf sagt weiter: »Potsdam
wäre nach den Plänen von Susanne Hofmann die
einzige Landeshauptstadt Deutschlands ohne eige-
nes Arbeitsgericht. Deutlicher kann man nicht ma-
chen, daß es um die Abschaffung von Arbeitneh-
merrechten geht.« Nicht zuletzt im Zusammen-
hang mit der Tesla-Ansiedlung erwartet die
Gewerkschaft arbeitrechtliche Auseinander-

setzungen. Aber »nicht nur die Beschäftigten
würden unter der Federstrich-Politik der Justizmi-
nisterin leiden: Auch die örtliche Wirtschaft, die
Verwaltung, die Ehrenamtsstrukturen und nicht
zuletzt die gesetzlich garantierten Rechte der Bran-
denburger Bürgerinnen und Bürger würden Scha-
den nehmen.« 

Susanne Hoffmann hatte angekündigt, die
Arbeitsgerichtsstandorte in Potsdam, Ebers-
walde und Senftenberg schließen und durch
sogenannte »Gerichtstage« ersetzen zu wollen.
Dieses Konzept ist schon Mitte der 90er ge-
scheitert, weil zu ineffizient und zu teuer. Die-
sen massiven Eingriff in die Brandenburger Ju-
stiz wollte die Ministerin über die Köpfe aller
Betroffenen im Alleingang durchsetzen.

Inzwischen gab es als Kompromiß die Zusa-
ge, daß in Eberswalde eine Außenstelle von
Frankfurt (Oder) bestehen bleibt.

Tesla kommt und die Arbeitsgerichte schließen 



b pb !b e m e r k t

23

Bernau-live berichtete: »An den Entsorgungs-
tagen liegen bergeweise Kartonagen, teils in den
sperrigsten Größen, neben den randvollen 240 Li-
ter-Papiertonnen, beschreibt Tino Pompetzki, Be-
reichsleiter Verkehr und Entsorgung die Situation.
Dabei gehören Papier- und Pappabfälle, die nicht
mehr in die blaue Papiertonne passen, auf den
Recycling- oder Wertstoffhof. Sie können dort ko-
stenfrei entsorgt werden.« 

Seit wann aber wird denn die Mitnahme von
Kartonagenbergen als Service betrachtet,
wenn es denn gar keiner ist? Da bräuchte es am
Ende doch glatt GAR keine Tonne, könnte ein
Schelm meinen. »Die Barnimer führen nur das
weiter, was wir im Rahmen der coronabedingten
Hofschließungen zu Beginn des Jahres angeboten
haben, erinnert Christian Mehnert, Geschäftsfüh-
rer der Kreiswerke Barnim, an das Entgegenkom-
men der BDG, auch zusätzliche Kartonagen mit-
zunehmen, da die Entsorgung auf den Höfen zwi-
schenzeitlich nicht möglich war.« Jaja, bereits im
Winter fragten sich die Bürger, ab welcher Inzi-
denz ist Pappe eigentlich noch »tragbar«? War-
um bietet man den Kunden eine virale Ersatz-
lösung an, der sich lediglich als pappeweicher
Logistikcoup erweist? Denn in den Siedlungs-
bereichen stapeln sich hier und da Wertstoffe
durch kurzschlüssige Entscheidung von Seu-
chenamtsschutz Gnaden.

Aber jetzt zu jammern, man hätte da zu viel
zu tun, kann nicht gelten. Da auch früher
kaum alle blauen Tonnen voll waren, also bei
weitem nicht die ganze Kapazität der Tonnen
ausgenutzt wurde, wie sie allen Haushalten zu-
sammen zur Verfügung stehen, muß die BDG

als Dienstleister darauf kalkuliert haben, daß
Haushalte sowieso nie die volle Menge der an-
gebotenen Abfuhrmengen abholen lassen. Der
Anbieter hatte den Vorteil, für Nennmengen
(Füllmenge der blauen Tonnen mal Haushalte)
bezahlt zu werden, aber nie auch soviel abneh-
men zu müssen, sondern stets weniger. Eine
schöne Rechnerei zugunsten des Anbieters, die
jetzt zu platzen scheint, denn durch die Um-
stände sieht man erstmals die ganze Menge, die
zusammen aus den Haushalten kommt. Und
jetzt wird es angeblich eng. Dabei kann es gar
nicht eng werden, denn die Abnahmemengen
sind auf den Liter genau kalkuliert und die bis-
herigen Abnahmemengen auf den Wertstoff-
höfen sollten auch bekannt sein. Wer hier 1
und 1 zusammenrechnet, wird auf die gleiche
Summe kommen, wie zuvor. Wetten daß? Wie-
viel Ehrlichkeit darf man also der »Sorge« des
Betreibers zurechnen? M.E. gar keine, denn es
geht hier schlicht nur ums Geld.

THOMAS TOBLER

Lesermeinung:

Die BDG ist pappesatt
Wie die Barnimer Dienstleistungsgesellschaft (BDG) – das ist der Barnimer Abfallent-
sorger  – aktuell mitteilt, nehmen die zu entsorgenden Pappe- und Papiermengen über-
hand und eine Entsorgung ist mit erheblichem Mehraufwand verbunden, welcher nicht
über den Gebührenhaushalt gedeckt werden könne. Die BDG bittet daher überschüssi-
ge Pappe, selbst zu entsorgen oder ggf. einen Papierbehälter zusätzlich zu bestellen. 
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Unsere Fraktion nutzte die Online-Frakti-
onssitzung am Vorabend des 22. Juni, um an
den Überfall des faschistischen Deutschlands
auf die Sowjetunion zu erinnern, der sich in
diesem Jahr zum 80. Male jährt. Das Mitglied
des Kulturbeirates Tobias Emmerich trug mit
Gitarrenbegleitung zu diesem Anlaß das Lied
»Es ist an der Zeit« von Hannes Wader sowie
ein Gedicht von Hanns Dieter Hüsch vor. 

Vor dem emotionalen Ausklang der Frakti-
onssitzung standen aktuelle kommunale The-
men im Mittelpunkt. Kontrovers wurde der ak-
tuelle Vorschlag zum Bürgerbudget diskutiert. 

Die grundlegenden Mängel des Bürgerbud-
gets, mit dem ein Beteiligungshaushalt nach
dem Vorbild von Porto Alegre bestenfalls vor-
gegaukelt wird, bleiben auch mit den beständig
vorgetragenen Verbesserungen erhalten. Statt
die Bürgerinnen und Bürger zur gemeinsamen

Diskussion mit dem Ziel tatsächlicher Mitbe-
stimmung über den Haushalt oder zumindest
Teilen davon zu animieren, wird mit dem Bür-
gerbudget der Streit und die Konkurrenz zwi-
schen den Bürgergruppen, die Vorschläge ein-
reichen, gefördert. 

Die Fraktion wird sich dennoch daran betei-
ligen, wenigstens die gröbsten Ungerechtigkei-
ten des Bürgerbudgets zu mildern.

Die Themen Entsorgung von Pappe und Pa-
pier sowie Wasserspielplätze in Eberswalde
wurden Gegenstand von Anfragen in der
Stadtverordnetenversammlung. Bei den The-
men Solaranlagen auf Eberswalder Dächern
und Beitritt zum Bündnis »Seebrücke«/Siche-
rer Hafen für Geflüchtete wird die Fraktion als
Miteinreicher agieren.

MIRKO WOLFGRAMM,
Die PARTEI Alternative für Umwelt und Natur

8. Flußbadetag
Am Sonntag, dem 11. Juli, von 14 bis 17

Uhr, laden Bündnis 90/Die Grünen wieder zu
einem Flußbadetag am Finowkanal in Ebers-
walde ein. Bereits zum 8. Mal wird der Mes-
singwerkhafen im Ortsteil Finow dann zum Ba-
destrand. Um 15 Uhr findet ein gemeinsamer
europaweiter Sprung, ein »Big Jump«, in das
ansonsten für das Baden gesperrte Gewässer
statt. Vereine und Initiativen werden sich prä-
sentieren und für touristische Angebote rund
um den Finowkanal werben. Kinder können
Kanu fahren, Standup-Paddeln und sich auf
dem Spielplatz austoben. Es gibt Live-Musik,
Kaffee, Eis und mehr.

Um 15.30 Uhr bieten wir eine Führung zu
dem nahegelegenen, historisch bedeutsamen
Kupferhaus in der Messingwerksiedlung an.
Für dessen Erhalt und denkmalgerechte Sanie-
rung setzen sich bündnisgrüne Vertreter seit
geraumer Zeit ein.

Bei der Veranstaltung dabei sein werden
u.a.: die Fraktionsvorsitzende der Grünen in
der Stadtverordnetenversammlung Eberswalde
Karen Oehler, die für unsere Region zuständige
Landtagsabgeordnete Carla Kniestedt und der
Direktkandidat zur Bundestagswahl im Wahl-
kreis Uckermark/Barnim I, Michael Kellner.

Für Carla Kniestedt ist der Flußbadetag zu-
gleich Ausklang ihrer politischen Sommertour
mit dem Campingmobil »Über die Dörfer«, auf
der sie eine Woche lang unterwegs war. Am
Vortag führt sie um 11 Uhr Gespräche in Ber-
nau zum Thema Inklusion und um 15 Uhr
beim Kontakt e.V. in Eberswalde zum Thema
Integration und Migration, bevor sie sich um
18 Uhr in Brodowin mit der ortsansässigen
Hebamme zur Geburtshilfe im ländlichen
Raum austauscht. Am Sonntag, unmittelbar
vor ihrer Teilnahme am Flußbadetag in Finow,
besucht sie um 11 Uhr noch die forstmeteoro-
logisch-hydrologische Versuchsstation auf dem
Eberswalder Drachenkopf.

Für die Zukunft des Finowkanals sind inzwi-
schen wichtige Weichen gestellt. Von den An-
rainerkommunen und dem Landkreis Barnim
wurde ein Zweckverband gegründet, der sich
um die Sanierung der historischen Schleusen
und ihren späteren Betrieb kümmern wird. Die
Planungen für die Rekonstruktionsmaßnah-
men laufen und der Fortbestand des Kanals als
schiffbares Gewässer scheint gesichert. Wir
Bündnisgrünen begrüßen das sehr. Wir setzen
uns weiterhin aktiv für einen sauberen und le-
bendigen Finowkanal ein, dessen Potential für
die Entwicklung der Stadt Eberswalde und der
Region zunehmend ausgeschöpft wird. Dazu
gehören für uns innerstädtische Badestellen,
Angelmöglichkeiten, Rad- und Bootstouris-
mus, attraktive Uferbereiche und natürlich
weiterhin viel Natur entlang des Gewässer-
laufs.

Für diese Ziele wollen wir mit dem Flußba-
detag erneut ein Zeichen setzen.

KAREN OEHLER

Fraktion erinnerte an Überfall
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Nach dem jahrelangen Ringen um und für
das jüngste Quartier der Stadt sind jetzt mehr-
heitlich die Weichen gestellt für den Wandel.
Wobei auch in den letzten fünf Jahren fast 5
Millionen Euro in die Aufwertung und Be-
standserhaltung der Immobilien im Branden-
burgischen Viertel geflossen sind. Kosten der
Instandhaltung, die die WHG als Vermieter ge-
tragen hat und keine Auswirkungen auf den
Mietpreis hatten.

Unter dem Arbeitstitel »Masterplan BBV«
haben wir bei der WHG aus eigener Hand das
Projekt Neubau & Sanierung entwickelt, um
die Wohn- und Lebensqualität, die Architek-
tur, die Nachbarschaften und das Miteinander
der Menschen aller Generationen zu denken,
zu planen und mit Hilfe einer professionellen
Quartiersentwicklung erfahrener Architekten
für industriellen Plattenbau ein gelungenes
energetisch nachhaltiges Konzept »Green Buil-
ding« für die Sanierung und Modernisierung
der Cottbuser Straße 2-8 und Finsterwalder
Straße 1- 11 entworfen.

Mehr als 90 dieser Bestandswohnungen wer-
den barrierearm und teilweise barrierefrei und
rollstuhlgerecht mit Aufzug ausgestattet. Die
geplanten Neubauten mit etwa 20 Wohnungen
und Wohngemeinschaften ebenso. Der Ausbau
des Bestandes an barrierearmen und -freien
Wohnungen ist ein wichtiger Meilenstein bei
der Umsetzung unserer Strategie WHG 2025.

Die energetische Bestandssanierung ist ge-
plant mit einem grünen nachhaltigen Energie-
konzept für Wärme und Stromversorgung so-
wie klimafreundliche Fassadenbegrünungen.
Die Wohnattraktivität wird durch Einbau von
Aufzügen, Fassadendämmungen, neuen Fen-
stern, Eingangsbereichen, Angeboten von
Elektromobilität gesteigert.

Der Clou des Ganzen wird ein geplanter
dreiteiliger Neubau bis 2024 mit mehr als
1.300 m² Wohn- und Gemeinschaftsfläche mit-
tendrin für Wohnen in Gemeinschaft, Nach-
barschaftsbegegnungen und Mehrgenerations-
wohnen. Der kleine Obstgarten vor der Tür,
ein Projekt der Stiftung WaldWelten in Koope-
ration mit der Kita Arche Noah wird genauso
zum Mittelpunkt mit kleinem Marktplatz im
Quartier zum Verweilen, Zusammenkommen
und für den Austausch.

So der Plan. Viel Arbeit, viel Vorbereitung,
Beratungen & Informationen mit Mieterbetei-
ligungen steht an für das WHG-Team. Sobald
größere Zusammenkünfte wieder möglich sind,
werden wir die Mieter zu Informationsveran-
staltungen rund um die Sanierung und Moder-
nisierung einladen, um das Projekt und Kon-
zept vorzustellen. Die Vorbereitungen sind an-
gelaufen und die  Sanierungs- und Bauarbeiten
werden Anfang 2023 bis Ende 2024 realisiert.

Was dauert so lange? Die WHG ist öffentli-
cher Auftraggeber und muß diese Bauvorha-
ben, die Maßnahmen öffentlich bis europaweit
öffentlich ausschreiben. Das ist nicht nur ar-
beitsaufwendig, sondern auch sehr zeitaufwen-
dig. Die Mieterbeteiligung erfordert Mieterin-
formationsveranstaltungen und natürlich die
Einhaltung und Umsetzung von gesetzlichen
Vorgaben zur Modernisierung im Bestand.

Mit allen WHG Investitionen wollen wir die
positive Unternehmensentwicklung und die
Stadtentwicklung fortführen. Der Fokus rich-
tet sich auf eine sichere und wirtschaftliche
Stabilität des Unternehmens, durch eine Stabi-
lität und Verbesserung der Eigenkapitalquote
und der Sicherung und Verbesserung der No-
tenbankfähigkeit der Deutschen Bundesbank.

DOREEN BODEN

Neubau & Modernisierung im Brandenburgischen Viertel: 

Stadtentwicklungsvorhaben der WHG
Zu dem sehr ehrgeizigen und ambitionierten WHG Sanierungs- und Instandhaltungs-
programm 2021 mit mehr als 18,5 Millionen Euro in Eberswalde werden durch die stadt-
eigene WHG Wohnungs- und Hausverwaltungsgesellschaft mbH von 2021 bis 2024
weitere 11 Millionen Euro in Neubau und für Modernisierung im Brandenburgische
Viertel investiert.
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Rothe Erde schließt
Eberswalde (bbp). Ernüchternd ist das Fazit im
Kampf um den Erhalt des Werkes der Thyssen-
krupp Rothe Erde GmbH auf dem Eberswalder
Kranbaugelände. Zwar wurde dem Konzern ein
Sozialplan abgerungen, aber von der Betriebs-
schließung ließen sich die thyssenkrupp-Mana-
ger nicht abbringen. Bürgermeister FRIEDHELM

BOGINSKI informierte die Stadtverordneten
über einen Brief, in dem sich der Betriebsrat für
die gezeigte Unterstützung bedankt. 

Schulentwicklungsplanung 2022-2027
In diesem Jahr steht die Diskussion des neu-

en Schulentwicklungsplanes für den Landkreis
Barnim auf der Tagesordnung des Kreistags.
Schon jetzt ist klar, daß es viele Interessen, Be-
dürfnisse und Zukunftsszenarien zu besprechen
gibt. Hierfür ist die im Bildungsausschuss (A7)
zur Verfügung stehende Zeit nicht ausreichend. 

Bereits jetzt dauert der Ausschuß häufig drei
bis vier Stunden. Auf meine Initiative hin be-
schloß der A7 nun einstimmig, eine temporäre
Arbeitsgruppe mit dem Thema Schulentwick-
lungsplanung zu bilden. In dieser Arbeitsgrup-
pe können alle Kreistagsmitglieder und Sach-
kundigen Einwohner mitwirken, die Interesse
an dem Thema haben.

Bisher gibt es im Kreistag wenig Erfahrungen
mit dieser Form des Arbeitens. Umso mehr
freue ich mich auf den Austausch und die Zu-
sammenarbeit in diesem Gremium.

KATJA HOYER

Verkehrswende mit Links
Den Weltumwelttag (5. Juni) nutzte eine

Ini tia tive der Stadtfraktion DIE LINKE in Bernau
zu einer Radelrunde mit Musik bei schönstem
Wetter durch die Innenstadt. Martin Günther
moderierte das damit verbundene kurze Pro-
gramm, bei welchem auch Niels-Olaf Lüders,
der Bundestagskandidat der Linken, auf dem
Bahnhofsplatz zu den Zuschauern sprach. Er
betonte in einer kurzen Rede, daß es höchste
Zeit ist, die soziale mit der ökologischen Frage
zu verbinden. DIE LINKE markiert das Thema
als sozial gerechte und ökologische Aufgabe.
Auf einem Flyer hat sie sich zu vier Eckpunk-
ten bzgl. einer Verkehrswende festgelegt:
1- Kostenloser ÖPNV mit bundesweit zeitlich
gestaffelter Einführung,
2- Überführung von Deutscher Bahn und Luft-
hansa in einen Mobilitätskonzern,
3- Mobilitätsprämie für alle sowie
4- Automobilindustrie sozial gerecht umbauen.

Entsprechend dieser Grundsätze wurde auch
für Bernau von der Initiave Radverkehr um die
Idee einer verkehrsfreien Innenstadt öffentlich
geworben. Schade nur, daß dieses Thema nicht
allzu viele Interessenten fand.

Thomas Tobler [bbp-lokal bernau]

Kreistag Barnim:

Arbeitskreis gebildet 
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Der Arbeitsplan des Vorstandes der Studien-
gruppe hatte trotz der Beschränkungen durch
das Corona-Virus vielfältige Aufgabenstellun-
gen 2021 zum Inhalt. Wesentlich waren die Be-
ratungen und Gespräche, die fernmündlichen
Abstimmungen und Entscheidungen zu den
verschiedensten Aufgabenstellungen. In allem
Handeln waren uns die anhaltende Verbun-
denheit untereinander, die Führung von ge-
meinsamen Gesprächen am Telefon, die Un-
terstützung unserer Mitglieder und Freunde
wichtig. Unser solidarischer Gedanke galt in
regelmäßiger Folge unseren Partnern und Un-
terstützern, dem Gasstättenkollektiv »Cafe am
Weidendamm«, den Menschen in Nordkorea,
die Sorge um die Gestaltung des Kinderferien-
lagers im Internationalen Jugendlager in Nord-
korea u.a.

Die geplante Feier zum Internationalen
Frauentag mußte unter den Bedingungen der
Pandemie mehrfach verschoben werden. Am
30. Juni holten wir die Ehrung der Frauen in
unserer Studiengruppe und der Partnerinnen
und Sympathisantinnen nach. Gratulanten aus
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg und
Berlin kamen in den festlich geschmückten
Gastraum des »Café am Weidendamm«. In
Grußschreiben bedauerten viele Freunde aus
fernen Korea-Studiengruppen, daß sie nicht
selbst kommen konnten und wünschten uns
weiterhin Erfolg in der Verbreitung des Freund-
schaftsgedanken zum nordkoreanischen Volk.

Wie üblich wurde die Frauentagsfeier mit
Musik eingeleitet. Der Vorsitzende Michael
Koth führte in seiner Gratulationsrede an die
Frauen viele positive, aber auch notwendige

Veränderungen für die Frauen an. Dabei ging
er auch auf die gegenwärtigen Belastungen der
Frauen in der Welt durch das Corona-Virus
ein. Nach seinen Worten würdigte er gemein-
sam mit der Vorsitzenden unserer Frauenkom-
mission Agnes Grüning die anwesenden Frau-
en und überreichte ihnen ein von der Vorsit-
zenden mit viel Liebe eingepacktes Danke-
schön der Männer der Studiengruppen. Auch
für die fleißigen Frauen des Cafés gab es eine
solche Anerkennung. Wir gedachten gleich-
falls den Leistungen der weiblichen Mitarbei-
tern der Koreanischen Botschaft in Berlin.

Es folgten Auswertungen der geleisteten Ar-
beiten im Corona-Jahr und Hinweise zu künfti-
gen neuen Aufgabenstellungen. Ein jugendli-
cher Teilnehmer an der Demonstration der
FDJ-Jugend in Berlin im Januar des Jahres
schilderte die prügelnde Rolle der Polizei und
die massiven Festnahmen von Jungen und
Mädchen wegen ihrer Teilnahme im FDJ-
Hemd an diesem politischen Höhepunkt. Be-
fragt nach der Tätigkeit und Aufgabe der FDJ
in der heutigen Zeit, erläuterte unser Gast, daß
die FDJ heute eine im Rahmen des Grundge-
setzes agierende offizielle politische Jugendor-
ganisation ist, genau wie die Jugendvereine der
CDU, SPD, der Linken und anderer. Mit Mu-
sik, Tanz, vielen unterschiedlichen Gesprächen
verging die Zeit wie im Flug. 

Die Tür ging weit auf, mit einem breiten Sil-
bertablett kam die strahlende Serviererin in
den Raum. Ein Duft von frischem Streuselku-
chen verbreitete im Nu ein Gemeinschaftsge-
fühl, welches alle Sorgen für eine Zeit verges-
sen ließ.

Michael Roth und Karl Dietrich von der AIP
übergeben Spendengelder an die Mitarbeiter
vom Cafe Am WEIDENDAMM, welche schon
seit Monaten in Kurzarbeit sind.

Nachgeholter Frauentag
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Bei allem Schönen, was uns beschert wurde,
dachten wir an die vielen Frauen in unserem
Land, welche solchen Augenblicken sehnsüch-
tig entgegensehen würden, aber diese nie er-
füllt bekommen. Wir dachten an die verstärkte
Gewalt an Frauen und Kinder und vieles noch.

Eigentlich sollte um 19 Uhr Schluß sein. Der
Vorsitzende setzte mehrmals zum Abgesang an.
Die interessanten Themen und der unerwartet
einsetzende Regen hielten uns vom Heimgang
ab. Die Küche bot jedem etwas für seinen Be-
darf an. Es wurde noch ein anhaltender, schö-
ner Abend. Danke dem Kollektiv des »Cafe am
Weidendamm«, es war wieder sehr schön.

KARL DIEDRICH

Überbringer von Urkunde und Scheck wa-
ren KARL-DIETRICH LAFFIN, Initiator des Prei-
ses und Juryvorsitzender sowie KAREN OEHLER,
stellvertretende Vorsitzende der bündnisgrü-
nen Kreistagsfraktion.

Auch für den Kulturpreis 2020 gab es wieder
zahlreiche qualitativ hochwertige Bewerbun-
gen. Bündnis 90/Die Grünen und die Preisjury
bedanken sich bei allen Einreichern für ihre
Bewerbung und ihr kulturelles Engagement. Es
kann leider immer nur einen Preisträger geben.
Daher ermutigen wir alle, die bisher nicht aus-
gewählt wurden, sich bei folgenden Ausschrei-
bungen erneut zu beteiligen.

Das Votum der Jury für den Preis 2020 fiel
einstimmig aus. Der Verein MenschBrodowin
mit seiner Vorsitzenden GISA ROTHE kann auf
mehr als 20 Jahre erfolgreiche Arbeit für das
kulturelle Zusammenleben der Menschen in
Brodowin und der Region zurückblicken.
Hauptanliegen des Vereins ist es, zu einer öko-

logischen Dorfentwicklung beizutragen und
die Kultur im Dorf zu fördern. Dazu wurden
und werden vielfältige Initiativen und Projekte
angeschoben, die alle Generationen anspre-
chen und insbesondere für junge Menschen
tolle Möglichkeiten für die Entfaltung ihrer
Kreativität bieten.

2006 erbte der Verein ein Haus am Dorfan-
ger mit großem Garten. Es wurde in Eigenar-
beit renoviert und beherbergt nun Gemein-
schaftsräume, Küche
und Werkstatt. Hier
hobeln, drechseln und
sägen die Kinder der
»Brodowiner Klangpira-
ten« an ihren selbstge-
bauten Holzinstrumen-
ten und die Senioren
treffen sich zum mo-
natlichen Erzähl-Café.
Auch andere Vereine

»MenschBrodowin e.V.« erhält Kulturpreis 
Der Verein »MenschBrodowin e.V.« ist mit dem Barnimer Kulturpreis 2020 von Bündnis
90/Die Grünen geehrt worden. Der mit 750 Euro dotierte Preis wurde am 18. Juni anläß-
lich der Jahresmitgliederversammlung des Vereins in Brodowin überreicht. 

und Gruppen können das Haus für ihre Akti-
vitäten nutzen.

Einige konkrete Beispiele für die vielen Ak-
tivitäten und Höhepunkte aus der Vereinsge-
schichte sind: Bau eines Bücherbaumes und ei-
nes Friedenspfahls am Dorfanger, Gestaltung
eines Barfußweges, Bau einer Sonnenuhr, eines
Kompostklos und einer Beinkraft-Stromer-
zeugsmaschine, die Durchführung zahlreicher
Kurse unter professioneller Anleitung durch
Künstler und Kunsthandwerker, Auftritte des
Kinderorchesters, Lesungen, Filme, Vorträge,
Exkursionen, Repair-Café und Stauden-
tauschmarkt.

THORSTEN KLEINTEICH
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Hier wird Werbung für unterstützende
Bücher bezüglich Lesen und Schreiben ge-
macht und dann entsteht dabei, wie in dem
Artikel der Wochenendzeitung: »Sch« (gerne
die Abkürzung für ein Fäkalwort), das man
»reiben« soll.

Aber nicht nur Werbung ignoriert bewußt
Rechtschreibregeln. 

Auch die Behörden und öffentlichen Ein-
richtungen halten sich nicht an die korrekte
Schreibweise. So wurden im Rahmen der Ge-
bietsreform in der Gemeinde Schorfheide eini-
ge Straßen umbenannt, weil es sie doppelt gab.
Auch »einmalige« Straßennamen wurden kur-

zerhand einer neuen Rechtschreibung unter-
worfen. 

Laut Duden (www.duden.de/sprachwissen/
rechtschreibregeln/strassennamen) gelten fol-
gende Regeln:
– Straßennamen, die mit mehrteiligen Namen
zusammengesetzt sind, schreibt man mit Bin-
destrichen <§ 50>. Zum Beispiel: Georg-
Büchner-Straße, Kaiser-Friedrich-Ring, Van-
Dyck-Weg, E.-T.-A.-Hoffmann-Straße, Carl-
Maria-von-Weber-Allee, Berliner-Tor-Platz,
Am St.-Georgs-Kirchhof, Bad-Kissingen-
Straße, Sankt-Blasien-Weg, Bürgermeister-Dr.-
Meier-Allee
– Zusammengesetzte Straßennamen schreibt
man zusammen <§ 37E2>, wie zum Beispiel:
Bahnhofstraße, Rathausgasse, Bismarckring,
Beethovenplatz, Schloßallee.

So wußten die verantwortlichen namensge-
benden Mitarbeiter der Gemeinde Schorfhei-
de, daß ihre Dienstanschrift der Erzbergerplatz
ist, da Matthias Erzberger (* 20. 09 1875 / †
26.08.1921) ein deutscher Publizist und Politi-
ker war. Aber aus der korrekten Schreibweise
Pehlmannring (der Kunstmaler Fritz Pehlmann
aus Eberswalde war ein Widerstandskämpfer
gegen den deutschen Faschismus) wurde, wohl
in Anlehnung an die Fritz-Pehlmann-Straße in
Eberswalde, kurzerhand Pehlmann-Ring ge-
macht. 

Machen wir es unseren Kindern und auslän-
dischen Mitbürgern doch nicht noch zusätzlich
schwer, die ohnehin nicht ganz einfache deut-
sche Sprache, fehlerfrei und im richtigen Kon-
text zu erlernen!

Corona und die Bildung
von Margit Lauterbach

Bis vor ca. 15 Monaten fand Bildung überwiegend im direkten Dialog zwischen Leh-
rern und Schülern statt. Der Schüler mußte pünktlich in der Schule sein und wurde
dann gemäß Stundenplan und Bildungsauftrag mit Wissen vollgestopft, unterbrochen
von geregelten Pausenzeiten.  Zwar können die Lehrer immer mehr auf Hilfsmittel wie
Beamer und digitale Tafeln zurückgreifen, einige Schulen verfügen auch über Compu-
terkabinette mit Internet und die Schüler arbeiten in einigen Fächern an Tabletts.
Überwiegend wurde aber im klassischen Stil wie seit über 100 Jahren der Schulstoff
den Schülern vermittelt.

S
eit Mitte Dezember hat sich die angebo-
tene Bildung völlig verändert. Die Bun-
desregierung hat gemeinsam mit der Kul-

tusministerkonferenz den Lockdown beschlos-
sen und die Lehrer mußten von jetzt auf gleich
eine völlig neue Bildungsform anbieten: das
Homeschooling wurde erfunden. Für einige
Lehrer bedeutete das, seitenweise Aufgaben zu
kopieren oder sie verschickten Briefe mit den-
Seitenzahlen für die einzelnen Fächer und dem
Termin, bis wann die Lösungen in der Schule
abzugeben sind. Ergänzt wurde das durch Vi-
deokonferenzen und Bildungsfernsehen.

Haben bis dahin einige Eltern darum
gekämpft, daß die Kinder nicht zu viel Zeit vor
Computer und Fernseher verbringen, trat nun
das komplette Gegenteil ein. Der Tagesablauf
wird von den Zeiten bestimmt, an denen die
Schüler über die digitalen Medien unterrichtet
werden! Der Einfluß der Medien hat eine völ-
lig neue Dimension angenommen. Damit wirkt
öffentliche Werbung, egal ob digital auf Bild-
schirmen oder als riesige Werbeplakate noch
intensiver und prägt sich ein.

Und dabei verunstalten die Werbeagenturen
gerne die deutsche Sprache, egal ob in Gram-
matik oder auch in der Rechtschreibung.

Dazu nur zwei Beispiele: Auf dem Berliner
Hauptbahnhof wird überall Reklame für Ritter
Sport gemacht. 

Während meiner Schulzeit hätte man noch
»Mit allem, ...« geschrieben.

Aber auch in den wöchentlichen Werbefly-
ern der Discounter (Kaufland) werden solche
Angebote angepriesen. Verantwortlich für die
Werbung sind zwar die herstellenden Firmen,
aber durch die Flyer werden diese Recht-
schreibfehler zusätzlich verbreitet. Soll aus
dem »Steinofen« eine »Ofenbarung« oder doch
lieber eine »Offenbarung« werden?

Ähnliche (häufig unabsichtliche) Schreib-
fehler lassen sich fast in jedem gedruckten Ar-
tikel finden. Durch die automatisierte Silben-
trennung gepaart mit der Rechtschreibreform
entstehen die kuriosesten Wörter. 

Ich wollt, ich wäre ein Bienentier.
Summte da, summte hier.
Flöge jede Blüte an,
Damit ich mich dran laben kann.

Ab der schönen Frühlingszeit, 
Warten Blüten weit und breit.
In ihre Kelche ging’s hinein.
So schön kann’s Bienenleben sein.

Für die Feinde – jederzeit
Dank Stachel immer kampfbereit.
Immer, immer wehrhaft bleiben. 
So sollten’s auch die Menschen treiben!

Mit denen hätte ich nichts im Sinn.
Obwohl ich für sie nützlich bin,
Sperren sie mich ein, vergiften 

und berauben mich.
Für Honig; Zuckerwasser – 

einfach fürchterlich!

Da kann ich bleiben, was ich bin.
Brauch keine neue Königin
Ich käme ja vom Regen in die Jauche.
Das ist genau, was ich nicht brauche.

RAINER KROBOTH

Summ, summ, summ
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Die vorgeschlagenen Änderungen der Ver-
waltungsvorschrift sind ein Schritt in die rich-
tige Richtung. Der Landkreis Barnim bremst
jedoch an wichtigen Punkten und geht einen
nicht tragbaren Sonderweg.

Schon im Landratswahlkampf 2018 signali-
sierte unser Landratskandidat SVEN WELLER

den Tagesmüttern und Tagesvätern die volle
Unterstützung auf Gleichstellung der Kinder-
tagespflege mit den Kindertagesstätten und de-
ren Arbeit als wichtiges Element einer früh-
kindlichen Entwicklung und Betreuung zu. Im
Zuge der Gespräche mit dem Verein »Tagesmüt-
ter für Barnim e. V.« wurden viele Verbesse-
rungsvorschläge aufgegriffen. Daraus resultier-
te ein Antrag von BVB/Freie Wähler, dem Ver-
ein einen beratenden Sitz im Jugendhilfeaus-
schuß zu ermöglichen.

Bei den Beratungen des Jugendhilfeaus-
schusses zur neuen Verwaltungsvorschrift wur-
den die Tagespflegepersonen – entgegen der in
der Novembersitzung 2020 des Jugendhilfeaus-
schusses durch die Verwaltung erfolgten Zusi-
cherung – nur unzureichend einbezogen. Un-
ser Ausschußmitglied EVELYN FREITAG wurde
wegen Befangenheit ausgeschlossen. Es wurde
somit nicht nur auf das Expertenwissen unserer
Kreistagsabgeordneten verzichtet, sondern
auch auf das Angebot der Beratung des Lan-
desverbandes für Kindertagespflege Branden-
burg.

Wir begrüßen den Vorschlag der Verwaltung
einer 80%-Anpassung der Vergütung an den
Tarifvertrag. Zu hinterfragen bleibt jedoch,
warum die Möglichkeit der Anerkennung be-
ruflicher Erfahrungen außer Acht gelassen
wurde. Mit der neuen Verwaltungsvorschrift
will der Landkreis die Verträge mit den Kinder-
tagespflegepersonen auf 40 Wochenstunden
beschränken. Es ist für uns nicht akzeptabel,
das Wunsch- und Wahlrecht der Eltern bei der
Kinderbetreuungseinrichtung zu beschränken.
Obendrein findet in keinem anderen Landkreis
in Brandenburg eine Beschränkung der Verträ-
ge auf 40 Wochenstunden statt. Warum will
der Landkreis Barnim hier einen Sonderweg
einschlagen?

Die Kalkulation der Sachkosten, die nach
Aussage vom Jugendamt »nach bestem Wissen
und Gewissen« durchgeführt wurde, ist auch
nicht hinnehmbar. Kalkulationen anderer
Landkreise weisen zudem erhebliche Unter-
schiede nach oben auf.

Die augenscheinliche Erhöhung der Sachko-
sten ist bei genauerer Betrachtung nur eine
Umverteilung der Zuständigkeiten. Das Es-
sensgeld und die Windeln zahlen die Eltern
nun nicht mehr selbst bzw. separat, da diese
laut der neuen Verwaltungsvorschrift in der
höheren Sachkostenpauschale enthalten sind.
Außerdem widerspricht es jeder Logik, pau-
schal kalkulierte Sachkosten mit Urlaubs-,

Kindertagspflege:

Faire Arbeitsbedingungen gefordert
Vor rund einem Jahr forderten BVB/Freie Wähler im Kreistag die Überarbeitung der
Verwaltungsvorschrift zur Förderung der Kinder in Kindertagespflege im Landkreis
Barnim. Nach einer einjährigen Erarbeitungsphase im Auftrag des Kreistages soll nun
die Arbeit der Kindertagespflegepersonen besser anerkannt werden. 

Krankheits- und Weiterbildungstagen zu ver-
rechnen. Ebenfalls nicht nachvollziehbar ist
der Vorschlag der Verwaltung, das Mutter-
schaftsschutzgesetz auf die Kindertagespflege
anzuwenden. Unsere Fraktion ist befremdet
über die im Entwurf der Verwaltungsvorschrift
vorgeschlagene Idee, für Tagesmütter ein Be-
rufsverbot für den Zeitraum des ersten Lebens-
jahres ihres Kindes zu verhängen.

Abschließend kritisieren wir die Behauptung
der Ausschußvorsitzenden MARGITTA MÄCH-
TIG (Die Linke), daß Personen der Kinder -
tagespflege scheinselbständig seien. Tagespfle-
gepersonen können sowohl für den Träger der
öffentlichen Jugendhilfe tätig sein als auch ei-
genständig Privatverträge abschließen. Wenn
ein arbeitnehmerähnliches Verhältnis vorliegt,
sollten Kindertagespflegepersonen Angestellte
des Landkreises sein. Es ist bedauerlich, daß
die Linken einen derartigen politischen Angriff
auf die Tagespflegemütter initiieren. Das Wahl-
recht der Eltern, die Vielfalt der Betreuungs-
träger und das Wohl der Kinder muß an ober-
ster Stelle stehen – parteipolitische Ausgren-
zungsversuche sollten hier unterbleiben.

Deshalb schlägt die Fraktion BVB/Freie
Wähler dem Kreistag einen Änderungsantrag
mit Verbesserungen der vorbereiteten Verwal-
tungsvorschrift vor, um faire Arbeitsbedingun-
gen in der Kindertagespflege zu schaffen. Da-
mit würde man auch das Berufsfeld der Kinder-
tagespflege langfristig attraktiv halten und so
für den Barnim und dessen Kommunen drin-
gend benötigte Tagespflegeplätze sichern.

THOMAS STRESE, SVEN WELLER 
und CHRISTIANE HERRMANN

Bemerkung: Der Kreistag lehnte den Änderungs -
antrag von BVB/Freie Wählere auf seiner Sitzung am
23. Juni mehrheitlich ab. Die Verwaltungsvorlage 
erhielt die notwendige Mehrheit.

Neue Kitaplätze in Mitte
Eberswalde (prest-ew). Am 16. Juni fand das
Richtfest für den Anbau des evangelischen
Kindergartens in der Pfeilstraße statt. Der
Neubau ist ein Teil eines umfangreichen Pro-
jektes, welches im Januar 2019 begann.
Zunächst wurde das vorhandene denkmalge-
schützte Kindergartengebäude umgebaut und
nun durch einen Neubau ergänzt. Für die Dau-
er des Umbaus zogen die Kita- und Hortkinder
in einen angemieteten Container im Evangeli-
schen Gemeindezentrum Kirchstraße 6-7.

»Die Nachfrage nach Kitaplätzen in Eberswal-
de als wachsende Stadt ist natürlich stets vorhan-
den. Daß die Evangelische Stadtkirchengemeinde
das älteste Kitagebäude der Mark Brandenburg
umgebaut hat und nun noch weiter ergänzt, ist also
von großer Bedeutung für die Infrastruktur unse-
rer Stadt. Ich freue mich, daß diese historische Ein-
richtung nun in neuem Glanz erstrahlt und erwei-
tert wird«, sagt Bürgermeister Friedhelm Bo-
ginski.

Durch den Neubau werden in Zukunft
zwanzig weitere Kitaplätze in der Stadtmitte
zur Verfügung stehen.

Freude, Spaß und Begeisterung
»Die größte Kunst ist es, Kindern ihre Träume

zu erfüllen« – so steht es auf der Webseite1 des
Eberswalder Vereins TANZ MIT SEELE e.V.
Ein Verein, der 2016 aus einer Elterninitiative
heraus gegründet wurde und in Zusammenar-
beit mit dem Tanzsalon Zippel Bewegung und
Tanz für junge Menschen in Kursen und Pro-
jekten anbietet, die die Ziele, Wünsche und
Träume von Heranwachsenden thematisieren.
Die Tanzprojekte bringen den Kindern und Ju-
gendlichen die Kunst und Kultur nahe, um sich
selbst besser kennenzulernen und im Umgang
miteinander und füreinander einen respektvol-
len Umgang erspüren und erleben. Eigene the-
matische Choreografien wurden schon kreiert,
geprobt und aufgeführt.

Mit 5.000 Euro unterstützt die Wohnungs-
und Hausverwaltungs-Gmbeh (WHG) den
Verein TANZ MIT SEELE e.V. um ein erwei-
tertes und zusätzliches Angebot der Tanzförde-
rung zu schaffen, daß nach der Pandemie mög-
lichst viele tanzbegeisterte Kinder- und Ju-
gendliche mitwirken und teilnehmen können.

»Beim Tanzen soll es zuallererst um die Freude,
den Spaß und die Begeisterung der Kinder und Ju-
gendlichen gehen und nicht darum, ob die Eltern
die Kursgebühren bezahlen können. Nachhaltiges
soziales Engagement ist für die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der WHG eine bedeutungsvolle
Herzensangelegenheit. Wir engagieren uns in so
vielen unterschiedlichen Genres der sozialen ge-
meinschaftlichen Teilhabe, weil es uns wichtig ist
und wir für die Menschen in Eberswalde – für ein
gutes verbindendes Miteinander – stehen«.

Kinder und Jugendliche sind in der Pande-
mie besonders betroffen. Monatelang durften
sie nicht altersentsprechende Kontakte pflegen
und in Vereinen nicht mehr sportlich oder kul-
turell aktiv sein. Hier wollen wir unterstützen,
damit bald wieder die Kinder in der Gruppe zu-
sammenkommen zum gemeinsamen Bewegen
und Erleben. Mit einem ganz besonderen Au-
genmerk für die Kinder, deren Eltern die Ko-
sten für Tanzkurse nicht selbstverständlich auf-
bringen können.

DOREEN BODEN
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»Für die Kunstbrücke, aber auch für viele betei-
ligte Musiker war es das erste Konzert nach der
coronabedingten ‘Pause’ – und sicher auch für vie-
le Besucher«, erklärt der Vereinsvorsitzende 
Niels Templin, der gut gelaunt durch das Pro-
gramm führte.

Das Konzert begann mit Due Canzoni von
GIROLAMO FRESCOBALDI – einem Werk der ita-
lienischen Renaissance. Mittelpunkt des ersten
Teiles bildete das großartige Konzert h-Moll für
vier Solo-Violinen, Solo-Cello und Streichor-
chester von ANTONIO VIVALDI, welches kein
Geringerer als der junge Johann Sebastian
Bach, die Konzerte Vivaldis bewundernd, für
den eigenen Gebrauch auch für vier Cembali
und Orchester bearbeitete.

Mit diesem Konzert stellte sich gewisser-
maßen die Streicherabteilung der Neuen Mu-
sikschule Bernau/Panketal vor, denn die fünf
Solisten waren DOROTHEE MÜHLEISEN, CHAR-
LOTTE TEMPLIN, MARLENE KELLER und NIELS

TEMPLIN an den Violinen sowie die Cello-Leh-
rerin EMILIA GARCES.

Es folgten zwei kurze Werke, »Gavotte und
Musette« aus der Holberg-Suite von EDVARD

GRIEG und der erste Satz aus dem spätestens
beim Hören jedermann bekannten »Palladio«
von KARL JENKINS. Jenkins komponierte diese
Musik zunächst 1993 als Werbespott für das
Diamanten-Imperium von de Beers, stellte
aber bald fest, daß diese deutlich mehr Potenti-
al hat. Seine endgültige Fassung für Streich -
orchester entstand im Jahre 1996 und erhielt
seinen Namen nach dem großartigen Baumei-
ster der Renaisance Andrea Palladio.

Nach der Pause erklang mit »Rondo e Salta-
rello« komponiert von TIELMANN SUSATO

(1500-1560), das älteste Werk des Konzertes,

Streicherklänge aus fünf Jahrhunderten
Professor JÜRGEN ELSNER verschenkt Halbviolinen für junge Künstler
Das Hoffen von Mitwirkenden, Organisatoren und knapp 90 Anwesenden wurde belohnt: Am späten Sonnabendnachmittag verzo-
gen sich die Regenwolken und die Sonne beschien das Gelände vor der früheren Kita »Traumschloß« auf dem Areal des Heidehaus-
Campus in Zepernick. Im Rahmen der 7. Auflage der »Panketaler Kulturtage« begann am zweiten Wochenende im Juni die Kultur-
saison 2021 mit einem wunderbaren Streifzug durch die Geschichte der Streichermusik.

aber unter Mitwirkung der jüngsten Mitspieler,
da bei diesem Werk einige Schüler der Musik-
schule mitspielen durften.

Alte Geigen für junge Talente

An dieser Stelle des Programms bat Niels
Templin den emeritierten Musikwissenschaft-
ler und ehemaligen Vereins-Vorstandskollegen
Prof. JÜRGEN ELSNER nach vorn. Zu einem ganz
besonderen und für einige anwesende Eltern
auch emotionalen Höhepunkt des Tages wurde
die Übergabe von drei ½-Violinen an drei jun-
ge Talente aus einer Schenkung von Jürgen El-
sner an den Verein Kunstbrücke Panketal.

Die drei Instrumente, nach Angaben des
Überlassers aus seinem Privatbesitz stammend
und nach Schätzung eines Sachverständigen
alle zwischen 100 und 120 Jahre alt, wurden
frisch restauriert und werden durch die Kunst-
brücke Panketal künftig jungen talentierten
Musikschülern leihweise zur Verfügung ge-
stellt. »Die Violinen, von denen ich als Kind eine
gespielt habe, haben lange genug ungenutzt herum
gelegen. Eine wird jetzt seit 80 Jahren erstmals
wieder gespielt. Musik ist wichtig, sie ist gut für die
Seele. Ich muß das wissen, schließlich habe ich
mich mein Leben lang mit Musik beschäftigt«, er-
klärt ein sichtlich gut gelaunter und für seine
89 Jahre erstaunlich munterer Prof. Elsner un-
ter Beifall. »Der Verein Kunstbrücke Panketal
steht für die Vernetzung von Kunst und Kultur mit

künstlerischen und kulturellen Bildungsangebo-
ten«, führt Niels Templin weiter aus. 

»Ein wichtiges Anliegen des Vereins von Beginn
an ist die Förderung junger musikalischer Talente.
Deshalb freuen wir uns um so mehr über diese
Überlassung, die es jungen und talentierten Nach-
wuchsmusikerinnen und -musikern wie Carlotta
(7), Nikolaus (7) und Natalia (8) ermöglicht, auf
einem kleinen aber guten Instrument mit zufrieden
stellenden Klangerlebnissen musizieren zu kön-
nen«, so Niels Templin. »Wir freuen uns sowohl
über den Neu-Start der Kultur und natürlich auch
über die großartige Spende und die damit geschaf-
fenen Möglichkeiten der Förderung junger Talen-
te.«

Mit der Melodie »Ode an die Freude« aus
BEETHOVENS 9. Sinfonie brachten die zukünfti-
gen Nutzer, unterstützt vom Orchester, »ihre«
Instrumente nach Jahrzehnten zum ersten Mal
wieder zum Klingen.

Den Abschluß des gelungenen Konzertes
bildeten ein Divertimento in D-Dur für
Streichorchester, komponiert 1772 von dem
sechzehnjährigen W. A. MOZART, gefolgt von
dem Stück »Sentimental Sarabande« aus der
Simple Sinfonie von BENJAMIN BRITTEN und
dem Bartok-Schüler FERENCE BROTZKI, »Der
Brautführer mit dem Dudelsack« aus der »Unga-
rischen Bauernhochzeit«.

THORSTEN WIRTH
www.kunstbrueckepanketal.de

Drei mehr als 100 Jahre alte Halbgeigen aus dem Privatbesitz von Musikprofessor Jürgen Elsner sind
durch Schenkung nun im Besitz des Vereins »Kunstbrücke Panketal«. Sie werden jeweils leihweise
an junge Musikerinnen und Musiker übergeben, die an der Neuen Musikschule Bernau/Panketal das
Violinspiel erlernen.
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Frank geht ran
In einem Formular wird die Telefonnum-

mer als Pflichtfeld abgefragt? Ein hartnäcki-
ger Verehrer will unbedingt eine Handynum-
mer haben? Für solche Fälle gibt’s seit 2007
die Rufnummer 0163–1737743, die man je-
der und jedem geben kann. Wird sie angeru-
fen, weist ein Sprecher namens »Frank« pro-
fessionell und freundlich eine Kontaktauf-
nahme zurück. Seit Juni 2021 wird dieser
Dienst namens »Frank geht ran« von Digital-
courage betrieben, nachdem der ursprüngli-
che Betreiber sie stilllegen wollte. Noch nicht
alles klar? Dann am besten einfach ausprobie-
ren und die 0163–1737743 anrufen! (Es en-
stehen nur die normalen Telefonkosten,
www.frankgehtran.de)         Digitalcourage e.V.
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Neue Musik in EW
Eberswalde (prest-ew). In der industriellen At-
mosphäre der stillgelegten Fabrikhalle im Rofin
Gewerbepark Eberswalde präsentierte sich am
25. und 27. Juni das Ensemble Quillo in zwei
Konzerten mit unterschiedlichem Programm.
Mit »Insight (2021)« erwartete das Publikum
ein neu komponiertes Auftragswerk des Berli-
ner Komponisten ERES HOLZ. Bei »Quillo im
Portrait« zeigten Musiker des Ensembles eine
Auswahl eher typischer, klassischer zeitgenössi-
scher Solowerke. Abgerundet wurden beide
Abende mit einem moderierten Publikumsge-
spräch. Die Konzerte fanden im Rahmen des
diesjährigen Themenjahres »Zukunft der Ver-
gangenheit – Industriekultur in Bewegung« des
Kulturland Brandenburg statt. 

Das Ensemble Quillo, Ensemble für zeit-
genössische Musik im Land Brandenburg, hat
sich 2004 mit dem Ziel gegründet, besondere
Projekte der zeitgenössischen Musik im ländli-
chen Raum zu initiieren, zu vermitteln und zu
etablieren. Neben Festivals, der Reihe Neue
Musik, Musiktheaterproduktionen und Kunst-
filmen entwickelt das Ensemble auch künstle-
rische Projekte im Bereich der Musikvermitt-
lung, die 2011 mit dem Regine-Hildebrandt-
Preis ausgezeichnet und 2020 für »Kulturlich-
ter« nominiert worden sind, einem von Bund
und Ländern ausgelobten Preis für Kulturelle
Bildung.
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Gewonnen hatte die Stadt die Kulturland-
Ausschreibung mit ihren breit aufgestellten
Partnern und deren Engagement und Kreati-
vität in historischen Industriestätten. 

So laden die Veranstalter in Borsighalle, Ro-
finpark, Kranbauhalle, Messingwerk mit dem
Wasserturm und Familiengarten als Austra-
gungsort der 2. Brandenburgischen Landesgar-
tenschau 2002 mit einer Industriegeschichte
seit dem 17. Jahrhundert ein. Bis zum 5. No-
vember 2021 sind 40 Veranstaltungen geplant
wie Konzerte von Klassik bis Jazz, Rock und
elektronischer Musik, Theater und Performan-
ces, Ausstellungen, Fachtagungen und Vorträ-
ge, Festivals, Workshops und Stummfilmkino.

Für Ministerin Dr. Manja Schüle öffnet das
aktuelle Kulturland-Themenjahr vor allem ver-
gessene Orte, sogenannte »Lost Places«. Ebers-
walde komme darin ein besonderer Platz zu –
als Wiege der brandenburgisch-preußischen
Industrie. Hier hätten nicht nur Strukturwan-
delprozesse Arbeit und Leben der Eberswalder
radikal verändert und geprägt. »Eberswalde hat
sich als Industrie- und Gewerbestandort stets neu
erfunden, neu erfinden müssen. Mit Erfolg! Preis-
gekrönte Innovationen, etwa auf dem Gebiet der
Solarenergie, kommen aus der Waldstadt. Und an
der Hochschule für nachhaltige Entwicklung
Eberswalde wird an zukunftsträchtigen Wirt-
schaftsformen geforscht. Industrie und Kultur pfle-
gen seit jeher spannende, spannungsreiche Bezie-
hungen. Und so laden die Eberswalder Projektma-
cher*innen ein, historische, gegenwärtige, künftige
Industriekultur zu entdecken – und eben jene ar-
chitektonisch auffälligen Lost Places.«

Für Bürgermeister Friedhelm Boginski
gehört das industrielle Siedlungsband im Fi -
now tal als Wiege der märkischen Industrie zu
den erstrangigen und markantesten Kultur-
landschaften Brandenburgs. Seine erhaltende
Erneuerung ist ein entscheidender Beitrag zum
Aufbau einer Landesidentität. Zahlreiche In-
itiativen und Institutionen vor Ort sind seit
vielen Jahren in diesem Sinne aktiv. »Ohne sie
gingen die Spuren der frühen Industrie seit dem 17.
Jahrhundert für immer verloren.« Stolz ist das
Stadtoberhaupt auch auf die Rettung des
Finow kanals, die sich 2020 mit der Übernahme
der zwölf Finowkanal-Schleusen durch einen
Zweckverband bot. Der Finowkanal gilt mit
über 400 Jahren als die älteste künstliche und
noch befahrbare Wasserstraße Deutschlands.
Einst die Lebensader der Stadt und die Grund-
lage für die Wiege der märkischen Industrie,
heute ein Kleinod in Sachen Wassertourismus.

Diesen und weitere Schätze zu entdecken
und zu entwickeln, darauf verweist auch Brigit-
te Faber-Schmidt, Geschäftsführerin von Kult-
urland Brandenburg: »Der Begriff Industriekul-
tur stand bisher hauptsächlich für die Auseinan-
dersetzung mit der Kulturgeschichte und der Kult-
urlandschaft des Industriezeitalters. 2021 wagen
wir den Versuch eines ‚Updates‘, bei dem es auch
um eine industrielle Zukunftsperspektive gehen
soll, denn während traditionelle Formen der Indu-
strie im Alltag der Menschen kaum mehr eine Rol-
le spielen, setzt sich die zukunftsorientierte Indu-
strialisierung mit beschleunigtem Tempo fort.«

Der Eintritt zu allen Kulturlandveranstal-
tungen der Stadt Eberswalde ist frei.

Eberswalder Industriekultur: 

»Lost Places« mit Zukunft
Eberswalde (prest-ew). Am 4. Juni wurde Kulturland Brandenburg zentral in Eberswal-
de eröffnet, direkt am Finowkanal, konkret in der baulich vor dem Verfall geretteten
Borsighalle, Baujahr 1847, 2013 als national wertvolles Kulturdenkmal eingestuft.

Potsdam (bvb/bbp). Mit einem erneuten An-
trag zum Thema Altanschließerbeiträge hat
sich die Landtagsfraktion BVB/Freie Wähler
im Juni an den Landtag Brandenburg gewandt.
Es gebe weiterhin Fälle, in denen Anschluß-
nehmer, die in Widerspruch gegangen sind und
Klage erhoben haben, ihr Geld nicht zurückbe-
kommen haben. Inzwischen liegt ein Beschluß
des Bundesverwaltungsgerichts vor, das den
Standpunkt von BVB/Freie Wähler stützt.

Schon am 12.11.2015 hat das Bundesverfas-
sungsgericht die in Brandenburg übliche Praxis

der Altanschließerbeiträge für verfassungswid-
rig erklärt. Doch entgegen den Beteuerungen
der Landesregierung treiben Brandenburger
Abwasserzweckverbände auch über fünf Jahre
später noch immer solche Beiträge ein bzw.
verweigern die Rückzahlung. Hierbei gehen sie
durch alle Instanzen, obwohl längst klar ist,
daß sie zumindest bei nichtbestandskräftigen
Bescheiden eine Rückzahlung schulden. Denn
die Rechtsprechung ist eindeutig – die Prozesse
dienen nur der Frustration der Betroffenen.

Dieser Praxis soll ein Ende gesetzt werden.

Altanschließerbeiträge:

Rückzahlung sicherstellen!
Der Antrag besteht aus drei Punkten:
– So soll die Landesregierung abfragen, wo und
in welchem Umfang Altanschließern noch im-
mer ihr Recht vorenthalten wird.
– Sodann soll die Praxis der fortgesetzten Ein-
treibung nicht bestandskräftiger Bescheide in
einem Runderlaß unterbunden werden. Denn
das vor Jahren erfolgte Rundschreiben zur
Rechtssituation wird offensichtlich von einigen
Zweckverbänden nur als »unverbindliche Emp-
fehlung« interpretiert.
– Der dritte Punkt beauftragt die Landesregie-
rung, das Hilfsprogramm zur Bewältigung der
Rückzahlungen fortzuschreiben und so auszu-
weiten, daß alle Betroffenen mit rechtswidri-
gen Bescheiden Berücksichtigung finden.

Für ein Jahr in die USA – jetzt bewerben für das 39. Parlamentarische Patenschafts-Programm (PPP). Das Patenschaftsprogramm des Bundestages
bietet für junge Leute die einmalige Chance, für ein Jahr als Botschafter in die USA zu reisen. Der Bundestag vergibt ein Stipendium und übernimmt
sämtliche Reise- und Programmkosten sowie die nötigen Versicherungsleistungen. Bis 10. September können sich Schülerinnen und Schüler, die 2022
im Alter zwischen 15 und 17 Jahren sind sowie junge Berufstätige und Auszubildende, die im Sommer 2022 höchstens 24 Jahre alt sind, bewerben. 
Alle Details und Bewerbungsunterlagen sind unter www.bundestag.de/ppp abrufbar. Wichtig: in Bewerbung denWahlkreis 57 (UM/BAR I) angeben. Die
Bewerbungsphase endet am 10. September 2021. SEBASTIAN SCHMIDT (Bundestagsbüro Stefan Zierke)
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hatten ein lohnenswertes Kulturerlebnis. Ur-
sula Kugel war eine der Schauspielerinnen. In
dem Stück »Der Schweinehirt – Der Prinz von
Samarkand«, einem Märchen von Hans Chri-
stian Andersen, spielte sie die männliche Ti-
telrolle. Es ist nicht ungewöhnlich, daß weib -
liche Schauspieler eine männliche Rolle über-
nehmen. Man denke dabei an Katharina
Thalbach, die hervorragend den Napoleon
gestaltete. Auch einer Aufführung von Ger-
hard Hauptmanns »Die versunkene Glocke«
wies Ursula Kugel eine tragende Rolle zu.
Natürlich gab es damals für die Schauspieler
Geld. Oft nahm sie ihren kleinen Sohn zu den
Aufführungen mit, denn Ursula Kugel war al-
lein erziehend. Die Bühnenspielgemeinschaft
verschwand so Mitte der 1950er Jahre. Für
Laienspieltheater war nun der Dramatische
Zirkel im Raw »8. Mai«, später Arbeiterthea-
ter genannt, zuständig.

Ursula Kugel hatte jedoch andere Pläne. Sie
holte im Fernstudium die von der DDR gefor-
derte Qualifikation im Fach Körpererziehung
nach, um fortan als ausgebildete Pädagogin
Turn- und Sportunterricht zu erteilen. In der
DDR war die Bezeichnung Sportlehrer zutref-
fend. Turnlehrer galt als abwertende Bezeich-
nung. Eine sehr wichtige Station in ihrem Le-
ben war der Sportunterricht an der EOS
»Alexander von Humboldt«. So Mitte der
1950er Jahre bestanden die Klassen fast nur
aus männlichen Schülern im Alter von 15 bis
18 Jahren. Sie setzte sich in solchen Klassen
durch und erwarb den Respekt der Schüler.
Ursula Kugel entwickelte sich weiter, indem
sie an der Humboldt-Universität zu Berlin ein
Sprach studium, ebenfalls im Fernstudium, ab-
solvierte. Dabei erwarb sie die Qualifikation
für den Unterricht im Fach Englisch. Bemer-
kenswert, für die englische Sprache gab es, im
Gegensatz zu Russisch, keinen Studienaufent-
halt im Ausland. Hier mußte mächtig gelernt
werden, um eine gute Fachkraft zu werden.
Vielleicht war das ein Grund, warum es in der
DDR an Englischlehrern mangelte. Frau Ku-
gel meisterte diese Herausforderung und war
in der EOS bis auf wenige Ausnahmen in den
Sprachklassen, d.h. in Klassen auch mit ver-
stärktem Englischunterricht, eingesetzt. 

Mehr war für sie im Bereich der Volksbil-
dung nicht möglich. Ihre Tätigkeit wurde mit
der Zuerkennung des Titels Oberlehrer ge-
würdigt. Im Gegensatz zur BRD ist das kein
Beamtentitel, den man nach einigen Dienst-
jahren automatisch erreicht, sondern dieser
Titel wurde an verdienstvolle Lehrer nach ei-

ner Quotenregelung zuerkannt. So war es
nicht ungewöhnlich, wenn sehr gute Lehrer
keinen oder einen niederen Titel erhielten.
Die besten Chancen, einen pädagogischen
Titel zu erhalten, hatten bei solcher Quoten-
regelung immer die Schreibtischlehrer der
Abteilung Volksbildung. 

In diese Zeit der EOS fällt der Höhepunkt
ihres Schaffens. Ursula Kugel baute die Volks-
tanzgruppe auf. Anfangs bestanden die Auf-
führungen in Paartänzen mit Trachten und
langweiliger volkstümlicher Musik. Aber
recht schnell verwirklichte Ursula Kugel ihre
Ideen. Es gab nun einen weiblichen Überhang
bei den Tänzern, die Musik wurde flotter und
die Schneiderei vom Friedrichstadtpalast fer-
tigte farbenfrohe Kostüme für die Aufführun-
gen an. Teile vom Ballett wurden in das Tanz-
spiel eingefügt und sogar akrobatische Ele-
mente fehlten nicht. Eine Darbietung der
Tanzgruppe der EOS war ein Augenschmaus,
alles wirbelte und bewegte sich geordnet. Die
Zuschauer hatten Gefallen daran und die Re-
sonanz aus dem Publikum nahmen die Akti-
ven dankbar an. Viele staatliche und gesell-
schaftliche Auszeichnungen, Urkunden, Prei-
se, Orden und Ehrungen überschütteten
wahrlich die Tanzgruppe und Ursula Kugel.
Einige ihrer Schützlinge aus der Tanzgruppe
durften sogar in dem DEFA Musikfilm
»Heißer Sommer« mitspielen (Hella Ziesing
und Hans Christian Albers). Um diese Lei-
stungen zu würdigen, muß man berücksich -
tigen, daß die Schüler gleichzeitig eine Berufs-
ausbildung absolvierten und mit FDJ-Ver-
sammlungen sowie dem FDJ-Studienjahr zu-
sätzlich beschäftigt waren. Die Ferien waren
verkürzt und einen arbeitsfreien Sonnabend
gab es noch nicht. Ursula Kugel nahm natur-
gemäß ähnliche Belastungen auf sich. Doch
das Wort »Streß« gab es damals nicht bei den
Schülern. 

Diese Erfolgskette brach jedoch ab. Umge-
staltungen im Bildungssystem der DDR führ-
ten Ende der 1960er Jahre zu einem veränder-
ten Zugang zur EOS. Die parallele Berufsaus-
bildung  wurde aus dem Programm genom-
men und die Lehrpläne für die Klassenstufen
9 und 10 denen der regulären Polytechni-
schen Oberschule (POS) angeglichen. Zeit-
gleich wurde Ursula Kugel aus politischen
Gründen an die Goetheschule (1. POS) ver-
setzt, weil ein naher Verwandter die DDR in
Richtung Westberlin verlassen hatte. Die von
ihr dort ins Leben gerufene Tanzgruppe konn-
te nicht an das Niveau der EOS-Tanzgruppe

Alternative Prominente (Folge 10): Ursula Kugel 

Nicht nur eine Tanzlehrerin
Frühzeitig wurden die Eberswalder Bürger auf Ursula Kugel als Leistungssportlerin
aufmerksam. Sie erkämpfte einen Meistertitel im Diskuswerfen der Frauen. Wer sich
nun hinter diesem Namen eine mächtige füllige und schwergewichtige Frau vorstellt,
irrt. Ursula Kugel war in den Sportarten Turnen und Gymnastik aktiv, und in diesen
Sportarten wurde auch auf Gewicht geachtet, jedoch in die andere Richtung. 

Ursula Kugel war eine mittelgroße bis klei-
ne, kräftige, sehr sportlich und gut ausse-

hende Frau. Erst lange nach dem Ende ihrer
leistungssportlichen Betätigung war bei ihr so
ab den 1960er Jahren eine leichte Tendenz zur
Überernährung zu erkennen. In ihrem Er-
scheinen wirkte sie stets gepflegt. 

Als einige der wenigen Eberswalder Sport-
ler bereitete sie sich zielgerichtet auf die akti-
ve Teilnahme an den Wettkämpfen zu den
Olympischen Spielen 1936 in Berlin vor. Ob-
wohl sie gute Ergebnisse lieferte, wurde sie bei
den aktiven Teilnehmern nicht berücksich-
tigt. Es gibt aber verläßliche Quellen, die von
einer Teilnahme in einer Tanzgruppe, beste-
hend aus dreißig Eberswalder Turnerinnen, im
Rahmen einer Sondervorführung auf dem
Olympia rasen berichten.  

So um 1940 wurde Ursula Kugel zur Sport-
lehrerin ernannt. Für die damalige Zeit war
das eine Seltenheit, weil der Beruf des Sport-
lehrers im wesentlichen Männern vorbehal-
ten war. Aber es war Krieg und immer mehr
Männer, auch Sportlehrer, wurden zur Wehr-
macht eingezogen. Der zweite Weltkrieg und
dessen Folgen beendeten die leistungssportli-
che Laufbahn von Ursula Kugel, die sicherlich
noch ein großes Potential aufwies. 

Nach dem Krieg wurden 1945 im Osten
Deutschlands alle Sportvereine aufgelöst. In
dieser Situation ergriff Ursula Kugel die Chan-
ce, selbständig zu werden. Auf der letzten Sei-
te der »Eberswalder Nachrichten« vom 1. Sep-
tember 1949 ist eine relativ große Anzeige der
Gymnastikschule Ursula Kugel abgedruckt.
Darin steht, daß Ursula Kugel ab 6. Septem-
ber Tanzkurse und eine Ausbildung in Grund-
formen des klassischen Balletts anbot. Diese
Gymnastikschule hatte ihren Sitz in ihrer
Wohnung in der Ruhlaer Straße 10. Bemer-
kenswert, die Anzeige wurde wenige Wochen
nach der Geburt ihres Sohnes aufgegeben. Es
erfordert Mut, ein Unternehmen zu gründen
und zu betreiben. Nicht nur die rein techni-
sche Geschäftsidee ist kaufmännisch umzuset-
zen, sondern auch die gesamte Verwaltung,
mit Steuern, Versicherungen, und Arbeits-
schutz sind unternehmerisch zu bewältigen. 

Nach dem Krieg trifft man Ursula Kugel
auch als Mitglied der Bühnenspielgemein-
schaft Eberswalde. Noch bis Anfang der
1950er Jahre war der Kampf um die tägliche
Ernährung der Einwohner wichtig und das
kulturelle Leben bestand in Eberswalde
zunächst vorrangig im Kinobesuch. Ein um-
fangreicheres kulturelles Leben mußte erst
aufgebaut werden. Der Kulturbund Eberswal-
de nahm seine Tätigkeit am 12. Dezember
1945 mit Ursula Kugel im Beirat auf. Die Büh-
nenspielgemeinschaft, hervorgegangen aus
verschiedenen Laienspielgruppen, entstand
1946 und erfreute mit regelmäßigen Theater-
vorführungen die Bevölkerung. Das war ein
gegenseitiges Profitieren, Bürger konnten sich
als Schauspieler versuchen und die Zuschauer
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Alternative Prominente in Eberswalde (Folge 11):

Der Lehrer Lothar Greiser

Wenn die Turmuhr achte schlägt,
Kommt Herr Greiser angefegt,
Ungewaschen, ungekämmt
Mit einem schmutzigen Oberhemd.
Acht Uhr war einheitlich Schulbeginn zu

Greisers Zeiten. Dieser Spottvers entstand
aber erst zum Ende seiner beruflichen Tätig-
keit als Lehrer.

Lothar Greiser war ein kleiner bis mittel-
großer Mann, mit mittellangen schwarz und
grau gemischten Haaren, die als Frisur immer
ordentlich nach hinten gekämmt waren. In
seiner aktiven Zeit war er stets mit Anzug
und weißem Hemd und Schlips bekleidet.
Seine Anzughose wies eine exakte Bügelfalte
auf – irgendwie war er schon aufgrund seiner
Kleidung eine Respekt einflößende Gestalt.
Er war bei seinen Schülern recht beliebt.
Charakteristisch für ihn war auch, daß er oft
mit der Zunge die Oberlippe leckte und seine
nasal prägnante Aussprache. 

Lothar Greiser unterrichtete in der Schule
in der Friedrich-Engels-Straße, die mehrfach
Nummer und Namen änderte. Der Einzugs-
bereich dieser Schule war die östliche Mitte
der Innenstadt und Nordend für alle Schüler
ab der 5. Klasse. Herr Greiser wohnte in
Ostende. So war es damals recht unwahr-
scheinlich, daß sich seine Schüler und er sich
in der Freizeit begegneten. Schüler aus
Ostende besuchten die Bruno-H.-Bürgel-
Schule und diese wußten nicht, daß ihr
Nachbar Greiser Lehrer war. 

Die Stadtteile waren damals noch durch
Wald-, Wiesen- und Brachflächen getrennt.
Es gab teilweise noch nicht einmal befestigte
Gehwege. 

Greisers Hauptfach war Geschichte und er
unterrichtete das Fach Musik. Eigentlich
auch nichts besonderes, aber die Art, wie er
seinen Schülern das Fach Geschichte bei-
brachte, war außergewöhnlich. Dort wurde
nicht von Produktivkräften oder Produkti-
onsverhältnissen geredet, sondern Lothar
Greiser erzählte, gestaltete bzw. inszenierte
historische Sachverhalte äußerst spannend,
seinen aufmerksamen Zuhörern angepaßt.
Disziplin herrschte von selbst bei diesen The-
men. 

Im Allgemeinen plazierte sich der Lehrer
Greiser, nachdem er einige organisatorische
Ansagen machte, auf dem Tisch der ersten
Schulbank, einen Zeigestock haltend, der
Blick ständig zur Klasse gerichtet. Dort in der
ersten Reihe saß in unserer Klasse die Brigit-
te. Es fiel auf, daß er sie mindestens dreimal

während des Schuljahres zum Milch holen
schickte. Er drückte ihr dabei eine Milchkan-
ne in die Hand, denn damals gab es noch lose
Milch, obwohl auch schon die Abfüllware
Milch in Pfandflaschen üblich war. 

Bei seinen Erzählungen erstarrte manch-
mal sein Publikum vor Neugier und Auf-
merksamkeit. Dann fügte Greiser einige hu-
moristische Einlagen ein, so zum Beispiel, als
er über den Seekrieg zwischen Rom und Kart-
hago seinen Vortrag gestaltete. »Stellt Euch
vor, ihr seid der Koch in der Kombüse auf einem
dieser Schiffe, und wollt das Mittagessen kochen.
Wenn nun während der Schlacht das Schiff von
einem Rammsporn beschädigt wird, was macht
Ihr dann, wenn der Rammsporn sämtliche
Kochtöpfe aufspießt?«

Oder ein anderes Beispiel aus der gleichen
Zeit: »Stellt Euch vor, als Hannibal mit seinem
Heer die Alpen überquerte, führte er mehrere
Elefanten mit – Elefanten, das waren damals die
Panzer. Und das war ein großes Problem auf den
schmalen Bergpfaden. Einige Elefanten sind er-
froren, andere sind abgestürzt, und haben sich
dabei die Ohren gebrochen ...«

Ein Höhepunkt von Greisers Darbietungen
war in jedem Schuljahr seine Inszenierung zur
Schlacht im Teutoburger Wald. Er gestaltete
das, als wäre er selber dabei gewesen. Es erin-
nerte irgendwie an eine Märchenstunde.
Nach seinen spannenden Erzählungen folgte
in der Unterrichtsstunde dann immer das
Diktat der Gliederung mit dem vermittelten
Lehrstoff. Gelegentlich wurden bei Lehrer
Greiser auch Leistungskontrollen geschrie-
ben. Auffallend war, daß diese nie zurückge-
geben worden sind. Auf Nachfrage erklärte
dann Greiser: »Das ist alles nach Potsdam ge-
gangen. Ich habe diese Arbeiten nicht mehr.«
Trotzdem gab es am Jahresende Zensuren.
Niemand hat sich darüber beschwert. Wahr-
scheinlich hat er die Durchschnittsnote aus
den anderen Fächern bei dem betreffenden
Schüler als Zensur vergeben. 

Eines Tages jedoch kam Greiser mit einem
blauen Auge zum Unterricht. Gerüchten zu-
folge soll er bei einer Wirtshausschlägerei in
der Ostender Gaststätte Bambusritze (offizi-
eller Name »HOG Zum Schellengrund«) betei-
ligt gewesen sein. Dort ist er auch von
Schülern beim Genuß alkoholischer Geträn-
ke beobachtet worden. Denkt man nun wei-
ter, kann man das Milchholen von Brigitte,
den Inhalt der Milchkanne und den eingangs
formulierten Vers erklären.
ARNOLD SCHREIBER-SCHIEFERDECKER

Es ist nicht ganz einfach, über die pädagogische Intelligenz als Original zu be-
richten. Sie begegnete den Bürgern Eberswaldes nicht häufig in freier Wildbahn.
Weil Lehrer aber mitunter mehrere Generationen von Schülern unterrichteten, wa-
ren sie vielen auch als Originale bekannt, wie der folgende Vers aufzeigt:

anschließen. Es hing auch mit der Motivation
der Mitglieder zusammen. OS Schüler unter-
lagen nunmal der allgemeinen Schulpflicht.

So richtigen Spaß erlebte sie dann wieder,
als sich 1985 der Eberswalder Karneval Klub
mit der ihm angeschlossenen Funkengarde
gründete. Die von Ursula Kugel trainierte
Funkengarde bestand aus werktätigen Frauen,
die Freude an der Bewegung hatten, und sie
waren begeistert, von einer richtigen und
auch sehr guten Tanzlehrerin ausgebildet zu
werden. Ob die Ende der 80er Jahre einset-
zende Nachfrage nach Gesellschaftstänzen,
bedingt durch den Billigfilm »Dirty Dancing«,
ihr eine Inspiration waren, konnte nicht
nachgewiesen werden. Wenige Bürger erin-
nern sich auch an ihre Mitwirkung an einem
Kabarett Ende der 1980er Jahre. Viel bekannt
wurde davon nicht. Der Zerfall der DDR war
auch im kulturellen Leben zu spüren. Die
Bürger hatten schon andere Sorgen. 

Beim Anschluß an die BRD war Ursula Ku-
gel 70 Jahre alt und damit ausgemustert. Kul-
turelle Einrichtungen verschwanden und neu
eingerichtete hatten eine geringe Lebensdau-
er. Eine Welle der Bürokratie schwappte aus
dem Westen in das Anschlußgebiet. Das ge-
wohnte kulturelle Angebot und auch die
Nachfrage an Kultur sanken. 

Da war kein Platz mehr für Ursula Kugel.
Eberswalde verlor infolge des Anschlusses ein
Viertel der Einwohner. Nur ein Teil des Verlu-
stes wurde durch Westdeutsche und Auslän-
der kompensiert. Und so geriet Ursula Kugel
langsam in Vergessenheit. Man begegnete ihr
auch kaum noch in der Öffentlichkeit. Seit
1964 wohnte sie in der Rudolf-Breitscheid-
Straße 64. In der Umgebung gibt es weder
Kaufhalle oder Geschäfte noch Parkbänke
und somit keine Begegnungsmöglichkeit für
Rentner. 

Ursula Kugel war eine lebensfrohe Frau. Ihr
Verhältnis zu den Mitgliedern der Tanzgruppe
war durchaus kumpelhaft, aber zugleich auch
fordernd und fördernd. Wie die meisten Leh-
rer in ihrer Zeit rauchte sie und trank auch
Alkohol. Beides waren für sie Genußmittel
und nie Rauschmittel. Vielleicht war das die
Ursache für ihre angenehm rauchige Stimme.

Obwohl Ursula Kugel viel reiste, blieb ihre
Geburtsstadt Eberswalde ihr Lebensmittel-
punkt. Genauer gesagt, ihr Leben fand
hauptsächlich so um die Achse Rudolf-Breit-
scheid-Straße mit den entsprechenden Um -
gebungen und Verlängerungen (Ausnahme
das Westend Theater) statt. So paßte es
irgend wie, daß ihr Leben dort im Eberswalder
Krankenhaus in der Rudolf-Breitscheid-
Straße im Jahre 2005 endete. 

Ursula Kugel erlebte vier politische Syste-
me, hinterließ auf fünf Gebieten Spuren, und
zwei Autoren erinnern an sie.
Dr. ULRICH POFAHL und HEIDRUN MASKE

(Die Autoren danken Dr. phil. W. Kugel für seine
Hinweise zur Biographie von Ursula Kugel.)
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Das Buch führt uns in die Lebenswelt einer
ganz besonderen Wohngruppe. In ihr leben
mehrere Menschen mit Behinderung – unter-
stützt durch Pflegende – und führen ein weit-
gehend selbstbestimmtes Leben. Als sie eines
Morgens erfahren, daß ein Mitbewohner die
Nacht nicht überlebt hat, sitzt der Schock tief.
Doch offenbar sind zur nächtlichen Stunde
seltsame Dinge geschehen. Warum ist der Au-
tist Keno wie aufgelöst und spricht immer wie-
der von einem Taucher? Was hat die kleine
Wunde am Arm des Verstorbenen zu bedeu-
ten? Und warum hat es dessen Familie so eilig,
ihn unter die Erde zu bringen? Die Fragen las-
sen Theo und seine Freunde aus der WG nicht
los, und sie beschließen, der Wahrheit auf den
Grund zu gehen ...

»Es ehrt Sie, daß Sie heute trotz Fußball und
Hitze hier anwesend sind«, begrüßte der gut ge-
launte Autor und Sozialpädagoge die etwa ein
Dutzend Zuhörenden, die sich in den schatti-
gen Räumen des Gemeindehauses St. Annen

zusammengefunden hatten. Und nach kurzen
einleitenden Worten begann der Autor aus sei-
nem Roman zu lesen und nahm die Anwesen-
den mit in die Räume der Wohngruppe und
hinein in eine informelle »Zeugenbefragung«,
bei welcher die Zuhörer mit den Bewohnern
und Freunden des Verstorbenen Mike erste Be-
kanntschaft schließen.

Zwischendurch beschrieb Franke den Anwe-
senden einige der erwähnten Krankheitsbilder,
erklärte Abläufe und Vorgänge in einer sol-
chen WG und gab einen Einblick in sein beruf-
liches Leben, das die Hintergründe für diesen
Roman lieferte. 

Weiter ging es mit einem Kapitel, welches
die Verwandtschaft des »Ermittlers« Theo und
seiner Schwester Lina beleuchtete und zeigt,
wie scheinbar gut gemeinte »Rücksichtnahme«
und falsche Vorstellungen von einem Leben
mit Behinderung Betroffene eher diskriminie-
ren als besserstellen.

Auch wenn das Anliegen des Autors, beein-
trächtigte Menschen als »ganz normale Mitmen-
schen« darzustellen, deutlich zutage tritt, tut
dies der Spannung und dem Lesevergnügen
des Buches keinen Abbruch. Im Gegenteil – als
Leser hat man den Eindruck, klüger aus der
Geschichte herauszukommen als man hinein-
gegangen ist. Die Mischung aus Lesung und
Gespräch und vor allem die ruhige, freundliche
und offene Art des Autors kamen bei den
Zuhörenden sehr gut an. Und so gab es am
Ende des Abends lang anhaltenden Beifall.

Mit seinem Roman »Der Geschichtensamm-
ler« ist Autor Thomas Franke am 19. Oktober
erneut in Panketal zu Gast.

THORSTEN WIRTH
www.kunstbrueckepanketal.de

Es sollte eine große Vernissage werden. Der
Anlaß: Die über 170 Gemälde und Fotografien,
die den bildnerischen Hintergrund für das
2018 im Verlag Andrea Schröder erschienenen
prächtigen Lyrikband »Wortgeschenke« bilden,
sollten zum ersten Mal gemeinsam in einer
Ausstellung zu bewundern sein. 

Coronabedingt mehrfach verschoben und
letztlich auf die reine Ausstellung ohne offiziel-
le Vernissage reduziert, gab es die Bilder und
Fotos nun erstmals bis Ende Juni vollständig in
der Galerie des Rathauses Panketal zu sehen.

Annähernd 20 Künstlerinnen und Künstler
waren mit ihren Werken an der Schau betei-
ligt. Die Grafiker, Maler und Fotografen stam-
men aus Berlin und Brandenburg. Sie sind Ju-
gendliche wie EVE KANDORA aus Bernau oder

die Panketaler Schülerin PAULA LOOFF, deren
Bilder von Beginn und Abschied das Gedicht
»Am Ende der Reise« von ANDREA SCHRÖDER so
stimmungsvoll illustrieren. Es waren auch Ab-
bildungen der erfahrenen Wandlitzer Autorin
CORNELIA BERA zu sehen, deren Fotos Aus-
schnitte aus dem Alltag oder auch verwun-
schene Landschaften darstellen.

Die jüngste Fotografin war 12, der älteste
Mitgestalter 89 Jahre alt – fünf Generationen
vereint dieses wort- und bildgewaltige Projekt.
Die Bilder – Fotos, Collagen, Skizzen, Zeich-
nungen – laden ein, in stille Momente, beson-
dere Augenblicke und unberührte (nahe) Na-
tur einzutauchen.

THORSTEN WIRTH,
Kunstbrücke Panketal e.V.

Buchtip: 

Einen Waldgarten erschaffen
Mit der Natur arbeiten, um eßbare Pflan-
zen anzubauen · Von MARTIN CRAWFORD. 
OLV Organischer Landbau Verlag Kurt Walter Lau
1. Auflage 2021, 384 S., ISBN 978-3-947413-02-7,
44,90 Euro.

Waldgärtnern ist ein besonderes Gartenkon-
zept, um auf mehreren Stockwerken wertvolle
eßbare Früchte anzubauen und dabei nicht
vergleichbar mit einem herkömmlichen Obst-
garten. Einmal gut durchdacht angelegt, über-
nimmt die Natur den größten Teil der Arbeit
für die Waldgärtnerinnen und Waldgärtner!
Die zahlreichen fachlichen Ratschläge und vie-
len Tips in diesem reichhaltigen Buch sind für
kleine wie größere Waldgärten gleichermaßen
interessant und leicht in die Praxis umsetzbar.

Die neu entstehenden Waldgärten in Europa
sind eine wieder entdeckte Möglichkeit, im
Rahmen eines besonderen gärtnerisch-forst-
wirtschaftlichen Konzeptes wertvolle eßbare
Früchte anzubauen. Ein Waldgarten ist einem
jungen, natürlichen Wald nachempfunden,
und zwar mit einer großen Palette an Ertrags-
pflanzen, die in verschiedenen Ebenen (Stock-
werken) wachsen, ohne daß gegraben, gejätet
oder »Schädlinge« reguliert werden müssen. Die
Pflanzenarten, meist in zahlreichen Sorten,
werden so ausgewählt, daß sie sich gegenseitig
positiv beeinflussen und ein stabiles System bil-
den, das seine eigene Fruchtbarkeit aufrechter-
hält und gleichzeitig einen schönen, harmoni-
schen Anblick bietet. 

Das Buch bietet wertvolles Wissen eines
langjährigen Waldgarten-Praktikers aus erster
Hand zu Planung und Anlage eines Waldgar-
tens mit wichtigen Hinweisen zu den wichtig-
sten Gehölzarten und -sorten, insbesondere
auch auf den Klimawandel. Das gilt für kleine
wie größere Areale bzw. Gärten gleicher-
maßen. Die Waldgärten des Autors Martin
Crawford im britischen Devon sind über das
Vereinigte Königreich hinaus in aller Welt be-
kannt geworden. Sie zählen nicht nur in Fach-
kreisen als gelungene, nachahmenswerte Bei-
spiele für zukunftsfähige, ertragreiche Agro-
forstsysteme in Zeiten des Klimawandels.
Der Hintergrund: Agroforstsysteme wie Wald-
gärten waren früher in Europa sehr verbreitet.
Es gibt sie heute noch teils sogar in großer An-
zahl im Fernen Osten, Afrika und Mittelameri-
ka mit vielen Beispielen für den Anbau auf
mehreren Stockwerken. Sie dienen der nach-
haltigen Ernährung der einheimischen Bevöl-
kerung und haben sich im Allgemeinen als sta-
bil und resilient bewiesen. Solche sogenannten
Multistrata-Agroforstsysteme sind baumdomi-
nierte Landnutzungssysteme mit zwei oder
mehr Baum- oder Strauchschichten und einem
erheblichen Grad an struktureller Vielfalt in
mindestens einer der Schichten. Sie bedecken
mehrere Millionen Hektar in den Tropen und
Subtropen und finden neuerdings wieder Ein-
zug auch in Europa.

Tod in der Wohngruppe
Soko Handicap ermittelt – ein unterhaltsamer Abend mit Thomas Franke
Am 18. Juni war THOMAS FRANKE zu Gast im Gemeindehaus St. Annen in Panketal. Der
Berliner Autor, der als Sozialpädagoge für Menschen mit Behinderung tätig ist, las aus
seinem Kriminalroman »Der Tote und der Taucher«. 

Die Ausstellung Wortgeschenke:

Einblicke in ein wundervolles Buch
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Der Fortschritt von der 1. zur 2. Ausgabe
war zweifellos riesig. Der große Rückenwind
kam einerseits aus dem Bundesförderpro-
gramm »Und seitab liegt die Stadt« und vom
Brandenburgischen Literaturrat, die uns Auto-
renhonorare ermöglichten. So etwas war 2019
noch unvorstellbar. Aber nicht weniger wur-
den die Veranstaltungen in der Uckermark erst
durch die starke Unterstützung aus den Kul-
turämtern der Städte Angermünde und
Schwedt sowie durch den Förderverein Unte-
res Odertal möglich. 

Die Niederbarnimer Eisenbahn hat uns mit
einem Leitartikel in der Frühjahrsausgabe ihres
Kundenmagazins »NEB-Express« und der Gra-
tis-Verteilung unserer Broschüren in ihren Zü-
gen geholfen und während der Veranstaltun-
gen erhielten wir eine ganz besonders wohlwol-
lende Begleitung durch die Märkische Oderzei-
tung. Wenn man bedenkt, wie jung unsere In-
itiative noch ist, dann ist die Summe der Un-
terstützung grandios und zeigt, daß es doch
Kräfte mit einem großen Willen gibt, Autoren,
Verlage und Buchkünstler aus Brandenburg zu
unterstützen. 

Ich möchte mich an dieser Stelle im Namen
aller, die letztlich das Glück hatten, unter den
Ersten gewesen zu sein, die wieder auftreten
konnten, und von denen ich weiß, wie sehr sie
das gefreut hat, bei den Genannten und bei al-
len, die uns diese wundervollen Räume und
Parkanlagen zur Verfügung gestellt haben, und
nicht zuletzt bei allen, die vor Ort die Lesun-
gen ermöglicht haben, bedanken. 

Die Lesungen, die ich als quasi-Veranstalter
selbst miterlebt habe, fanden an außergewöhn-
lichen Orten mit hervorragenden Autoren auf
einem besonderen Qualitätsniveau und in ei-
ner wunderbar einladenden Atmosphäre statt.
Einige Veranstaltungen erreichten dabei die er-
warteten Besucherzahlen, eine ganze Reihe der
Veranstaltungen blieb allerdings leider unter
den Erwartungen. An erster Stelle möchte ich
die Lesung von HELLMUTH HENNEBERG im
Schwedter Schloßpark Monplaisir nennen, die
37 Besucher miterlebt haben. Hier stimmte
einfach alles: Ort, Autor, Stimmung, Wetter.
Ebenso möchte ich die Lesung von JUDITH

ZANDER an der Klosterkirche Angermünde
hervorheben, die allen Beteiligten große Freu-
de bereitet hat. Mehr Besucher hätten aller-
dings die Eröffnungsveranstaltung mit BRYGIDA

HELBIG in Schwedt, die Lesung von JULIA

SCHOCH in der St. Marienkirche Angermünde
und die von CARMEN WINTER & INES GERST-
MANN in der Kirche von Neulietzegöricke ver-
dient gehabt. Die Genannten haben auf ho-
hem Niveau unterhalten. Ein besonderes
High light sollte das Lesefest in Criewen wer-
den, bei dem sechs Autoren fünf Stunden lang
parallel lasen. Zwar hatten wir zusammen 90
Besucher an den Tischen, doch zeigte sich hier,
wie verletzlich Freiluftleseveranstaltungen sein
können, wenn das Wetter nicht mitspielt. Das
Format besitzt dennoch großes Potential, wa-
ren sich alle Beteiligten und Unterstützer einig.
Ich möchte es aus diesem Grund zur Nachah-
mung empfehlen.

Die 2. Tage des offenen brandenburgischen Buches

Fazit: »Eigentlich ein Wunder«

HANS JÖRG RAFALSKI liest aus seinem ersten Buch
»Erosion«. Hier in der einstigen Märkischen Ei-
sengießerei (heute Kinder- und Jugendakade-
mie) am 14.12.2016.

von Hans Jörg Rafalski

Die 2. Tage des offenen brandenburgischen Buches sind vergangen. Lange Zeit war
natürlich unklar, ab wann oder ob sie überhaupt möglich sein würden. Die Entschei-
dung, überhaupt noch zu beginnen, fiel erst zwei Tage vor der Veranstaltung, die letzt-
lich durch höhere Mächte zur Eröffnung des landesweiten Literatur- und Lesefestivals
bestimmt wurde. Eigentlich ein Wunder!

DIE VERANSTALTUNGEN
29. Mai, Eröffnungslesung mit Brygida Helbig
in Schwedt, 17 Teilnehmer
29. Mai, Rainer Ehrt in Kleinmachnow, 36
Teilnehmer
30. Mai, Judith Zander in Angermünde, 31
Teilnehmer
5. Juni, Hans Jörg Rafalski in Niederfinow, 7
Teilnehmer
5. Juni, Steve Sabor in Cottbus, 20 Teilnehmer 
5. Juni, Ute Apitz und Elke Hübener-Lipkau
in Bad Belzig, 30 Teilnehmer
6. Juni, Hellmuth Henneberg in Schwedt, 37
Teilnehmer
11. Juni, Wolfgang Wache in Marga, 10 Teil-
nehmer
12. Juni, Julia Schoch in Angermünde, 18
Teilnehmer
13. Juni, Lesefest in Criewen, 90 Teilnehmer
an den 6 Tischen (geschätzt 30 bis 40 Besu-
cher)
17. Juni, Jana Franke in Potsdam, 23 Teilneh-
mer
18. Juni, Yana Arlt in Marga, 15 Teilnehmer
19. Juni, Hans Jörg Rafalski in Eberswalde, 13
Teilnehmer
20. Juni, Carmen Winter und Ines Gerstmann
in Neulietzegöricke, 12 Teilnehmer
Buchkunsausstellung von Constanze Kreiser
in Bad Saarow, 177 Besucher in 8 Tagen

Daneben wurden die Lesungen von BRUNO

BEEKE aus der »Gebrochenen Poesie Uckermark«
in Gramzow, von THOMAS FRICK und SUSAN-
NE RÜSTER jeweils in Babelsberg ohne Publi-
kum durchgeführt, aufgezeichnet und ge -
streamt.

Am 15. August werden wir in Schöneiche
bei Berlin das 1. Brandenburger Kinder- und
Jugendbuchfest feiern, bei dem Kinder- und Ju-
gendbuchverlage aus Brandenburg und Berlin
gemeinsam auftreten. Da es in Berlin in diesem
Jahr nichts Vergleichbares geben wird, hat
Brandenburg hier ausnahmsweise mal die Nase
vorn. Neben Lesungen und Bühnenprogramm
wird es Mitmachangebote für Kinder und Ju-
gendliche sowie Buchneuvorstellungen geben.
Auch das Brandenburger Kinder- und Jugend-
buchfest soll sich im Rahmen der Tage des offe-
nen brandenburgischen Buches verstetigen.

Die zurückliegenden Wochen haben zudem
zur Formierung des NETZWERK NEUE BRANDEN-
BURGISCHE VERLAGE geführt. Dreizehn neue,
sehr spannende, ambitionierte Verlagsprojekte
mit z.T. äußerst eigenständigen Verlagsprofilen

haben sich zusammengefunden, die ab Herbst
den Versuch unternehmen werden, in Bran-
denburg wieder eine Verlagsszene zu etablie-
ren. Bleiben Sie gespannt! – Die Begeisterung
über die Veranstaltungen bei den vielen Unter-
stützern vor Ort war umwerfend. Die Fragen
nach einer dritten Auflage des Festivals kamen
praktisch überall. Allein das zeigt, daß die Idee
eines landesweiten Literatur- und Lesefestivals
Zukunft haben kann. Ob bzw. wann es eine
dritte Auflage der Tage des offenen branden-
burgischen Buches geben wird, haben wir noch
nicht entschieden.

Leider war auch die Antwort auf meine dies-
bezügliche Einladung an die Teilnehmer des
kürzlichen  Treffens der brandenburgischen Li-
teraturakteure wie immer ein breites Schwei-
gen. Ein landesweites Literatur- und Lesefest

Das 1. Brandenburger Kinder und Jugendbuchfest

kann keine One-man-show sein bzw. sie ist es,
und hat dann aber sehr schnell Grenzen, die
unter anderen Umständen so nicht existieren
würden. Ein landesweites Literatur- und Lese-
festival kann einen großen Nutzen für jeden
einzelnen Teilnehmer beim institutionellen wie
beim Veranstaltungsmarketing haben, wenn
viele gemeinsam an einem Strang ziehen.

HANS JÖRG RAFALSKI
www.brandenburger-buecher.de
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D
er 21. Mai 1871 ist ein freundlicher
Frühsommersonntag. Seit zwei Mona-
ten hatten die Pariserinnen und Pariser

die Regierungsgewalt in ihren eigenen Hän-
den, von Westen und Süden bedrängt durch
die von freigelassenen Kriegsgefangenen auf
170.000 Mann verstärkte Armee der in Ver-
sailles residierenden französischen Regierung
unter ADOLPHE THIERS, von Osten und Nor-
den blockiert von deutschen Truppen, die im
deutsch-französischen Krieg von 1870/71 halb
Frankreich besetzt hatten. 

Die Thiers-Truppen hatten für die Nacht
vom 21. zum 22. Mai den Generalangriff auf
Paris geplant, was dort niemand ahnt. 

Am Sonntagabend sind die Theater ge-
drängt voll, die Boulevards strömen über von
Leben und Fröhlichkeit, die Cafés können die
Menschen nicht fassen. Es herrscht ungewohn-
te Ruhe, denn erstmals seit Wochen schweigen
die Kanonen. Die Breschbatterien vor den
Wallanlagen im Südwesten von Paris hatten
das Feuer eingestellt, weil die Thiers-Truppen
schon in Paris eingedrungen waren.

Das ununterbrochene Bombardement groß-
kalibriger Geschütze hatte die Verteidiger von
den Wällen vertrieben. Unterstützung vom
Rat der Kommune gab es nicht. »Wir befinden
uns in einer Periode ungeheurer Erschlaffung«,
schrieb PROSPER-OLIVIER LISSAGARAY, der
Chronist der Kommune, schon am 19. Mai in
sein Tagebuch. 

An jenem Sonntagnachmittag war der klei-
ne Finanzbeamte JULES DUCATEL, eine Feuer-
pause nutzend, auf den Wällen an der Porte de
Saint-Cloud herumgestromert und hatte kei-
nen Menschen in den Stellungen der Konföde-
rierten vorgefunden. »Er kletterte auf die Bastion

Vor 100 Jahren:

Die Pariser Blutwoche
64«, schrieb Lissagaray, »schwenkte ein weißes
Tuch und rief den Soldaten in den Laufgräben zu:
‘Nur herein, es ist niemand da!’« 

Erst am nächsten Morgen läuten die Sturm-
glocken. Das 15. und 16. Arrondissement im
Südwesten von Paris sind um diese Zeit bereits
in der Hand der Versailler. Statt die Verteidi-
gung zu organisieren, entwirft LOUIS-CHARLES

DELESCLUZE, seit Anfang Mai der Leiter der
Kriegskommission der Kommune, eine Prokla-
mation. Die »Stunde des Revolutionskrieges«
habe geschlagen, worunter er den strategielo-
sen Barrikadenkampf verstand. So kämpfen die
Kommunarden faktisch in jedem Stadtbezirk,
in jeder Straße, für sich allein. Die wenigsten
Barrikaden können frontal eingenommen wer-
den. Die meisten werden umgangen und erlie-
gen den Angriffen von hinten. 

Die »besseren Viertel« im Pariser Westen fal-
len den Verssaillern in den ersten beiden Tagen
in die Hände. Je weiter sie in die Arbeitervier-
tel der Stadt vordringen, desto heftiger wird
der Widerstand. 

»Es sind nicht mehr die herkömmlichen hohen
Schanzen«, schreibt Lissagaray. Meist »werden
die Barrikaden jetzt mit weniger Pflastersteinen
und kaum mannshoch gebaut. Dahinter steht dann
manchmal eine Kanone oder eine Mitrailleuse. In-
mitten der Steine flattert die rote Fahne. Hinter
diesen primitiven Wällen werden von zwanzig
Mann ganze Regimenter aufgehalten. Wenn alle
diese Kraftanstrengungen mit entsprechender
Übersicht geleitet worden wären, wenn Montmar-

tre und das Panthéon ihr Feuer vereinigt hätten,
wäre die Versailler Armee in Paris aufgerieben
worden. Aber ohne richtige Anleitung, ohne aus-
reichende Beherrschung des Kriegswesens sahen
die Föderierten nicht über ihr Stadtviertel, ja nicht
einmal über ihre Straße hinaus. So kam es, daß
man statt 200 gut miteinander verbundener Barri-
kaden, die mit 7000 bis 8000 Mann leicht zu ver-
teidigen gewesen wären, planlos Hunderte von
Barrikaden errichtete, ohne sie ausreichend beset-
zen zu können.«

Thiers Soldateska braucht dennoch mehr als
eine Woche, um den Widerstand der Kommu-
narden zu brechen. Gefangene werden nicht
gemacht. Den Erschießungskommandos fallen
auch zahlreiche Unbeteiligte zum Opfer, die
durch Denunziation oder einfach zufällig in das
Mordgetriebe geraten. Schätzungen gehen von
20.000 bis 40.000 Ermordeten aus. Zehntau-
sende wurden im nachhinein zum Tode oder zu
langjährigen Haftstrafen verurteilt. 

G.M.

Heroisch bis
zum Tod. Der
Leiter der
Kriegs -
kommission
LOUIS-CHARLES

DELESCLUZE

starb am 25.
Mai auf einer
Barrikade in
der Rue
d’Angoulême. 
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Wandertips
von BERND MÜLLER

Anmeldung unter 03344/3002881 oder oder-
land@naturfreunde.de. Wenn nicht anders an-
gegeben, werden folgende Ge bühren erhoben:
Erwachsene 3 €, ermäßigt 1,50 €, Mitglieder der
NaturFreunde Oberbarnim-Oderland e.V. und
Kinder mit Familienpaß Brbg. kostenfrei.

Wanderung zum Baa See
Sonntag, 11. Juli, 12 km-Wanderung mit Klaus
Schluchter

Wir wandern durch das Brunnental, über
den Teller zum Baa-See, wo wir eine Rast einle-
gen. Der Rückweg führt über Sieben Hügel
und andere Wege zum Ausgangspunkt zurück.
Treff: 11 Uhr, Kurmittelhaus, Gesundbrunnen-
straße 33a, 16259 Bad Freienwalde

Der Watzmann an der Mariannenschlucht 
Sonntag, 18. Juli, 11km

Kaum zu glauben, aber wahr: Auch in Bad
Freienwalde gibt es einen Watzmann! Unweit
von Bismarckturm und Teufelssee kündet seit
2017 sogar ein Gipfelkreuz davon. Auch wenn
er mit seinen 1.062 dMetern (!) nicht ganz an
seinen alpinen Namensvetter heranreicht, sind
wir die einzige Region außerhalb Bayerns, die
einen Watzmann vorzuweisen hat.

Um das Jahr 1180 sollen bayerische Lands-
knechte auf der nahen Burg Malchow ange-
heuert haben – dort wo heute der 1895 erbau-
te Bismarckturm steht. Den Rittern fiel der da-
mals noch kahle Gipfel eines Berges auf, von
dem man weit ins Land schauen und jeden
Feind schon von weitem erkennen konnte. 

Klaus Schluchter führt entlang dem Fonta-
ne-Wanderweg auf den Höhen der Barnim-
Kante. Start und Ziel ist am Bahnhof Bad Frei-
enwalde. Mit dem Zug (10.18 Uhr) fahren wir
bis Falkenberg/Mark. Hier wandern wir zuerst
durch die schöne Ortslage und biegen am Fon-
tane Denkmal ein. Vorbei an einem Teich, tau-
chen wir in den Wald ein und erwandern den
ersten Anstieg. Auf dem Höhenweg angekom-
men, geht es weiter durch herrliche Natur mit
Fernsichten. Rast ist an der Malche geplant.

Wir passieren den Teufelssee, der romantisch
am Wegesrand liegt. Nun geht es noch ein
Stück durch Park und Städtchen zum Bahnhof.
Treff: 10 Uhr, Bahnhofsvorplatz, Am Bahnhof,
16259 Bad Freienwalde (Oder)

Durch den Urwald Breitefenn
Sonntag, 1. August 2021, Rundweg 7 km
Förster Tobias Schramm führt zuerst zu einer

Wehrkirche aus dem 13. Jahrhundert. Weiter
geht es zum größten nordischen Findling der
Region. Entlang dem Urwald Breitefenn (ei-
nem der ältesten Naturschutzgebiete) mit ural-
ten Eichen geht es zum Paddenpfuhl und dem
großem und kleinen Lindsee, wo zu erfahren
ist, warum es zum Glück noch Hasen gibt und
Fische ein silbernes Kleid tragen. 
Treff: 13 Uhr Vor Gasthof »Zum großen Stein«,

Neuendorf 1, 16248 Oderberg Ortsteil Neuendorf

Wie viele andere leidet natürlich auch die
Literaturbranche unter den Folgen der Pande-
mie – beziehungsweise sie leidet ganz beson-
ders. Der Buchmarkt soll in den zurückliegen-
den 18 Monaten um 50 Prozent eingebrochen
sein, was natürlich auch Rückschlüsse auf den
Zustand des grundsätzlichen Interesses an Lite-
ratur zuläßt. Die Folgen der Pandemie addieren
somit noch zu dem Umstand, daß die Buch-
käufergruppe 25 bis 45 nahezu nicht mehr exi-
stieren soll. 

Genau das haben unsere Lesungen zu den
2. Tagen des offenen brandenburgischen Bu-
ches belegt. Denn alle Altersgruppen unter 50
waren bei den Lesungen so gut wie nicht ver-
treten. Aus meiner Sicht ein alarmierendes
Zeichen, mit dem das gesamtgesellschaftlich
jetzt nur noch verstärkt spürbare Hinwenden
von der Lokalkultur zur Globalkultur bezie-
hungsweise von der Kultur zur Wirtschaft ganz
allgemein belegt wird.

Ich möchte anregen, die traditionellen For-
mate der Literaturveranstaltung an sich zu hin-
terfragen. Gerade die eindimensionalen Lesun-
gen waren unabhängig von Namen und Qua-
lität der Autoren zu schwach besucht. Lesun-
gen an Originalschauplätzen, Lesungen in der
Natur, Lesungen in Verbindung mit Führun-
gen, Lesungen mehrerer Autoren, ggf. auch Le-
sungen mit Musik und szenische Lesungen
bringen dagegen belebende neue Akzente in
das Leseformat. Ich denke, es wird notwendig
sein, Buch beziehungsweise Text in der Über-
setzung auf die Bühne neu zu denken, um dem
Unterhaltungsanspruch eines immer stärker
umworbenen, erlebnishungrigen Publikums ge-
rechter zu werden. 

Unterstützung jeglicher Art für die Litera-
turbranche zu erobern, bleibt weiterhin eine
vorrangige Aufgabe. Der rbb bleibt für Kultur
in Brandenburg weiterhin eine schwer erober-
bare Diva. Die Märkische Oderzeitung (MOZ)

erweist sich jedoch immer mehr als eine Zei-
tung, deren Kulturredakteure den heimischen
Kulturträgern sehr offen, positiv und somit un-
terstützend begegnen. Dessen ungeachtet
bleibt die Werbung das große Problem für die
Kultur. 

So lange Förderer nur Autorenhonorare un-
terstützen, bleibt das große Problem, ohne an-
gemessene finanzielle Ausstattung im Wettbe-
werb gegen stimmgewaltigere Angebote Wahr-
nehmung zu finden. In diesem Punkt kann ich
nur immer wieder zum Neudenken raten, denn
die Lesung eines Autors hat nur so viel Sinn,
wie auch Besucher für sie geworben werden
können. Reine Honorarförderungen nützen
wenig, insbesondere dort, wo die Lokalpolitik
Kultur nicht fördert.

Die wesentlichsten Werbemittel bleiben Pla-
kat und Website, verbunden über den QR-
Code. Daneben ist die Eroberung von Unter-
stützung durch die Medien zwingend. Die sind
schwer zu erobern wie gesagt. Hier ist ein ge-
samtgesellschaftliches Umdenken nötig, wenn
Brandenburg das Kulturland werden will, das
es vorgibt zu sein. Die Kultur eines Landes lebt
nicht von teuer erkauften Leuchtturmprojek-
ten für Eliten, sondern von einer täglich geleb-
ten Angebotsvielfalt, die im ganzen Land über
das ganze Jahr unter Einbeziehung vieler Men-
schen spürbare Impulse setzt. Und die rührt zu-
erst von den heimischen Kulturträgern.

Was bleibt? Die Website www.brandenbur-
ger-buecher.de mit der digitalen Buchkunst-
ausstellung wird künftig zum Bücherportal der
Brandenburger Autoren, Verlage und Buch-
künstler weiterentwickelt. Die Buchkunstaus-
stellung ist inzwischen mit Partnern in Lodz
und Moskau vernetzt. Daneben wird es ein di-
gitales Schaufenster geben, in dem jederzeit
Bücher bei Neuerscheinen zu entdecken sein
werden. Die Hoffnung also bleibt.

HANS JÖRG RAFALSKI

Literatur – ein Teil der Kultur

Wir suchen Jugendliche ab 14 Jahren & jun-
ge Erwachsene bis 24 Jahre aus Eberswalde &
Umgebung, die im Zeitraum 26. Juli bis 8. Au-
gust Zeit für intensive Proben und Aufführun-
gen einer Performance haben. Wir machen uns
eine schöne Zeit am EXIL Eberswalde (Am
Bahnhof Eisenspalterei) und setzen uns mit sei-
ner besonderen Geschichte auseinander.

Auf dem Gelände des EXIL Eberswalde exi-
stierte von 1944 bis 1945 ein KZ-Außenlager,
in dem 800 Frauen gefangengehalten wurden,
die im Kranbau Zwangsarbeit leisten mußten.
Das Kanaltheater hat mit »verschleppt jung ohne
ich« eine performative Begehung des ehemali-
gen KZ-Außenlagers mit Jugendlichen & jun-
gen Erwachsenen entwickelt. Diese soll im Au-
gust im Rahmen des Themenjahres 2021 Kul -
turland Brandenburg: »Zukunft der Vergangen-

heit – Industriekultur in Brandenburg« erneut ge-
zeigt werden.

Voraussetzungen: es braucht keine Theater-
erfahrung oder »Begabung«, wichtig ist Interes-
se an der Geschichte & Experimentierfreude.
Die Performance hat keine klassische Bühnen-
situation, die Performer schaffen eine Atmos-
phäre, ideal für einen Einstieg und das Auspro-
bieren von Theater/ Performance.
Termine der Aufführungen: 
5.8. + 6.8. + 7.8. + 9.8., jeweils 18 Uhr
Interessierte bitte melden bei Heike Scharpff
(Telefon: 0178/4554579, eMail: post@heike-
scharpff.de, c/o Bürgerstiftung Barnim-Ucker-
mark, Eisenbahnstr. 3, 16225 Eberswalde)

HEIKE SCHARPFF
Regisseurin & Künstlerische Leitung 

(www.kanaltheater.de)

Kanaltheater sucht Mitmacher 
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Rentensprechstunde
»Brandenburgische Rentnerinitiative«

Rentenempfänger können einmal im Monat
Fragen zu ihren Rentenbescheiden klären. Der
Arbeitskreis »Brandenburgische Rentnerinitiati-
ve« gibt kostenfreie Hilfestellung beim Lesen
der Bescheide und Formulieren von Wider-
sprüchen. Zum nächsten Termin lädt die Volks-
solidarität am 14. Juli, von 10 bis 12 Uhr in ihr
Objekt in der Mauerstr. 17 (Richterplatz) in
Eberswalde ein. Bitte unbedingt anmelden bei
Frau Nikitenko unter Tel. 03338/8463. 

ANDREA HOEHNE

FinE unterwegs in der Stadt
Eberswalde (prest-ew). Nachdem das Ebers-
walder Stadtfest »FinE« Anfang Juni coronabe-
dingt zunächst in etwas kleinerer Form mit ei-
ner Auftaktveranstaltung im Familiengarten
begonnen hat, sollen dezentrale Veranstaltun-
gen im ganzen Stadtgebiet das beliebte Fest zu
den Leuten bringen. Unter dem Motto »FinE
on the road« werden bis zum Herbst verschiede-
ne Veranstaltungen stattfinden, darunter
»FinE rockt« und die »Tanznacht FinE« jeweils
als separate Termine, um vor allem und weiter-
hin große Ansammlungen von Menschen zu
vermeiden und doch Kultur zu bieten.

Start für »FinE the road« war der 3. Juli mit
»FinE rockt«. An diesem Abend waren es die
Powerfrauen von STELLA ROCKT! – »der
kraftvolle Hauptstadt-Rock mit Leidenschaft« und
die Band »Vor Rotterdam«, die die Borsighalle
zum Rocken brachten. Stella liefert melodiöse
Pop- und Rocksongs. »Vor Rotterdam« kommt
mit modernem und ambitionierten Deutsch-
Pop aus Berlin und Brandenburg. 
Weitere FinE-Veranstaltungen:
• 11. Juli, 15 Uhr, »FinE on the road« im Ort-
steil Finow mit einem Familienprogramm
• 24. Juli, 19 Uhr, »Tanznacht FinE«, im Fa-

miliengarten, Platz unterm Alten Walzwerk
• 25. Juli, 11 Uhr, »FinE on the road« im Ort-
steil Spechthausen
• 25. Juli, 14 Uhr, »FinE on the road« im Ort-
steil Sommerfelde, Feuerwehrgerätehaus, mit
der Feuerwehrkapelle Bernau
• 25. Juli, 16 Uhr, »FinE on the road«, im Ort-
steil Tornow, Feuerwehrgerätehaus, mit der
Feuerwehrkapelle Bernau
• 7. August, 15 Uhr, »FinE on the road«, Bran-
denburgisches Viertel, Club am Wald
• 22. August, 15 Uhr, »FinE on the road«,
Stadtpark am Weidendamm mit einem Fami -
lienprogramm
• 22. September, 15 Uhr, »FinE on the road«
zum Herbstanfang, Südend

Kulturhaus Heidekrug 2.0 Joachimsthal:

Der Kinomann im Kino
Am Freitag, dem 9. Juli um 19.30 Uhr, läuft

im Kulturhaus Heidekrug 2.0 in der Brunold-
straße 1 in Joachimsthal »Kinomann – von ei-
nem, der einfach weiter macht«, Matthias Dit-
scherleins Dokumentarfilm über den dienstäl-
testen mobilen Filmvorführer Deutschlands,
Eintritt 6 Euro. 

HELMUT GÖLDNER (75) lebt im kleinen Ört-
chen Sieglitz in Sachsen-Anhalt. Als er mit 15
das erste Mal »Kino macht«, ist es um ihn ge-
schehen. Filmrollen, Projektoren und Land-
straßenkilometer bestimmen fortan sein be-

wegtes Leben. Seine Frau Rita und Tochter
Heike sind als kritisch-ironische Beobachterin-
nen ihres »Kinomanns« stets an seiner Seite.
Fast täglich fährt er los, um dort Filme zu zei-
gen, wo es schon lange keine Kinos mehr gibt.
Der Film erzählt von Liebe und Leidenschaft,
zu dem, was man tut und dem, was das mit ei-
ner Familie macht. Und von Helmut Göldner,
dem Superman, dessen Kräfte seiner Meinung
nach nie enden und auch nicht enden dürfen,
denn nach ihm kommt keiner mehr.

RUTH BUTTERFIELD

Kino im Heidekrug
Joachimsthal (bbp). Am 16. Juli, 19.30 Uhr
läuft der Spielfilm »Eine Frau mit berauschenden
Talenten« mit Isabelle Huppert. Die schlecht
bezahlte Arabisch-Übersetzerin im stressigen
Polizeidienst wechselt die Seiten und steigt
groß ins Drogengeschäft ein. Als Araberin ver-
kleidet führt sie Polizei und Drogendealer an
der Nase herum. Dabei wächst ihr Vermögen
und auch ihr weibliches Selbstbewußtsein in
einer kriminellen Männerwelt.


